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	 Umfang des Versicherungsschutzes
1	 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall

1.1	� Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten 
Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen 
eines während der Wirksamkeit der Versicherung eingetre-
tenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das einen 
Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden Vermögens-
schaden zur Folge hatte, aufgrund

	� gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts

	� von einem Dritten auf Schadenersatz in Anspruch genom-
men wird.

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die 
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist.

Auf den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum 
Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an.

1.2	� Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch 
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt,

(1)1�auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbst-
vornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz 
statt der Leistung;

(2)1�wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacher-
füllung durchführen zu können;

(3)1�wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegen-
standes oder wegen des Ausbleibens des mit der 
Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;

(4)1�auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf 
ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

(5)	�auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung 
der Leistung;

(6)	�wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender 
Ersatzleistungen.

1.3	� Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen.

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzs
anktionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten 
Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen 
werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche 
Rechtsvorschriften entgegenstehen.

2	 Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Verein
barung erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht pri-
vatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen

2.1 	� Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch 
durch Sachschäden entstanden sind;

2.2 	� Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf 
finden dann die Bestimmungen über Sachschäden Anwen-
dung.

3	 Versichertes Risiko

3.1	� Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche 
Haftpflicht

(1)	�aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträ-
gen angegebenen Risiken des Versicherungsnehmers;
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(2)	�aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versiche-
rungsschein und seinen Nachträgen angegebenen 
Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder 
Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder 
Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der 
Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unter
liegen;

(3)	�aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach 
Abschluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorge-
versicherung) und die in Ziff. 4 näher geregelt sind.

3.2	� Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhun-
gen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender 
oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann 
den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von Ziff. 21 
kündigen.

4	 Vorsorgeversicherung

4.1	� Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages 
neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertra-
ges sofort versichert.

(1)	�Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auf
forderung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb 
eines Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch 
mit der Prämienrechnung erfolgen.

	� Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Anzeige, entfällt der Versicherungsschutz für das neue 
Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

	� Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko 
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der 
Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen 
ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.

(2)	�Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko eine-
angemessene Prämie zu verlangen.

	� Kommt eine Einigung über die Höhe dieser Prämie in-
nerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige nicht 
zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue 
Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung.

4.2	� Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entste-
hung bis zur Einigung im Sinne von Ziff. 4.1 (2) auf den Betrag 
von 1.000.000 EUR für Personenschäden und 500.000 EUR 
für Sachschäden und – soweit vereinbart – 100.000 EUR für 
Vermögensschäden begrenzt, sofern nicht im Versicherungs-
schein geringere Versicherungssummen festgesetzt sind.

4.3	� Die Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken

(1)	�aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahr-
zeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder Versiche-
rungspflicht unterliegen;

(2)	�aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von 
Bahnen;

(3)	�die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 
unterliegen;

(4)	�die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb 
im Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu 
versichern sind.

Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt bei privaten Haft-
pflichtversicherungen außerdem nicht für Risiken aus be-
trieblicher, beruflicher, dienstlicher und amtlicher Tätigkeit.

5	 Leistungen der Versicherung / Vollmacht des Versicherers

5.1	� Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-
pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadenersatzan-
sprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers 
von berechtigten Schadenersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, wenn 
der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräf-
tigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Ent-
schädigung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch 
gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Ver-
sicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers ab-
gegeben oder geschlossen worden sind, binden den Versi-
cherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis 
oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungsneh-
mers mit bindender Wirkung für den Versicherer festge-
stellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer bin-
nen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen.

5.2	� Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung 
des Schadens oder Abwehr der Schadenersatzansprüche 
zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des 
Versicherungsnehmers abzugeben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit 
über Schadenersatzansprüche gegen den Versicherungs-
nehmer, ist der Versicherer zur Prozessführung bevoll-
mächtigt. Er führt den Rechtsstreit im Namen des Versiche-
rungsnehmers auf seine Kosten.

5.3	� Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereig-
nisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden 
Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung 
eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem 
Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Ver-
sicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm 
besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.

5.4	� Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter 
das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlen-
den Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung 
dieses Rechts bevollmächtigt.

6	 Begrenzung der Leistungen

6.1	� Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssum-
men begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versi-
cherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige 
Personen erstreckt.

6.2	� Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 
Entschädigungsleistungen des Versicherers für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres auf das 2-fache 
der vereinbarten Versicherungssummen begrenzt.

6.3	� Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 
eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versiche-
rungsfälle eingetreten ist, wenn diese

– �auf derselben Ursache,

– �auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 
sachlichem und zeitlichem, Zusammenhang oder

– �auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln

beruhen.
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6.4	� Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versiche-
rungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im 
Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Schaden-
ersatzleistung (Selbstbehalt). Auch wenn die begründe-
ten Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungsfall die 
Versicherungssumme übersteigen, wird der Selbstbehalt vom 
Betrag der begründeten Haftpflichtansprüche abgezogen. 
Ziff. 6.1 bleibt unberührt. Soweit nicht etwas anderes 
vereinbart wurde, ist der Versicherer auch bei Schäden, 
deren Höhe den Selbstbehalt nicht übersteigt, zur Abwehr 
unberechtigter Schadensersatzansprüche verpflichtet.

6.5	� Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 
nicht auf die Versicherungssummen angerechnet.

6.6	� Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus 
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt 
der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Versi-
cherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche.

6.7	� Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Ren-
tenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert 
der Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug 
etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall 
noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme, 
so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versi-
cherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert 
der Rente vom Versicherer erstattet.

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechen-
de Vorschrift der Verordnung über den Versicherungsschutz 
in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils 
gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles.

Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der 
Versicherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen 
beteiligen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die 
Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leis-
tungen verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, 
werden die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag 
von der Versicherungssumme abgesetzt.

6.8	� Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung 
oder Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers 
scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung an 
entstehenden Mehraufwand an Entschädigungsleistung, 
Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

7	 Ausschlüsse

	� Falls im Versicherungsschein und seinen Nachträgen nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der 
Versicherung ausgeschlossen:

7.1	� Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
vorsätzlich herbeigeführt haben.

7.2	� Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren 
Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit

– Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder

– Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

7.3	� Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder 
Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers hinausgehen.

7.4	� Haftpflichtansprüche

(1)	�des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziff. 7.5 
benannten Personen gegen die Mitversicherten;

(2)	�zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben 
Versicherungsvertrages;

(3)	�zwischen mehreren Mitversicherten desselben 
Versicherungsvertrages.

7.5	� Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer

(1)	�aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Ver-
sicherungsvertrag mitversicherten Personen gehören.

	� Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im 
Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder ver-
gleichbarer Partnerschaften nach dem Recht anderer 
Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, 
Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern 
und -kinder (Personen, die durch ein familienähnliches, 
auf längere Dauer angelegtes Verhältnis wie Eltern und 
Kinder miteinander verbunden sind).

(2)	�von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, 
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, 
beschränkt geschäftsfähige oder betreute Person ist;

(3)	�von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person des privaten oder 
öffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger Verein ist;

(4)	�von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesell-
schaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offe-
ne Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;

(5)	�von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist;

(6)	�von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenz
verwaltern.

Zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:

Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis (6) er-
strecken sich auch auf Haftpflichtansprüche von Angehöri-
gen der dort genannten Personen, die mit diesen in häus
licher Gemeinschaft leben.

7.6	� Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, 
geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht 
erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen Verwah-
rungsvertrages sind.

7.7	� Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, 
wenn

(1)	�die Schäden durch eine betriebliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers an diesen Sachen 
(Bearbeitung, Reparatur, Beförderung, Prüfung und 
dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen Sachen gilt 
dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder 
Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen 
waren;

(2)	�die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Ver-
sicherungsnehmer diese Sachen zur Durchführung 
seiner betrieblichen oder beruflichen Tätigkeiten (als 
Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.) 
benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Aus-
schluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von 
ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen waren;
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(3)	�die Schäden durch eine betriebliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers entstanden sind 
und sich diese Sachen oder – sofern es sich um un-
bewegliche Sachen handelt – deren Teile im unmittel
baren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden 
haben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass er zum Zeitpunkt der Tätig-
keit offensichtlich notwendige Schutzvorkehrungen zur 
Vermeidung von Schäden getroffen hatte.

zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7:

�Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziff. 7.6 
und Ziff. 7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, 
Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des 
Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der 
Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versiche-
rungsnehmer als auch für die durch den Versicherungs
vertrag etwa mitversicherten Personen.

7.8	� Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versiche-
rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Ar-
beiten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Her-
stellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt 
auch dann, wenn die Schadenursache in einem mangel-
haften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften Teil-
leistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der 
Sache oder Leistung führt.

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn 
Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungsneh-
mers die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder die 
Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen haben.

7.9	� Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden 
Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetz-
buch VII sind jedoch mitversichert.

7.10	� (a)1�Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer we-
gen Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz 
oder anderen auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) basierenden nationalen Umsetzungsge-
setzen geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann, 
wenn der Versicherungsnehmer von einem Dritten 
aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen pri-
vatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch solche 
Umweltschäden entstandenen Kosten in Anspruch ge-
nommen wird.

1 �Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprü-
che erhalten, die auch ohne Bestehen des Umwelt-
schadensgesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaf-
tungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler 
Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den 
Versicherungsnehmer geltend gemacht werden könnten.

1 �Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versiche-
rung privater Haftpflichtrisiken.

(b)1�Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelt-
einwirkung.

1 Dieser Ausschluss gilt nicht

1 (1)	�im Rahmen der Versicherung privater Haftpflicht-
risiken

1 oder

1 (2)	�für Schäden, die durch vom Versicherungsneh-
mer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch 

Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige Leistungen 
nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss 
der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht).

1 		�  Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für 
Schäden durch Umwelteinwirkung, die aus der Pla-
nung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, 
Instandhaltung oder Wartung von

1 	 –	� Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche 
Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, 
abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-
Anlagen);

1 	 –	� Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaf-
tungsgesetz (UmweltHG-Anlagen);

1 	 –	� Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienen-
den Bestimmungen einer Genehmigungs- oder 
Anzeigepflicht unterliegen;

1 	 –	 Abwasseranlagen

1 	� oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche 
Anlagen bestimmt sind.

7.11	� Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 
asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzufüh-
ren sind.

7.12	� Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittel
barem oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit 
energiereichen ionisierenden Strahlen (z. B. Strahlen von 
radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen).

7.13	� Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen 
sind auf

	 (1)1gentechnische Arbeiten;

	 (2)1gentechnisch veränderte Organismen (GVO);

	 (3)1Erzeugnisse, die

	 1 –	 Bestandteile aus GVO enthalten,

	 1 –	 aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

7.14	� Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen 
durch

(1)	�Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer 
handelt;

(2)	Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen;

(3)	�Überschwemmungen stehender oder fließender 
Gewässer.

7.15	� Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, 
der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer 
Daten, soweit es sich handelt um Schäden aus

(1)	�Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten;

(2)	Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten;

(3)	�Störung des Zugangs zum elektronischen Daten
austausch;

(4)	Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.

7.16	� Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- 
oder Namensrechtsverletzungen.

7.17	� Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, 
Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder 
sonstigen Diskriminierungen.
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7.18	� Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der 
Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers 
resultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch 
Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von 
ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. 
In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig gehandelt hat.

	� Beginn des Versicherungsschutzes/ 
Prämienzahlung

8	� Beginn des Versicherungsschutzes/Prämie und Versiche-
rungsteuer

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungs-
nehmer die erste oder einmalige Prämie rechtzeitig im Sinne 
von Ziff. 9.1 zahlt. Die in Rechnung gestellte Prämie enthält 
die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der 
jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat.

9	� Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erste oder ein-
malige Prämie

9.1	� Die erste oder einmalige Prämie wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungs-
scheins fällig.

Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, gilt 
als erste Prämie nur die erste Rate der ersten Jahresprämie.

9.2	� Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige 
Prämie nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeit-
punkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem 
Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung der Prämie ein-
treten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung ver-
pflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der 
Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat.

9.3	� Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige 
Prämie nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange die Prämie nicht gezahlt ist. Der Ver-
sicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu ver-
treten hat.

10	 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgeprämie

10.1	� Die Folgeprämien sind, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Prämien-
zeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im 
Versicherungsschein oder in der Prämienrechnung angege-
benen Zeitpunkt erfolgt.

10.2	� Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten 
in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindes-
tens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur 
wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge der Prämie, 

Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechts-
folgen angibt, die nach den Ziff. 10.3 und 10.4 mit dem 
Fristablauf verbunden sind.

10.3	� Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem 
Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn 
er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 dar-
auf hingewiesen wurde.

10.4	� Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer 
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er 
den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungs-
nehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten 
Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die 
zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung ein-
getreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

11	 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat

Ist die Einziehung der Prämie von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn die Prämie zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungs-
nehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte die fällige Prämie ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, 
ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie un-
verzüglich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungs
aufforderung des Versicherers erfolgt.

Kann die fällige Prämie nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat wider-
rufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen 
Gründen zu vertreten, dass die Prämie nicht eingezogen 
werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zah-
lung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der 
Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung der Prämie erst 
verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform 
aufgefordert worden ist.

12	 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, sind 
die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Prämi-
enzahlung verlangen.

13	 Prämienregulierung

13.1	� Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzutei-
len, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos 
gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Diese 
Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Prä-
mienrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf 
Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen 
Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom 
Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Prämienunterschiedes verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschul-
den trifft.

13.2	� Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsneh-
mers oder sonstiger Feststellungen wird die Prämie ab 
dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Prämienregu-
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lierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab 
dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versi-
cherer. Die vertraglich vereinbarte Mindestprämie darf da-
durch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend Ziff. 
15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Er-
höhungen und Ermäßigungen der Mindestprämie werden 
berücksichtigt.

13.3	� Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mit-
teilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die 
Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe der 
für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten Prämie 
verlangen. Werden die Angaben nachträglich gemacht, 
findet eine Prämienregulierung statt. Eine vom Versiche-
rungsnehmer zuviel gezahlte Prämie wird nur zurückerstat-
tet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach 
Zugang der Mitteilung der erhöhten Prämie erfolgten.

13.4	� Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung 
auf Versicherungen mit Prämienvorauszahlung für mehrere 
Jahre.

14	 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versiche-
rer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, 
nur Anspruch auf den Teil der Prämie, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

15	 Prämienangleichung

15.1	� Die Versicherungsprämien unterliegen der Prämienanglei-
chung. Soweit die Prämien nach Lohn-, Bau- oder Umsatz-
summe berechnet werden, findet keine Prämienanglei-
chung statt. Mindestprämien unterliegen unabhängig von 
der Art der Prämienberechnung der Prämienangleichung.

15.2	� Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung 
für die ab dem 1. Juli fälligen Prämien, um welchen Prozent-
satz sich im vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt 
der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen 
Haftpflichtversicherung zugelassenen Versicherer gegen-
über dem vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert 
hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst 
niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schaden-
zahlungen gelten dabei auch die speziell durch den einzel-
nen Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Ermittlung 
von Grund und Höhe der Versicherungsleistungen.

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres 
ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schaden
zahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen 
Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle.

15.3	� Im Falle einer Erhöhung oder Verminderung ist der Versi-
cherer berechtigt, die Folgejahresprämie um den sich aus 
Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu verändern (Prämien-
angleichung).

Die veränderte Folgejahresprämie wird dem Versicherungs-
nehmer mit der nächsten Prämienrechnung bekannt gegeben.

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des 
Versicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um ei-
nen geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der 
Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Ziff. 15.2 ermittelt 
hat, so darf der Versicherer die Folgejahresprämie nur um 
den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt 
seiner Schadenzahlungen nach seinen unternehmensei-
genen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese 
Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach 
dem vorstehenden Absatz ergeben würde.

15.4	� Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 5 Pro-
zent, entfällt eine Prämienangleichung. Diese Veränderung 
ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen.

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung
16	 Dauer und Ende des Vertrages

16.1	� Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen.

16.2	� Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem 
Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf 
des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zuge-
gangen ist.

16.3	� Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vor-
gesehenen Zeitpunkt.

16.4	� Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes 
darauffolgenden Jahres gekündigt werden; die Kündigung 
muss dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegan-
gen sein.

17	 Wegfall des versicherten Risikos

Wenn Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so 
erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem 
Versicherer steht die Prämie zu, die er hätte erheben kön-
nen, wenn die Versicherung dieser Risiken nur bis zu dem 
Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er vom Wegfall 
Kenntnis erlangt.

18	 Kündigung nach Prämienangleichung

Erhöht sich die Prämie aufgrund der Prämienangleichung 
gemäß Ziff. 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versiche-
rungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung, 
frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die 
Prämienerhöhung wirksam werden sollte.

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mittei-
lung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung 
muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat 
vor dem Wirksamwerden der Prämienerhöhung zugehen.

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kün-
digungsrecht.

19	 Kündigung nach Versicherungsfall

19.1	� Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 
wenn

–	� vom Versicherer eine Schadenersatzzahlung geleistet 
wurde oder

–	� dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen un-
ter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtan-
spruch gerichtlich zugestellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spä-
testens einen Monat nach der Schadenersatzzahlung oder 
der Zustellung der Klage zugegangen sein.
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19.2	� Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je-
doch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirk-
sam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

20	� Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen

20.1	� Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversiche-
rung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dau-
er seines Eigentums sich aus dem Versicherungsverhältnis 
ergebenden Rechte und Pflichten ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines 
Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen 
Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird.

20.2	� Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle

–	� durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer 
Frist von einem Monat;

–	� durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit so-
fortiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden 
Versicherungsperiode

in Textform gekündigt werden.

20.3	� Das Kündigungsrecht erlischt, wenn

– �der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem 
Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf 
den Dritten Kenntnis erlangt;

– �der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum 
Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen 
bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis 
erlangt.

20.4	� Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer lau-
fenden Versicherungsperiode und wird das Versicherungs-
verhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versiche-
rungsnehmer und der Dritte für die Versicherungsprämie 
dieser Periode als Gesamtschuldner.

20.5	� Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer 
durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Drit-
ten unverzüglich anzuzeigen.

	� Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht be-
steht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in 
dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, 
und der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden 
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte.

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für 
alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der 
Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der Ver-
sicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht kei-
nen Gebrauch gemacht hat.

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeige-
pflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung 
in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige hät-
te zugehen müssen.

21	� Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder 
Erlass von Rechtsvorschriften

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung 
bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der 
Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem 
der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

22	 Mehrfachversicherung

22.1	� Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist.

22.2	� Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, 
ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er 
die Aufhebung des später geschlossenen Vertrages verlan-
gen.

22.3	� Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungs-
nehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, 
nachdem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis er-
langt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirksam, 
zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem Versi-
cherer zugeht.

	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
23	� Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs

nehmers

23.1	� Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für den Entschluss des Versi-
cherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten 
Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch in-
soweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragser-
klärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Text-
form Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. Gefahrerheblich 
sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss 
des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag über-
haupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerhebli-
chen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so be-
handeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt 
oder dies arglistig verschwiegen.

23.2	 Rücktritt

(1)	�Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefah-
rerheblichen Umständen berechtigen den Versicherer, 
vom Versicherungsvertrag zurückzutreten.

(2)	�Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter 
die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.

	� Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahr-
lässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte.
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(3)	Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.

	� Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versa-
gen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand 
weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für 
die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursäch-
lich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versi-
cherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.

Dem Versicherer steht der Teil der Prämie zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abge-
laufenen Vertragszeit entspricht.

23.3	 Prämienänderung oder Kündigungsrecht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versi-
cherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat in Schriftform kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte.

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der 
Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertre-
ten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung die Prämie um 
mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrab-
sicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos 
kündigen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 und 23.3 zu-
stehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich gel-
tend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem 
er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er 
hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Mo-
natsfrist nicht verstrichen ist.

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 und 
23.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzei-
gepflichtverletzung hingewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 und 23.3 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht ange-
zeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 
kannte.

23.4	 Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil der Prämie zu, der 
der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung ab-
gelaufenen Vertragszeit entspricht.

24	 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb an-
gemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die 
Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen 
unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden ge-
führt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.

 25	� Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles

25.1	� Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich 
anzuzeigen, auch wenn noch keine Schadenersatzansprü-
che erhoben wurden.

25.2	� Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Wei-
sungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit 
es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem 
Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schaden-
berichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung 
und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach 
Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens 
wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angefor-
derten Schriftstücke übersandt werden.

25.3	� Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behördli-
ches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbe-
scheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, 
hat er dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen. 

25.4	� Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 
Verwaltungsbehörden auf Schadenersatz muss der Versi-
cherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst 
erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des 
Versicherers bedarf es nicht.

25.5	� Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung 
des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der Versi-
cherer beauftragt im Namen des Versicherungsnehmers 
einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer muss dem 
Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünf-
te erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung 
stellen.

26	 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

26.1	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung 
fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs-
recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf gro-
ber Fahrlässigkeit beruhte.

26.2	� Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Ob-
liegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungs-
schutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versi-
cherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungs-
obliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.
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Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursäch-
lich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig 
davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziff. 26.1 zustehen-
des Kündigungsrecht ausübt.

	 Weitere Bestimmungen
27	 Mitversicherte Personen

27.1	� Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtan-
sprüche gegen andere Personen als den Versicherungs-
nehmer selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmungen 
auf die Mitversicherten entsprechend anzuwenden. Die 
Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.) 
gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines 
Mitversicherten entsteht.

27.2	� Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist 
neben den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegen-
heiten verantwortlich.

28	 Abtretungsverbot

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder 
abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an 
den geschädigten Dritten ist zulässig.

29	 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

29.1	� Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und 
Erklärungen sollen an die Hauptverwaltung des Versiche-
rers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen 
Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle 
gerichtet werden.

29.2	� Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebe-
nen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung 
des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den 
Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.

29.3	� Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für sei-
nen Betrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung 
der betrieblichen Niederlassung die Bestimmungen der 
Ziff. 29.2 entsprechende Anwendung.

30	 Verjährung

30.1	� Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

30.2	� Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von 
der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem 
die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in 
Textform zugeht.

31	 Zuständiges Gericht

31.1	� Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Ver-
sicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ferner ist 
auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz, den 
Sitz seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hat. Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Ver-
tragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, 
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Gerich-
te des Staates zuständig, in dem der Versicherer seinen 
Sitz hat.

31.2	� Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn 
bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohn-
sitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines 
gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das 
zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn 
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft 
ist.

31.3	� Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich 
die juristische Zuständigkeit für Klagen aus dem Versiche-
rungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem 
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs
vertrag zuständigen Niederlassung.

32	 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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A	 Allgemeine Bestimmungen
1	 Gegenstand des Versicherungsschutzes

Versichert sind die gesetzliche und – soweit ausdrücklich 
eingeschlossen – die vertragliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers aus den in der Betriebsbeschreibung 
angegebenen Eigenschaften, Rechtsverhältnissen und Tä-
tigkeiten.

Mitversichert sind betriebsübliche Nebenrisiken, insbe-
sondere die in Teil F aufgeführten.

2	 Mitversicherte Personen/Repräsentanten

2.1	 Mitversicherte Personen

Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht

2.1.1	� der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung 
der versicherten Betriebe oder von Teilen derselben ange-
stellt hat, in dieser Eigenschaft;

2.1.2	� sämtlicher übriger Betriebsangehörigen einschließlich ein-
gegliederter Leiharbeiter und Praktikanten für Schäden, 
die sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für 
den Versicherungsnehmer verursachen. Ausgeschlossen 
sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei de-
nen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialge-
setzbuch VII (SGB VII) handelt;

2.1.3	� der Betriebsärzte, Fachkräfte für Arbeitssicherheit (gemäß 
Arbeitssicherheitsgesetz), Sicherheitsbeauftragten (vgl. 
§ 22 SGB VII) und Beauftragten für Immissionsschutz, 
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Besondere Bedingungen für die Haftpflichtversicherung von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben (BHV)

A	 Allgemeine Bestimmungen
1	 Gegenstand des Versicherungsschutzes

2	 Mitversicherte Personen/Repräsentanten

3	 Mitversicherung rechtlich selbstständiger Unternehmen

4	 Beauftragung von Subunternehmern

5	 Deckungsbesonderheiten

6	 Arbeits- und Liefergemeinschaften

7	 Schäden durch Kraftfahrzeuge

8	 Schäden durch Wasserfahrzeuge

9	 Luft-/Raumfahrzeuge

10	 Begrenzung des Versicherungsschutzes

11	 Erweiterte Versehensklausel

12	 Nachhaftung

13	 Kumulklausel

14	 Bestands- und Innovationsgarantie (BIG)

15	� Kürzung der Versicherungsleistung wegen grob 
fahrlässigen Verhaltens

16	� Verzicht auf Rücktritt im Versicherungsfall bei 
vorvertraglicher Anzeigepflichtverletzung

17	 Private Risiken

B	 Allgemeines Betriebsrisiko
1	 Gegenstand des Versicherungsschutzes

2	 Vermögensschäden

3	 Vermögensschäden-Datenschutz

4	 Belegschafts- und Besucherhabe

5	 Abhandenkommen von Schlüsseln und Codekarten

6	 Mietsachschäden

7	 Strahlenschäden

C	 Produkthaftpflicht-Risiko
1	 Gegenstand der Versicherung

2	 Zeitliche Begrenzung

3	 Vorumsätze/Schäden vor Vertragsbeginn

4	� Abgrenzungen und Erweiterungen des Versicherungs-
schutzes

5	 Risikoabgrenzungen

6	 Versicherungsfall und Serienschaden

7	 Strahlenschäden durch Produkte und Leistungen

8	 Mängelbeseitigungsnebenkosten

9	 Nachbesserungsbegleitschäden

10	 Verlängerung der Verjährungsfrist

11	 Händlerkettenklausel

D	 Produkt-Rückrufkosten-Risiko
1	 Gegenstand des Versicherungsschutzes

2	 Versicherungsfall

3	 Umfang des Versicherungsschutzes

4	 Versichertes Risiko

5	 Mitversicherte Personen

6	 Risikobegrenzungen/Ausschlüsse

7	 Serienschaden

8	 Zeitliche Begrenzung

9	 Auslandsrisiken

10	 Vorsorgeversicherung

11	 Erhöhungen und Erweiterungen des Risikos

12	 Verlängerung der Verjährungsfrist

13	 Händlerkettenklausel

E	 Spezielle Deckungen 
1	� Halten, Hüten und Verwenden von Nutz-, Zug- und 

Zuchttieren

2	� Halten und Hüten von Hunden, Reittieren, Pensionstieren, 
Pferden für Kutsch- und Planwagenfahrten

3	 Aufwendungen nach einem Ausbruch von Tieren

4	 Flurschäden anlässlich des Weidebetriebes

5 	� Verwendung von Pflanzenschutz-, Schädlings- 
bekämpfungs- und Düngemitteln

6	 Kleine ländliche Schankwirtschaft ohne Beherbergung

7	 Ferien auf dem Bauernhof

8	 Spezielle Nebenrisiken

F	 Gewerbliche Nebenrisiken
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Strahlenschutz, Gewässerschutz, Abfallbeseitigung, Da-
tenschutz und dgl. Diese werden nach der konkreten Auf-
gabe – unabhängig von ihrer Stellung im Unternehmen – 
den vorstehend genannten Personenkreisen zugeordnet. 
Für angestellte Betriebsärzte und Sanitätshilfskräfte be-
steht Versicherungsschutz auch für außerdienstliche Erste-
Hilfe-Leistungen für Nicht-Betriebsangehörige außerhalb 
des Betriebes, soweit hierfür nicht anderweitig Versiche-
rungsschutz besteht;

2.1.4	� der aus den Diensten des Versicherungsnehmers ausge-
schiedenen gesetzlichen Vertreter des Versicherungsneh-
mers und der übrigen Betriebsangehörigen aus ihrer frühe-
ren Tätigkeit für den Versicherungsnehmer;

2.1.5	� der freiberuflich tätigen Mitarbeiter, die sie in Ausführung 
oder Unterlassung ihrer dienstlichen Verrichtung für den 
Versicherungsnehmer verursachen.

2.2	 Repräsentanten

Sofern sich der Versicherungsnehmer das Verhalten von 
Repräsentanten zurechnen lassen muss, gelten als Reprä-
sentanten des Versicherungsnehmers ausschließlich:

2.2.1	� die Mitglieder des Vorstands und ihnen gleichgestellte Ge-
neralbevollmächtigte (bei Aktiengesellschaften);

2.2.2	� die Geschäftsführer (bei Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung);

2.2.3	 die Komplementäre (bei Kommanditgesellschaften);

2.2.4	 die Gesellschafter (bei offenen Handelsgesellschaften);

2.2.5	� die Gesellschafter (bei Gesellschaften bürgerlichen 
Rechts);

2.2.6	 die Inhaber (bei Einzelfirmen);

2.2.7	� bei anderen Unternehmensformen (z. B. Genossenschaf-
ten, Verbänden, Vereinen, Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, Kommunen), die nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten berufenen obersten Vertretungsorgane;

2.2.8 	� der dementsprechende Personenkreis bei ausländischen 
Firmen.

3	 Mitversicherung rechtlich selbstständiger Unternehmen

3.1	 im Inland

Mitversichert sind alle bei Vertragsabschluss angezeig-
ten vorhandenen und/oder während der Vertragsdauer 
übernommenen oder neu gegründeten rechtlich selbst-
ständigen Unternehmen im Inland mit gleichem Betriebs-
charakter, an denen der Versicherungsnehmer direkt oder 
indirekt mit mehr als 50 % beteiligt ist und/oder die unter-
nehmerische Führung ausübt.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die Neugrün-
dung oder den Erwerb dem Versicherer zum Ablauf des 
Versicherungsjahres anzuzeigen und die zur endgültigen 
Prämienberechnung maßgeblichen Werte aufzugeben. Der 
Versicherungsschutz erlischt rückwirkend, wenn eine ent-
sprechende Meldung nicht erfolgte oder wenn innerhalb 
von drei Monaten nach der Meldung keine Einigung über 
die endgültige Mitversicherung (Prämie und Bedingungen) 
des neu erworbenen oder gegründeten Unternehmens zu-
stande gekommen ist.

Besteht für ein übernommenes Unternehmen noch bei 
einem anderen Versicherer Versicherungsschutz, so gilt 
der im Rahmen dieses Vertrags vereinbarte Versicherungs-
schutz subsidiär.

3.2	 im Ausland

Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen ver-
einbart, sind alle rechtlich selbstständigen Unternehmen 
im Ausland mitversichert, an denen der Versicherungsneh-
mer direkt oder indirekt mit mehr als 50 % beteiligt ist und/
oder die unternehmerische Führung ausübt.

4	 Beauftragung von Subunternehmern

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der Beauftragung fremder Unternehmen 
(bei Beauftragung von Kraftfuhrunternehmen/Transportun-
ternehmen ist Ziffer 7 zu beachten), soweit die vergebenen 
Leistungen für die Ausführung von Verrichtungen im Inter-
esse des Versicherungsnehmers liegen. 

Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht der fremden 
Unternehmen und ihrer Betriebsangehörigen.

5	 Deckungsbesonderheiten

5.1	 Vorsorgeversicherung

Abweichend von Ziffer 4.2 AHB gelten die vereinbarten Ver-
sicherungssummen auch für die Vorsorgeversicherung.

5.2	� Abhandenkommen von Flüssigkeiten oder Gasen (sog. 
Medienverluste)

Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche im Sin-
ne von Ziffer 2 AHB, die wegen des Austretens von Flüssig-
keiten oder Gasen erhoben werden, weil die zur Lagerung 
oder Beförderung dieser Medien vom Versicherungsneh-
mer hergestellten oder gelieferten Behältnisse (auch Rohr-
leitungen etc.) mangelhaft sind. Der Versicherer verzichtet 
insoweit auf den Einwand des Abhandenkommens und auf 
den Einwand des Erfüllungsanspruchs. Ziffer 7.10 (b) AHB 
bleibt unberührt.

5.3	 Strommehrkosten/Energiemehrkosten

Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche im 
Sinne von Ziffer 2 AHB wegen erhöhtem Energieverbrauch 
und erhöhten Energiekosten aufgrund vom Versicherungs-
nehmer mangelhaft durchgeführter Installation und/oder 
falscher Wärmeberechnung auf Basis des Energieeinspa-
rungsgesetzes.

5.4	 Vertragshaftung

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

5.4.1	� Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.3 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht, die der Versicherungsnehmer auf-
grund von Verträgen genormten Inhalts 

5.4.1.1	� der Deutschen Bahn AG gegenüber übernommen hat (ein-
schließlich – abweichend von Ziffern 7.7 und 7.10 AHB – 
der Haftpflicht wegen Wagenbeschädigung);

5.4.1.2	� mit Behörden oder Körperschaften des öffentlichen Rechts 
oder durch sog. Gestattungs- oder Einstellungsverträge 
übernommen hat;

5.4.1.3	� als Mieter, Entleiher, Pächter oder Leasingnehmer in die-
ser Eigenschaft vom jeweiligen Vertragspartner (Vermieter, 
Verleiher, Verpächter, Leasinggeber) übernommen hat.

5.4.1.4	� Ausgeschlossen bleiben

– �Schäden an gemieteten, geleasten oder gepachteten 
Grundstücken und Gebäuden;

– individuelle Haftungsvereinbarungen.
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5.4.2	 Schiedsgerichtsvereinbarung

Unterwirft sich der Versicherungsnehmer einer Schiedsge-
richtsvereinbarung, verzichtet der Versicherer dann auf den 
Einwand der Ziffer 7.3 AHB, wenn Verfahrensordnungen der 
Internationalen Handelskammer in Paris, der Handelskam-
mern von Genf, Stockholm, Zürich, Wien oder des deutschen 
schiedsgerichtlichen Verfahrens im Sinne der §§ 1025 – 
1048 ZPO zugrunde liegen, die Entscheidung durch drei 
Schiedsrichter sichergestellt ist, der Versicherungsnehmer 
die Einleitung des konkreten Schiedsverfahrens unverzüg-
lich anzeigt und dem Versicherer die Mitwirkung im Schieds-
verfahren entsprechend der Mitwirkung des Versicherers im 
Verfahren des ordentlichen Rechtsweges ermöglicht.

5.4.3	 Regressverzicht

Verzichtet der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles auf Rückgriffsansprüche gegen Dritte, so 
beeinträchtigt dies den Versicherungsschutz nicht.

5.4.4 	 Abbedingung des § 377 HGB

Soweit der Versicherungsnehmer mit seinen Vertrags-
partnern Vereinbarungen zur Abänderung von deren ge-
setzlichen Prüf- und Rügepflichten gemäß des § 377 HGB 
oder entsprechender ausländischer/internationaler Be-
stimmungen trifft, wird der Versicherer sich nicht auf die 
Ausschlussbestimmungen gemäß Ziffer 7.3 AHB berufen, 
soweit für die der jeweiligen vertraglichen Vereinbarung 
zugrunde liegende Lieferung folgende Voraussetzungen 
gegeben sind:

– �Die Auslieferung durch den Versicherungsnehmer erfolgt 
nur nach vorangegangener Qualitätskontrolle auf Basis 
der mit dem Vertragspartner vereinbarten Parameter. 
Das Ergebnis der Prüfung wird beim Versicherungsneh-
mer dokumentiert und aufbewahrt.

– �Der jeweilige Abnehmer führt eine Prüfung der empfan-
genen Lieferungen auf Identität und äußerlich erkennba-
re Transportschäden durch. Es besteht eine Verpflichtung 
zur unverzüglichen Rüge offener Mängel.

5.4.5	 Verkaufs- und Lieferbedingungen

Soweit zwischen dem Versicherungsnehmer und einem 
Anspruchsteller die Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbe-
dingungen des Versicherungsnehmers rechtswirksam ver-
einbart sind, wird sich der Versicherer auf darin enthaltene 
Haftungsausschlüsse nicht berufen, wenn der Versiche-
rungsnehmer dies ausdrücklich wünscht und er nach den 
gesetzlichen Bestimmungen zur Haftung verpflichtet wäre.

5.4.6	 Freistellung von Zwischen-/Endherstellern

Mitversichert ist – abweichend von Ziffer 7.3 AHB – die Frei-
stellung der Abnehmer des Versicherungsnehmers – aus-
genommen solche in USA, US-Territorien und Kanada – vor 
Eintritt des Versicherungsfalles wegen Ansprüchen für Per-
sonen- und Sachschäden aufgrund verschuldensunabhän-
giger, gegenüber Dritten nicht abdingbarer Haftung, soweit 
der Versicherungsnehmer für diese Schäden auch unmittel-
bar haftet und die Freistellung nicht über seine interne Aus-
gleichspflicht nach § 5 ProdHG, § 426 BGB hinausgeht.

5.4.7	 Gerichtsstandsvereinbarung

Der Versicherer wird – abweichend von Ziffer 7.3 AHB – kei-
ne Einwendungen erheben, wenn der Versicherungsneh-
mer mit Zulieferern oder Abnehmern eine Gerichtsstands-
vereinbarung trifft, nach der ein in der Europäischen Union 
oder der Schweiz gelegenes Gericht anzurufen ist.

5.5	 Auslandsschäden

5.5.1	� Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus-
schließlich wegen

5.5.1.1	� im Ausland vorkommender Schadenereignisse aus Anlass 
von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstel-
lungen und Messen;

5.5.1.2	� im Ausland vorkommender Schadenereignisse durch Er-
zeugnisse des Versicherungsnehmers, die ins Ausland 
gelangt sind, ohne dass der Versicherungsnehmer dorthin 
geliefert hat oder dorthin hat liefern lassen;

5.5.1.3	� im Ausland – ausgenommen USA, US-Territorien und Kana-
da – vorkommender Schadenereignisse durch Erzeugnis-
se, die der Versicherungsnehmer dorthin geliefert hat oder 
dorthin hat liefern lassen;

5.5.1.4	� im Ausland – ausgenommen USA, US-Territorien und Ka-
nada – vorkommender Schadenereignisse aus Montage-
arbeiten, Wartungsarbeiten (auch Inspektion und Kun-
dendienst), Reparaturarbeiten und der Erbringung von 
Dienstleistungen;

5.5.1.5	� im Ausland – ausgenommen USA, US-Territorien und Ka-
nada – vorkommender Schadenereignisse durch rechtlich 
unselbstständige Niederlassungen, Betriebsstätten, Läger, 
Verkaufsbüros, Bau- und Montagestellen und dergleichen.

5.5.2	� Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen ver-
einbart, ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – eingeschlos-
sen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen 

5.5.2.1	� direkten Exporten nach USA, US-Territorien und Kanada;

5.5.2.2	� Schadenereignissen aus Montagearbeiten in USA, US-Ter-
ritorien und Kanada;

5.5.2.3	� rechtlich unselbstständigen Niederlassungen, Betriebs-
stätten, Läger, Verkaufsbüros, Bau- und Montagestellen 
und dergleichen in USA, US-Territorien und Kanada;

5.5.2.4	� rechtlich selbstständigen Unternehmen im Ausland. 

5.5.3	� Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom 
Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort 
mit der Durchführung von Arbeiten betraut worden sind. 
Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche aus 
Arbeitsunfällen, die den Bestimmungen des Sozialgesetz-
buches VII unterliegen (siehe Ziffer 7.9 AHB).

5.5.4	� Bei Versicherungsfällen, die in USA, US-Territorien und in 
Kanada geltend gemacht werden, gilt: 

Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtli-
chen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Dritten 
geltend gemachten Ansprüche, insbesondere Anwalts-, 
Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, werden 
– abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die 
Versicherungssumme angerechnet.

5.5.5	� Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Euro-
päischen Währungsunion angehören, gelten die Verpflich-
tungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in 
dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Wäh-
rungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.
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5.6	� Abwässer, Senkungen, Erdrutschungen, Überschwem-
mungen 

Die Ausschlüsse gemäß Ziffer 7.14 AHB gelten gestrichen. 
Ziffer 7.7 AHB gilt in diesem Zusammenhang ebenfalls ge-
strichen.

5.7	 Tätigkeitsschäden

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffern 7.6, 7.7 und 
7.10 (b) AHB – gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen 
Schäden an fremden Sachen und allen sich daraus erge-
benden Vermögensschäden in nachstehendem Umfang. 

Wasserfahrzeuge, Büro- und Wohncontainer gelten als un-
bewegliche Sachen im Sinne von Ziffer 7.7 AHB. 

5.7.1	 Be- und Entladeschäden

Eingeschlossen sind gesetzliche Haftpflichtansprüche 
wegen der Beschädigung von Transportmitteln jeder Art 
(ausgenommen Luft-/Raumfahrzeuge) einschließlich Con-
tainern beim oder infolge Be- und Entladen und aller damit 
zusammenhängenden Tätigkeiten (wie z. B. Bewegen der 
Container).

Für Schäden an der Ladung besteht insoweit Versiche-
rungsschutz, als

– �die Ladung nicht für den Versicherungsnehmer bestimmt 
ist;

– �es sich nicht um Erzeugnisse des Versicherungsnehmers 
bzw. von ihm, in seinem Auftrag oder für seine Rechnung 
von Dritten gelieferte Sachen handelt oder 

– �der Transport der Ladung nicht vom Versicherungsneh-
mer bzw. in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von 
Dritten übernommen wurde.

5.7.2	 Leitungsschäden

Eingeschlossen sind gesetzliche Haftpflichtansprüche we-
gen Schäden an Leitungen aller Art.

5.7.3	 Tätigkeitsschäden

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schä-
den an fremden Sachen, wenn die Schäden

– �durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Ver-
sicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Re-
paratur, Beförderung, Prüfung und dgl.) entstanden sind;

– �dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsneh-
mer diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen 
oder beruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, 
Materialablagefläche und dgl.) benutzt hat; 

– �durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese 
Sachen oder – sofern es sich um unbewegliche Sachen 
handelt – deren Teile im unmittelbaren Einwirkungsbe-
reich der Tätigkeit befunden haben.

Versicherungsschutz besteht auch für Schäden an fremden 
Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Reparatur, 
Wartung oder Pflege befinden oder befunden haben und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch, soweit für be-
stimmte Schäden gemäß Ziffern 5.7.1 oder 5.7.2 Versiche-
rungsschutz besteht.

Die Ausschlussbestimmungen der Ziffern 1.2 AHB und 7.8 
AHB bleiben bestehen.

Kein Versicherungsschutz besteht darüber hinaus für Schä-
den an Sachen, die dem Versicherungsnehmer zum Zwe-
cke der Lohnbe- oder -verarbeitung überlassen wurden, 
soweit sie bei dem unmittelbaren Bearbeitungsvorgang 
entstanden sind. Zum unmittelbaren Bearbeitungsvorgang 
zählen nicht vor- und nachgelagerte Tätigkeiten, wie z. B. 
Verpackung, Transport oder Lagerung der Sachen. 

Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
vereinbart, sind Schäden an Sachen, die dem Versiche-
rungsnehmer zum Zwecke der Lohnbe- und –verarbeitung 
überlassen wurden, auch beim unmittelbaren Bearbei-
tungsvorgang eingeschlossen.

5.7.4	� Tätigkeitsschäden an zur Verfügung gestelltem Fremdma-
terial

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Tätigkeitsschäden an Fremdmateri-
al, das dem Versicherungsnehmer zum Ein-, Auf- oder Zu-
sammenbau zur Verfügung gestellt wurde.

Der Erfüllungsausschluss gemäß Ziffer 1.2 (1) AHB findet 
keine Anwendung.

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprüche 
wegen

– �der Beschädigung von Sachen, die dem Versicherungs-
nehmer zur Lohnbe- oder -verarbeitung überlassen wor-
den sind;

– �Vermögensschäden, die sich aus diesen Tätigkeitsschäden 
ergeben – insoweit abweichend von Ziffer 5.7 Absatz 1.

5.8	 Obhutsschäden

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – 
Schäden an in Obhut genommenen Sachen, die Gegen-
stand eines besonderen Verwahrungsvertrags sind. 

5.9	 Datenlöschklausel

Eingeschlossen ist – auch abweichend von Ziffern 7.7 AHB 
– die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Schäden Dritter durch Datenlöschung, -beschädi-
gung oder Beeinträchtigung der Datenordnung. Derartige 
Schäden werden wie Sachschäden behandelt. Einge-
schlossen sind alle sich daraus unmittelbar ergebenden-
Vermögensschäden.

Die Ausschlussbestimmungen der Ziffern 1.2, 7.8, 7.15 
und 7.16 AHB bleiben bestehen.

5.10	 Internethaftpflichtrisiko

5.10.1	 Versichertes Risiko

Versichert ist – insoweit abweichend von Ziffern 7.7 und 
7.15 AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Schäden aus dem Austausch, der Über-
mittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, z. B. 
im Internet, per E-Mail oder mittels Datenträger.

Derartige Schäden werden wie Sachschäden behandelt.

Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszu-
tauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten 
durch Sicherheitsmaßnahmen und/oder -techniken (z. B. 
Virenscanner, Firewall) gesichert oder geprüft werden bzw. 
worden sind. Diese Maßnahmen können auch durch Dritte 
erfolgen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Oblie-
genheit, gilt Ziffer 26 AHB.
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5.10.2	 Auslandsschäden

Versicherungsschutz besteht – abweichend von Ziffer 7.9 
AHB und in Ergänzung von Ziffer 5.5 – für Versicherungs-
fälle im Ausland einschließlich USA, US-Territorien und 
Kanada.

5.10.3	 Nicht versicherte Risiken

Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genann-
ten Tätigkeiten und Leistungen:

– �Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege;

– �IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schu-
lung;

– �Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, 
-wartung und -pflege;

– �Bereithalten fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-
Service Providing;

– �Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken;

– �Betrieb von Telekommunikationsnetzen;

– �Anbieten von Zertifizierungsdiensten i. S. d. SigG/SigV;

– �Tätigkeiten, für die eine gesetzliche Pflicht zum Ab-
schluss einer Vermögensschaden-Haftpflichtversiche-
rung besteht.

5.10.4	� Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind – in Ergän-
zung zu Ziffer 7 AHB – Ansprüche 

5.10.4.1	 die im Zusammenhang stehen mit 

– �massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten 
elektronisch übertragenen Informationen (z. B. Spam-
ming)

– �Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich be-
stimmte Informationen über Internet-Nutzer gesammelt 
werden können;

5.10.4.2	� wegen Schäden, die von Unternehmen, die mit dem Versi-
cherungsnehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapi-
tal mehrheitlich verbunden sind oder unter einer einheitli-
chen Leitung stehen, geltend gemacht werden;

5.10.4.3	� gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Abwei-
chen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften so-
wie von schriftlichen Anweisungen oder Bedingungen des 
Auftraggebers oder durch sonstige bewusste Pflichtverlet-
zungen herbeigeführt haben.

5.11	 Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzung

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffern 7.15 und 7.16 
AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus der Verletzung von 
Persönlichkeits- und Namensrechten.

Derartige Schäden werden wie Sachschäden behandelt.

In Erweiterung von Ziffer 1.1 AHB ersetzt der Versicherer 

– �Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem 
der Erlass einer einstweiligen Verfügung gegen den Ver-
sicherungsnehmer begehrt wird, auch wenn es sich um 
Ansprüche auf Unterlassung oder Widerruf handelt; 

– �Gerichts- und Anwaltskosten einer Unterlassungs- oder 
Widerrufsklage gegen den Versicherungsnehmer.

5.12	� Haftpflichtansprüche mitversicherter natürlicher Perso-
nen untereinander

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

Eingeschlossen sind – in teilweiser Abweichung von Ziffer 
7.4 AHB – Haftpflichtansprüche mitversicherter natürlicher 
Personen untereinander, und zwar wegen 

– �Personenschäden, bei denen es sich nicht um Arbeitsun-
fälle in dem Unternehmen handelt, in dem die schaden-
verursachende Person angestellt ist;

– �Sachschäden;

– �Vermögensschäden aus der Verletzung von Datenschutz-
gesetzen.

Ausgenommen sind Geld sowie bargeldlose Zahlungsmit-
tel, Wertpapiere (einschließlich Sparbücher), Scheckhefte, 
Urkunden, Schmuck und andere Wertsachen.

5.13	 Ansprüche der gesetzlichen Vertreter

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.4 AHB – ge-
setzliche Haftpflichtansprüche von gesetzlichen Vertretern 
des Versicherungsnehmers und ihrer Angehörigen wegen 
Personen- und Sachschäden, wenn der geschädigte ge-
setzliche Vertreter für das den Anspruch auslösende Ereig-
nis im Betrieb keine Verantwortung/Mitverantwortung zu 
tragen hat.

5.14	 Ansprüche der Versicherungsnehmer untereinander

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.4 AHB – 
gesetzliche Haftpflichtansprüche zwischen mehreren Ver-
sicherungsnehmern wegen Personen- und Sachschäden.

Dies gilt nicht für

– Mietsachschäden gemäß Teil B Ziffer 6;

– das Produkthaftpflichtrisiko gemäß Teil C Ziffer 4.2 ff.

5.15	 Neuwertentschädigung

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

5.15.1	� Auf Wunsch des Versicherungsnehmers leistet der Versi-
cherer für versicherte Sachschäden Schadenersatz zum 
Neuwert.

5.15.2	� Der beschädigte/zerstörte Gegenstand darf zum Zeitpunkt 
der Beschädigung/Zerstörung nicht älter als 24 Monate 
ab Kaufdatum sein. Der Nachweis des Kaufdatums obliegt 
dem Versicherungsnehmer.

Kann das Kaufdatum nicht nachgewiesen werden, besteht 
lediglich Anspruch auf Zeitwertentschädigung.

5.15.3	 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Schäden

– �von mitversicherten Personen und Gesellschaften unter-
einander;

– �im Zusammenhang mit der Lohnbe- und -verarbeitung 
und an fremden Sachen im Sinne Teil B Ziffer 6.3; 

– �an Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeugteilen und -zubehör;

– �an mobilen Kommunikationsmitteln jeder Art (z. B. Mo-
biltelefone);

– �an Computern jeder Art, auch tragbare Computersysteme 
(z. B. Laptop, Tablet-PC);
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– �an Film- und Fotoapparaten;

– �an tragbaren Musik-oder Videowiedergabegeräten (z. B. 
MP3-Player);

– �an Sehhilfen jeder Art.

5.16	 Erweiterter Straf-Rechtsschutz

Ziffer 5.3 AHB wird wie folgt ergänzt:

In einem Strafverfahren wegen eines Versicherungsfalls, 
das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haft-
pflichtanspruch zur Folge haben kann, übernimmt der 
Versicherer in Abstimmung und unter Mitwirkung des Ver-
sicherungsnehmers die Gerichtskosten sowie die gebüh-
renordnungsgemäßen – gegebenenfalls auch die mit ihm 
besonders vereinbarten und vom Versicherer genehmigten 
höheren – Kosten der Verteidigung. 

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Geld-
bußen, Geldstrafen und Strafvollstreckungskosten.

5.17	 Ansprüche aus §§ 906, 1004 BGB, § 14 BImSchG

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

Mitversichert sind Ansprüche gemäß § 906 BGB sowie Be-
seitigungsansprüche gemäß § 1004 I 1 BGB und Ansprü-
che nach § 14 BImSchG. 

5.18	 Aktive Werklohn- und Kaufpreisklage

Der Versicherer trägt die Kosten für die gerichtliche Durch-
setzung von Werklohn- oder Kaufpreisforderungen des Ver-
sicherungsnehmers, soweit

– �die Kosten in Zusammenhang damit stehen, dass ein 
Auftraggeber des Versicherungsnehmers auf Grund ei-
nes behaupteten Schadenersatzanspruches, der unter 
den Versicherungsschutz dieses Vertrages fallen würde, 
die Aufrechnung mit Schadenersatzansprüchen erklärt 
hat und 

– �die Werklohn- oder Kaufpreisforderung an sich in voller 
Höhe unstrittig ist. Als Nachweis, dass die Werklohn- 
oder Kaufpreisforderung unstrittig ist, hat der Versiche-
rungsnehmer ein schriftliches Abnahmeprotokoll des 
Werks bzw. die Empfangsbestätigung der Lieferung ein-
zureichen, von welchem der Werklohn oder der Kaufpreis 
einbehalten wurde.

Der Versicherer trägt die vorgenannten Kosten nur im Ver-
hältnis des Schadenersatzanspruches zur geltend gemach-
ten Werklohn- bzw. Kaufpreisforderung.

5.19	 Home-Office

Sofern für Mitarbeiter des Versicherungsnehmers ein 
Home-Office besteht, gilt folgendes:

Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche aus 
Schäden, welche Dritten oder Mitarbeitern des Versiche-
rungsnehmers in Verbindung mit dem Home-Office ent-
stehen. Sofern Personen- und/oder Sachschäden auf die 
von dem Versicherungsnehmer zur Verfügung gestellten 
Einrichtungsgegenstände oder technischen Gerätschaften 
zurückzuführen sind, wird der Versicherer in Vorleistung 
treten, soweit es sich um gesetzliche Haftpflichtansprüche 
handelt. Der Versicherer behält sich eine Regressmöglich-
keit gegen Dritte ausdrücklich vor.

Ziffer 7.10 (b) AHB gilt gestrichen.

5.20	 Auslösen von Fehlalarm

Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziffer 2 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschäden für un-
mittelbar entstandene Kosten eines versehentlich ausge-
lösten Alarms bei Dritten (z. B. Einsatzkosten für Rettungs-/
Wach- und sonstige Dienste). Sofern es sich hierbei um 
öffentlich-rechtliche Ansprüche handelt, besteht hierfür – 
insoweit abweichend von Ziffer 1.1 AHB – ebenfalls Versi-
cherungsschutz.

5.21	 Online-Handel

5.21.1	 Schäden im Bereich Zahlungs- und Abrechnungsverkehr

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Schäden im Bereich Zahlungs- oder 
Abrechnungsverkehr (z. B. e-Banking, e-Commerce), die 
dadurch entstehen, dass durch Dritte von außen unbe-
rechtigte Eingriffe in interne und/oder externe Datennetze 
vorgenommen werden (z. B. Hacker-Attacks und Denial of 
Service Attacks).

5.21.2	 Unbefugte Zugriffe von außen auf Daten

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.7 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden Dritter, die dadurch entstehen, dass durch Drit-
te von außen unberechtigte Eingriffe in interne und/oder 
externe Datennetze vorgenommen werden (z. B. Hacker-
Attacken und Denial of Service Attacks).

5.21.3	� Vermögensschäden aus der Verletzung gewerblicher 
Schutzrechte und Urheberrechte

5.21.3.1	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der Verletzung fremder Urheber-, Pa-
tent- und Markenrechte. 

5.21.3.2	� In Erweiterung der Ziffer 5.2 AHB ersetzt der Versicherer 
Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem 
der Erlass einer einstweiligen Verfügung oder in dem eine 
Unterlassungsklage gegen den Versicherungsnehmer erho-
ben wird. Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist 
das Vorliegen eines Ereignisses, das einen unter den Ver-
sicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch im Sinne 
der Ziffer 5.21.3.1 zur Folge haben könnte.

5.21.3.3	� Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf Ansprü-
che auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung und Löschung 
und auf damit zusammenhängende Verfahrenskosten so-
wie auf Bußgelder, Strafen und Kosten derartiger Verfahren 
einschließlich Strafvollstreckungskosten.

5.22	 Ansprüche aus Benachteiligungen

5.22.1	 Gegenstand des Versicherungsschutzes 

5.22.1.1	� Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Vermögensschäden im Sinne von Ziffer 2.1 
AHB für Ansprüche aus Benachteiligungen.

5.22.1.2	� Versicherungsschutz besteht für Ansprüche wegen Schä-
den aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbe-
handlung oder sonstigen Diskriminierungen, soweit die-
se Ansprüche aus einer Verletzung von Vorschriften zum 
Schutz vor Benachteiligung resultieren, insbesondere aus 
dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG).
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5.22.2	 Auslandsschäden

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – 
Versicherungsfälle in den Staaten der Europäischen Union 
und in der Schweiz mit Ausnahme von Irland und Großbri-
tannien bzw. für Versicherungsfälle, die nach dem Recht 
dieser beiden Staaten geltend gemacht werden.

5.22.3	 Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche

5.22.3.1	� durch vorsätzliche Schadenverursachung oder durch wis-
sentliches Abweichen von Gesetzen, Vorschriften, Be-
schlüssen, Vollmachten oder Weisungen oder durch sons-
tige wissentliche Pflichtverletzung;

5.22.3.2	� jeglicher Art, die kollektiv erhoben werden, wie z. B. im 
Zusammenhang mit Streitgenossenschaften, Verbandskla-
gen, Gewerkschaften oder Betriebsräten;

5.22.3.3	� im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von rechtlichen 
Interessen aus dem kollektiven Arbeits- und Dienstrecht 
sowie mit Arbeitskampfmaßnahmen (z. B. Aussperrung, 
Streik), soweit diese Ansprüche begründet sind. 

5.22.4	 Insolvenz

Im Fall der Beantragung des Insolvenzverfahrens des Ver-
sicherungsnehmers oder einer vom Versicherungsschutz 
umfassten Tochtergesellschaft erstreckt sich die Deckung 
für das betroffene Unternehmen und die mitversicherten 
Personen des betroffenen Unternehmens nur auf Haft-
pflichtansprüche infolge von Benachteiligungen, welche 
bis zum Zeitpunkt der Beantragung des Insolvenzverfah-
rens begangen worden sind.

6	 Arbeits- und Liefergemeinschaften

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

Für Haftpflichtansprüche aus der Teilnahme an Arbeits- 
und Liefergemeinschaften (ARGE) gelten, unbeschadet der 
sonstigen Vertragsbedingungen (insbesondere der Versi-
cherungssummen), folgende Bestimmungen:

6.1	� Sind die Aufgaben nach Fachgebieten, Teilleistungen oder 
Bauabschnitten aufgeteilt, besteht Versicherungsschutz für 
Schäden, die der Versicherungsnehmer verursacht hat, bis 
zu den vereinbarten Versicherungssummen in voller Höhe.

6.2	� Sind die Aufgaben nicht im Sinne von Ziffer 6.1 aufgeteilt 
oder ist der schadenverursachende ARGE-Partner nicht zu 
ermitteln, so tritt der Versicherer bis zur vereinbarten Ver-
sicherungssumme für den Anteil am Schaden ein, der der 
prozentualen Beteiligung des Versicherungsnehmers an 
der Arbeitsgemeinschaft entspricht. Ist eine prozentuale 
Beteiligung nicht vereinbart, so gilt der verhältnismäßige 
Anteil entsprechend der Anzahl der Partner der Arbeitsge-
meinschaft. 

6.3	� Im Falle der Insolvenz von Partnerfirmen erhöht sich die 
ersatzpflichtige Quote um den nicht zu erlangenden Anteil 
der Entschädigung, welcher der prozentualen Beteiligung 
des Versicherungsnehmers an der Rest-ARGE entspricht. 

6.4	� Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden 
an den von den einzelnen Partnern in die Arbeitsgemein-
schaft eingebrachten oder von der Arbeitsgemeinschaft 
beschafften Sachen, gleichgültig, von wem die Schäden 
verursacht wurden.

6.5	� Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner der 
Arbeitsgemeinschaft untereinander sowie Ansprüche der 
Arbeitsgemeinschaft gegen die Partner und umgekehrt.

7	 Schäden durch Kraftfahrzeuge

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

7.1	 Alle Kraftfahrzeuge

7.1.1	� Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die 
der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Kraftfahrzeuges, Kraftfahrzeuganhängers 
oder einer selbstfahrenden Arbeitsmaschine verursachen 
(siehe jedoch Ziffern 7.2 bis 7.5).

7.1.2	� Besteht nach den vorstehenden Bestimmungen für einen 
Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) 
kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen 
Versicherten.

7.1.3	� Eine Tätigkeit der vorgenannten Personen an einem Kraft-
fahrzeug oder Kraftfahrzeuganhänger ist kein Gebrauch im 
Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen 
Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahr-
zeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

7.2	 Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge

7.2.1	� Abweichend von Ziffer 7.1.1 ist mitversichert die gesetzli-
che Haftpflicht aus Halten und Gebrauch 

7.2.1.1	� von nicht versicherungspflichtigen Kraftfahrzeugen, auch 
Hub- und Gabelstaplern, die nur innerhalb von Betriebs-
grundstücken oder von Betriebshallen oder innerhalb von 
geschlossenen (dem öffentlichen Verkehr nicht zugängli-
chen) Baustellen, nicht auf öffentlichen Wegen und Plätzen 
verkehren.

Mitversichert ist das behördlich erlaubte Befahren öffentli-
cher Wege und Plätze mit nicht zugelassenen Fahrzeugen;

7.2.1.2	� aller Kraftfahrzeuge mit einer bauartbedingten Höchstge-
schwindigkeit von nicht mehr als 6 km/h; 

7.2.1.3	� aller selbstfahrenden Arbeitsmaschinen sowie Hub- und 
Gabelstapler mit einer bauartbedingten Höchstgeschwin-
digkeit von nicht mehr als 20 km/h. Selbstfahrende Ar-
beitsmaschinen sind Fahrzeuge, die nach ihrer Bauart und 
ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen 
Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, nicht zur Beförde-
rung von Personen oder von Gütern bestimmt und geeignet 
sind und die zu einer vom Bundesminister für Verkehr be-
stimmten Art solcher Fahrzeuge gehören;

7.2.1.4	 nicht zulassungspflichtiger Kraftfahrzeuganhänger.

7.2.2	� Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse ge-
mäß Ziffern 3.1 (2) und 4.3 (1) AHB. 

7.2.3	� Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür 
zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtig-
ten Fahrer gebraucht wird.

7.2.4	� Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentli-
chen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrer-
laubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflich-
tet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem 
Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaub-
nis hat.

7.2.5	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der gelegentlichen Überlassung der ver-
sicherten Fahrzeuge an betriebsfremde Personen.

Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht derjenigen, 
denen die Fahrzeuge etc. überlassen worden sind.
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7.3	 AKB-Zusatzdeckung

Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
vereinbart, sind Kraftfahrzeuge, die auf beschränkt öffent-
lichen Wegen und Plätzen verwendet werden, wie folgt ver-
sichert:

7.3.1	� Versichert ist auf der Grundlage der Allgemeinen Bedin-
gungen für die Kraftfahrtversicherung (AKB) die gesetzliche 
Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsneh-
mers aus dem Halten und Gebrauch von mitversicherten 
nicht zugelassenen Hub- und Gabelstaplern und Arbeits-
maschinen, soweit sie auf beschränkt öffentlichen Ver-
kehrsflächen innerhalb des Betriebsgeländes oder mit 
einer behördlichen Ausnahmegenehmigung zum gelegent-
lichen Überqueren/Befahren rein öffentlicher (nicht zum 
Betriebsgelände gehörenden) Straßen, Wege und Plätze 
eingesetzt werden.

7.3.2	� Für Tätigkeitsschäden, Be- und Entladeschäden und Lei-
tungsschäden besteht kein Versicherungsschutz über die-
se Ziffer.

7.4	 Gebrauch fremder Kraftfahrzeuge und Anhänger

7.4.1	� Abweichend von Ziffer 7.1.1 ist mitversichert die gesetz-
liche Haftpflicht aus dem Gebrauch von zulassungs- oder 
versicherungspflichtigen Kraftfahrzeugen und Anhängern, 
wenn Ansprüche gegen

7.4.1.1	� den Versicherungsnehmer gerichtet sind und das Fahrzeug 
nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassen und auch 
nicht im Eigentum des Versicherungsnehmers ist oder von 
ihm geleast wurde;

7.4.1.2	� mitversicherte Personen gerichtet sind und das Fahrzeug 
weder auf den Versicherungsnehmer noch auf die in An-
spruch genommene Person zugelassen und auch nicht im 
Eigentum des Versicherungsnehmers oder dieser Mitversi-
cherten ist oder von ihnen geleast wurde.

7.4.2	 Versicherungsschutz besteht nur insoweit, als 

7.4.2.1	� die Versicherungssumme der Kraftfahrt-Haftpflichtversi-
cherung nicht ausreicht oder

7.4.2.2	� der Versicherungsnehmer bzw. die Mitversicherten durch 
eine bestehende Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung nicht 
geschützt werden oder

7.4.2.3	� der Kraftfahrt-Haftpflichtversicherer Regress nimmt (aus-
genommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch Re-
gressansprüche infolge Leistungsfreiheit des Kraftfahrt-
Haftpflichtversicherers wegen Pflichtverletzung) oder

7.4.2.4	� keine Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung besteht, obwohl 
der in Anspruch genommene Versicherungsnehmer oder 
Mitversicherte ohne Verschulden das Bestehen einer Kraft-
fahrt-Haftpflichtversicherung annehmen durfte, oder 

7.4.2.5	� der Fahrer oder Halter des Fahrzeuges einen gesetzlichen 
Freistellungsanspruch gegen den Versicherungsnehmer 
hat. 

7.4.3	� Schäden an den Fahrzeugen, deren Gebrauch die vorer-
wähnten Haftpflichtansprüche ausgelöst hat, bleiben vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen.

7.5	 Einsatz von Kränen und Winden

7.5.1	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus Besitz und Verwendung von stationären 
Kränen und Winden.

7.5.2	� Beim Einsatz von Autokränen, die dem Versicherungsneh-
mer zusammen mit dem Bedienungspersonal aufgrund 
eines Vertrages überlassen wurden und die nicht Gegen-
stand eines Leasing- oder Mietvertrages mit dem Versiche-
rungsnehmer sind, gilt folgendes:

Mitversichert ist – soweit nicht anderweitig Versicherungs-
schutz besteht – die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers für durch diese Autokräne verursachte 
Schäden, die auf fehlerhafte Einweisung der Kranführer 
durch Mitarbeiter des Versicherungsnehmers zurückzufüh-
ren sind.

8	 Schäden durch Wasserfahrzeuge

8.1	� Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ih-
nen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch 
eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für die sie als 
Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch 
genommen werden.

8.2	� Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versi-
cherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten.

9	 Luft-/Raumfahrzeuge

9.1	� Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ih-
nen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch 
eines Luft-/Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie 
als Halter oder Besitzer eines Luft-/Raumfahrzeuges in An-
spruch genommen werden.

9.2	 Nicht versichert ist die Haftpflicht

9.2.1	� aus Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 
von Luft-/Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft-/Raumfahr-
zeuge, soweit diese Teile im Zeitpunkt der Auslieferung 
durch den Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte 
Dritte ersichtlich für den Bau von Luft-/Raumfahrzeugen so-
wie den Einbau in Luft-/Raumfahrzeuge bestimmt waren; 

9.2.2	� aus Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Über-
holung, Reparatur, Beförderung) an Luft-/Raumfahrzeugen 
sowie Luft-/Raumfahrzeugteilen, und zwar sowohl wegen 
Schäden an Luft-/Raumfahrzeugen einschließlich der mit 
diesen beförderten Sachen und Insassen als auch wegen 
sonstiger Schäden durch Luft-/Raumfahrzeuge.

9.3	� Zu Ziffern 9.1 und 9.2: Besteht nach diesen Bestimmungen 
für einen Versicherten (Versicherungsnehmer oder Mitver-
sicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt das auch für 
alle anderen Versicherten.

9.4	 Schäden durch Flugdrohnen 

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

9.4.1	� Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
vereinbart, ist versichert – teilweise abweichend von Ziffer 
9.2 – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers ausschließlich aus dem Gebrauch von Flugdrohnen 
mit einem Gesamtgewicht von bis zu 5 kg im Rahmen der 
Berufsausübung im In- und Ausland, ausgenommen USA/
Kanada. Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, 
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dass die erforderlichen gesetzlichen bzw. behördlichen 
Genehmigungen und Erlaubnisse vorliegen sowie Auflagen 
erfüllt sind und erforderliche Befähigungen nachgewiesen 
werden können.

9.4.2	� Versicherungsschutz besteht auch, wenn der Versiche-
rungsnehmer oder eine mitversicherte Person ausschließ-
lich als Halter nach §§ 33 ff. Luftverkehrsgesetz (LuftVG) 
belangt werden.

9.4.3	� Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Vermö-
gensschäden sowie Ansprüche aus Persönlichkeitsrechts-
verletzungen.

10	 Begrenzung des Versicherungsschutzes

10.1	 Ausgeschlossen sind Ansprüche

10.1.1	� aus Eigenschaften, Rechtsverhältnissen und Tätigkeiten, 
die weder dem versicherten Betrieb eigen, noch sonst dem 
versicherten Risiko zuzurechnen sind (siehe jedoch Vorsor-
geversicherung);

10.1.2	� aus Herstellung, Verarbeitung und Beförderung von 
Sprengstoffen oder aus ihrer Lagerung zu Handelszwecken 
sowie aus Veranstalten oder Abbrennen von Feuerwerken;

10.1.3	 aus Schäden an Kommissionsware;

10.1.4	 aus Besitz oder Betrieb von Bahnen;

10.1.5	� aus Sachschäden, die an Immobilien anlässlich von Spren-
gungen in einem Umkreis von weniger als 150 m entste-
hen. Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberührt;

10.1.6	� wegen Sachschäden in einem Umkreis, dessen Radius 
der Höhe des einzureißenden Bauwerkes entspricht. Ziffer 
7.10 (b) AHB bleibt unberührt;

10.1.7	� aus Planungs- und Bauleitungstätigkeit, soweit die Bauvor-
haben nicht vom Versicherungsnehmer ausgeführt werden;

10.1.8	� aus Schäden durch Stollen-, Tunnel- und Untergrundbahn-
bau (auch bei offener Bauweise);

10.1.9	 aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse; 

10.1.10	� wegen Personenschäden durch im Geltungsbereich des 
Arzneimittelgesetzes (AMG) an Verbraucher abgegebene 
Arzneimittel, für die der Versicherungsnehmer in seiner 
Eigenschaft als pharmazeutischer Unternehmer im Sinne 
des § 4 Abs. 18 AMG nach § 94 AMG eine Deckungsvorsor-
ge zu treffen hat;

10.1.11	� wegen Gesundheitsbeeinträchtigungen aus dem Konsum 
von Tabak, Tabakprodukten sowie von im Zusammenhang 
mit der Endherstellung/Produktion solcher Tabakprodukte 
verwendeten Zusatzstoffe (z. B. Filter). Dies gilt auch, so-
weit es sich um Haftpflichtansprüche von Personen han-
delt, die nicht selbst Tabakwaren genossen haben (sog. 
Passivraucher);

10.1.12	� wegen Schäden, die durch Elektro-Magnetische-Felder 
(EMF) verursacht werden;

10.1.13	� wegen Schäden aus der Infektion mit Erregern des Acqui-
red Immune Deficiency Syndrome (z. B. HIV, HTLV III-Viren) 
und wegen Schäden aus Diagnostica/Therapeutica bzgl. 
Aids;

10.1.14	� wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, 
anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unru-
hen, Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf 
Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen; 
das gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit 
sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben;

10.1.15	� auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere puni-
tive oder exemplary damages;

10.1.16	� nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammen-
hang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des 
französischen Code Civil oder gleichartigen Bestimmungen 
anderer Länder;

10.1.17	� wegen Schäden, die im ursächlichen Zusammenhang mit 
Halogenkohlenwasserstoffen (HKW) bzw. HKW-haltigen 
Substanzen oder polychlorierten Biphenylen (PCB) oder 
PCB-haltigen Substanzen stehen. Zu den HKW bzw. HKW-
haltigen Substanzen zählen insbesondere die chlorierten 
Kohlenwasserstoffe (CKW) sowie die Fluorkohlenwasser-
stoffe (FKW);

10.1.18	� wegen Schäden aus Herstellung, Verarbeitung, Inkorpo-
ration und/oder Vertrieb von Antikonzeptiva (hormonelle 
Verhütungsmittel und Intra-Uterine-Devices), Diethylstill-
bestrol-L-Tryptophan sowie Silikonimplantaten;

10.1.19	� wegen Schäden aus übertragbaren spongiformen Enze-
phalopathien (BSE-Ausschluss); 

10.1.20	� wegen Bergschäden (im Sinne des § 114 BBergG), soweit 
es sich handelt um die Beschädigung von Grundstücken, 
deren Bestandteilen und Zubehör;

10.1.21	� wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (im Sinne des § 114 
BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäu-
reeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen;

10.1.22	� wegen Schäden im Zusammenhang mit Betrieb, Besitz, 
Eigentum, Errichtung, Montage und Wartung von Offshore-
Risiken;

10.1.23	� wegen Schäden aus dem Besitz und Betrieb von Pipelines 
(Leitungen für Gas, Öl, Ölprodukte oder sonstige gefährli-
che Stoffe), soweit die Leitungen das Betriebsgelände ver-
lassen.

10.2	� Bei Schäden aus Besitz und Verwendung von feuergefähr-
lichen, giftigen oder explosiblen Stoffen ist der Versicherer 
gegenüber den Personen, die den Schaden durch vorsätzli-
ches Abweichen von gesetzlichen, behördlichen, berufsge-
nossenschaftlichen oder sonstigen Sicherheitsvorschriften 
herbeigeführt haben, von der Verpflichtung zur Leistung 
frei.

10.3	� Bei Versorgungsbetrieben, Bewachungsunternehmen, 
Betrieben der chemischen Industrie, Betrieben der Bio-
Chemie, pharmazeutischen Unternehmen und bei Groß-
veranstaltungen (mehr als 3.000 Besucher) gilt zusätzlich 
folgender Ausschluss:

Nicht versichert sind Schäden, Kosten und Aufwendungen 
jeder Art im Zusammenhang mit Terrorakten. 

Im Sinne dieser Klausel sind Terrorakte jegliche Handlun-
gen von Personen oder Personengruppen zur Erreichung 
von politischen, religiösen, ethnischen, ideologischen 
oder ähnlichen Zielen oder Zwecken, die geeignet sind, 
Angst und Schrecken in der Bevölkerung zu verbreiten 
und/oder eine Regierung oder staatliche Einrichtung zu 
beeinflussen. 

Ausgeschlossen sind auch Schäden, Kosten oder Aufwen-
dungen jeglicher Art, die im Zusammenhang stehen mit 
Handlungen, die zur Eindämmung, Vorbeugung oder Un-
terdrückung von Terrorakten ergriffen werden.

11	 Erweiterte Versehensklausel

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –
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11.1	� Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf versehent-
lich nicht gemeldete, nach Beginn der Versicherung einge-
tretene Risiken, die im Rahmen des versicherten Betriebes 
liegen und weder nach den Allgemeinen noch den sonsti-
gen Bedingungen des Vertrages von der Versicherung aus-
geschlossen sind. Der Versicherungsnehmer ist verpflich-
tet, sobald er sich des Versäumnisses bewusst geworden 
ist, unverzüglich die entsprechende Anzeige zu erstatten 
und die danach zu vereinbarende Prämie vom Gefahren-
eintritt an zu entrichten.

11.2	� Wird anlässlich eines Versicherungsfalls festgestellt, dass 
die Betriebsbeschreibung und/oder mitzuversichernde 
Unternehmen im Inland versehentlich nicht oder nicht kor-
rekt benannt sind, ist eine rückwirkende Berichtigung mög-
lich und Deckung zu gewähren, soweit 

– �durch die Berichtigung üblicherweise keine Mehrprämie 
anfällt, bzw. auf diese konkret verzichtet wird und 

– �die Tätigkeit im Rahmen der Umsatz-, Lohnsummen- oder 
Mitarbeiteranzahlmeldung erfasst war und der Anteil aus 
den nicht benannten Tätigkeit 20 % der Gesamttätigkeit 
nicht überschreitet sowie 

– �personelle (auch familiäre) oder kapitalmäßige Verflech-
tungen zu den nicht benannten mitversicherten Unter-
nehmen bestehen.

Ausgeschlossen bleiben ausdrücklich dokumentierte, 
nicht versicherte Tätigkeiten und Risiken. 

12	 Nachhaftung

Bei endgültiger Betriebsaufgabe, nicht aus anderen Grün-
den (insbesondere nicht bei Änderung der Rechtsform, 
bei Kündigung des Versicherungsverhältnisses durch den 
Versicherungsnehmer oder den Versicherer) gilt folgende 
Vereinbarung:

Versicherungsschutz wird im Umfang des Vertrages für die 
Dauer von fünf Jahren nach Vertragsaufhebung für Scha-
denereignisse geboten, die nach Beendigung des Vertrags-
verhältnisses entstehen, soweit diese Schadenereignisse 
aus vor Beendigung des Vertragsverhältnisses ausgeführten 
Lieferungen von Erzeugnissen oder Arbeiten resultieren. 

Die Höchstersatzleistung des Versicherers während der 
Nachhaftungszeit ist auf den zum Zeitpunkt der Vertrags-
aufhebung unverbrauchten Teil der Versicherungssummen 
im Rahmen der Jahreshöchstersatzleistung des Versiche-
rungsjahres, in dem das Versicherungsverhältnis endet, 
begrenzt. 

13	 Kumulklausel

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

Beruhen mehrere Versicherungsfälle

– auf derselben Ursache oder

– �auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachli-
chem und zeitlichem Zusammenhang oder

– �auf der Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln

und besteht Versicherungsschutz für die Versicherungsfäl-
le im Rahmen verschiedener Abschnitte dieses Vertrags, so 
steht für diese Versicherungsfälle nicht der Gesamtbetrag 
kumulativ aus den verschiedenen Versicherungssummen, 
sondern bei gleichen Versicherungssummen höchstens 
eine Versicherungssumme, ansonsten maximal die höhere 
Versicherungssumme zur Verfügung.

Für die Feststellung der höchsten Versicherungssumme ist 
der Zeitpunkt maßgebend, in dem der erste Versicherungs-
fall eingetreten ist.

14	 Bestands- und Innovationsgarantie (BIG) 

14.1	 Leistung

14.1.1	 Bestandsgarantie

Für den Fall, dass der bedingungsgemäße Versicherungs-
schutz des Versicherungsvertrags beim unmittelbaren 
Vorversicherer zur Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversi-
cherung weitergehen sollte als der Versicherungsschutz 
dieses Vertrags, finden die Bedingungen der Vorversiche-
rung insoweit ergänzend Anwendung (im Sinne einer Kon-
ditionsdifferenzdeckung). 

Als Versicherungsvertrag beim unmittelbaren Vorversiche-
rer gelten Verträge, die 

14.1.1.1	� denselben Versicherungsnehmer aufweisen und deut-
schem Recht unterliegen;

14.1.1.2	� mindestens ein volles Versicherungsjahr bestanden haben 
und maximal drei Monate vor Beginn dieses Vertrags bei 
den Basler Versicherungen beendet wurden;

14.1.1.3	� nicht vom Vorversicherer gekündigt oder im beiderseitigen 
Einvernehmen beendet worden sind.

Die Bestandsgarantie gilt nicht für Risiken, die bei der 
Basler Versicherungen gegen Mehrprämie mitversicherbar 
sind. 

14.1.2	 Innovationsgarantie

Mitversichert gelten Schäden, die im Rahmen des verein-
barten Deckungsumfangs nicht versichert sind, jedoch 
zum Zeitpunkt des Schadeneintritts durch aktuelle Bedin-
gungen der Basler Versicherungen prämienneutral mitver-
sichert gelten

14.1.3	 Markt-Innovationsgarantie

Mitversichert gelten Schäden, die im vereinbarten De-
ckungsumfang nicht versichert sind, jedoch zum Zeitpunkt 
des Schadeneintritts durch einen allgemeinen Tarif am 
Markt zur gewerblichen Haftpflichtversicherung eines an-
deren in Deutschland zum Betrieb zugelassenen Versiche-
rers prämienneutral mitversichert wären. Die vorgenannte 
Regelung gilt nicht für Spezialkonzepte.

Die Markt-Innovationsgarantie gilt ferner nicht für Risiken, 
die bei der Basler Versicherungen gegen Mehrprämie mit-
versicherbar sind. 

14.2	 Umfang der Leistungen

Den Nachweis (in Form der Bedingungen und Klauseln) 
über die anderweitige Mitversicherung muss der Versiche-
rungsnehmer führen. Der Umfang der Mitversicherung rich-
tet sich nach den Regelungen des für die Mitversicherung 
nachgewiesenen Vertrags.

Zu diesem Vertrag vereinbarte Selbstbeteiligungen bleiben 
unberührt.

14.3	 Ausschlüsse

Die Bestands- und Innovations-Garantie (BIG) gilt nicht 
für Ziffer 14.1.1 – Bestandsgarantie – und Ziffer 14.1.3 – 
Markt-Innovationsgarantie für 

– �Schäden aufgrund vorsätzlicher Handlungen durch den 
Versicherungsnehmer oder dessen Repräsentanten; 
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– �Risiken, die bei der Basler Versicherungen gegen Mehr-
prämie mitversicherbar sind;

– �Eigenschäden;

– �vertragliche Haftung;

– �versicherungspflichtige Risiken;

– �aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von 
Bahnen;

– �die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im 
Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu ver-
sichern sind;

– �Kasko-Deckungen für Leih- und Mietfahrzeuge;

– �Schäden in USA/Kanada;

– �Ansprüche, die über die gesetzliche Haftpflicht hinaus-
gehen;

– �Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten;

– �reine Vermögensschäden, wie z. B. Schäden der erweiter-
ten Produkthaftpflicht, Produktschutzdeckungen, Rück-
rufkostenversicherungen, Cyber-Deckungen.

15	� Kürzung der Versicherungsleistung wegen grob fahrlässi-
gen Verhaltens

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

Ist der Versicherer wegen grob fahrlässigen Verhaltens gemäß 
Ziffern 23 bis 25 AHB berechtigt, die Schadensersatzleistung 
gemäß Ziffer 26 AHB zu kürzen, wird er bei entsprechendem 
Hinweis des Versicherungsnehmers bei diesen Schäden die 
Schadenersatzleistung um maximal 20 % kürzen.

16	� Verzicht auf Rücktritt im Versicherungsfall bei vorvertragli-
cher Anzeigepflichtverletzung

Der Versicherer verzichtet auf einen Rücktritt im Versiche-
rungsfall wegen vorvertraglicher Anzeigepflichtverletzung, 
soweit diese länger als 3 Jahre zurückliegt und es sich um 
einen Schaden bis maximal 1.000,00 EUR handelt. 

17	 Private Risiken

Der Versicherungsschutz für die privaten Risiken richtet 
sich nach den AHB, den Besonderen Bedingungen für die 
Haftpflichtversicherung von privaten Risiken (PHV) sowie 
dieser Ziffer.

Während der Laufzeit dieses Vertrags besteht für

– den Versicherungsnehmer;

– den Altsitzer

als jeweils rechtlich selbstständiger Vertrag eine Privat-
Haftpflichtversicherung.

Mitversichert ist die Tierhalterhaftpflicht aus der Haltung 
eines Hundes.

Im Falle des Todes besteht der Versicherungsschutz abwei-
chend von Teil A Ziffer 7 PHV bis zum Ende des laufenden 
Versicherungsjahres.

Der Versicherer wird sich auf die Bestimmungen der Ziffer 
7.4 AHB nicht berufen, wenn diese Bestimmungen nur we-
gen des Einschlusses mehrerer Privat-Haftpflichtversiche-
rungen in diesem Vertrag anzuwenden wären.

Besteht für den/die Versicherten anderweitig eine Haft-
pflichtversicherung, wird der Versicherungsschutz subsidi-
är gewährt, d. h. ein anderweitiger Vertrag geht vor.

Für landwirtschaftliche Lohnmaschinenbetriebe und land-
wirtschaftliche Maschinengenossenschaften gilt:

Die Bestimmungen für die Mitversicherung der Privat-Haft-
pflichtversicherung finden für diese Betriebe keine Anwen-
dung.

B	 Allgemeines Betriebsrisiko
Der Versicherungsschutz für das Allgemeine Betriebsrisiko 
bestimmt sich ausschließlich nach den AHB sowie den Tei-
len A und B.

1	 Gegenstand des Versicherungsschutzes 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers für Personen-, Sach- und daraus entstandene 
weitere Schäden aus dem allgemeinen Betriebsrisiko.

2	 Vermögensschäden 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermö-
gensschäden im Sinne der Ziffer 2.1 AHB wegen Versiche-
rungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetreten sind. 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden

2.1	� durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag 
oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder ge-
lieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistun-
gen;

2.2	� aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, 
prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

2.3	� aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirt-
schaftlich verbundene Unternehmen;

2.4	 aus Vermittlungsgeschäften aller Art;

2.5	� aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveran-
staltung; 

2.6	� aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Lea-
sing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zah-
lungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung sowie aus 
Untreue und Unterschlagung;

2.7	� aus Rationalisierung und Automatisierung, aus Datener-
fassung, -speicherung, -sicherung, -wiederherstellung so-
wie aus Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektroni-
scher Daten;

2.8	� aus der Verletzung von Persönlichkeits- und Namensrech-
ten (siehe jedoch Teil A Ziffer 5.11), gewerblichen Schutz- 
und Urheberrechten sowie des Kartell- und Wettbewerbs-
rechts;

2.9	� aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und 
Kostenanschlägen;

2.10	� aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige 
oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäftsfüh-
rung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer Lei-
tungs- oder Aufsichtsgremien/Organe im Zusammenhang 
stehen;

2.11	� aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behörd-
lichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen 
des Auftraggebers oder aus sonstiger bewusster Pflichtver-
letzung;

2.12	� aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von 
Geld, Wertpapieren und Wertsachen.
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3	 Vermögensschäden-Datenschutz

Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Ver-
mögensschäden aus der Verletzung von Datenschutzgeset-
zen über personenbezogene Daten.

Die Ausschlussbestimmungen der Ziffern 2.5 und 2.7 fin-
den insoweit keine Anwendung.

4	 Belegschafts- und Besucherhabe

Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziffer 2.2 AHB und 
abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden aus 
dem Abhandenkommen von Sachen der Betriebsangehö-
rigen und Besucher und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. 

Ausgenommen sind Geld sowie bargeldlose Zahlungsmit-
tel, Wertpapiere (einschließlich Sparbücher), Scheckhefte, 
Urkunden, Schmuck und andere Wertsachen.

Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherungen 
des Versicherungsnehmers oder des Geschädigten be-
steht, geht dieser vor.

5	 Abhandenkommen von Schlüsseln und Codekarten

5.1	� Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziffer 2 AHB und ab-
weichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht 
aus dem Abhandenkommen von fremden Schlüsseln 
(auch General-Hauptschlüssel für eine zentrale Schließan-
lage), die sich rechtmäßig im Gewahrsam des Versicherten 
befunden haben.

5.2	� Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf gesetzliche Haft-
pflichtansprüche wegen der Kosten für die Auswechslung 
von Schlössern und Schließanlagen bzw. Änderungspro-
grammierung des Zugangssystems, für die Neuanfertigung 
von Schlüsseln sowie für vorübergehende Sicherungsmaß-
nahmen (Notschloss) und einen Objektschutz bis zu 14 
Tage, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust 
des Schlüssels festgestellt wurde.

5.3	� Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Schäden, die als Folge eines versicherten 
Verlusts ausschließlich von Schlüsseln zu unbeweglichen 
Sachen eintreten (z. B. wegen eines Diebstahls).

5.4	� Codekarten, Transponder und sonstige elektronische 
Schlüssel stehen Schlüsseln gleich.

6	 Mietsachschäden

6.1	 Mietsachschäden an Immobilien und/oder Betriebsräumen 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffern 7.6 AHB und 
7.10 (b) AHB – die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden 
an für betriebliche Zwecke gemieteten und/oder gepachte-
ten (nicht geleasten) Gebäuden und/oder Räumen und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Ziffer 7.14 
AHB findet insofern keine Anwendung.

6.2	 Mietsachschäden anlässlich Dienstreisen

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffern 7.6 AHB und 
7.10 (b) AHB – die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden 
an anlässlich von Dienstreisen gemieteten Räumen oder 
deren Ausstattung und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. 

6.3	� Mietsachschäden an beweglichen Sachen (einschließlich 
Arbeitsmaschinen und Gerätschaften) 

Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffern 7.6, 7.7 und 
7.10 (b) AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden 

an beweglichen Sachen (einschließlich Arbeitsmaschinen 
und Gerätschaften), die der Versicherungsnehmer gemie-
tet, gepachtet oder geliehen (nicht geleast) hat und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

6.4	 Für Ziffern 6.1 bis 6.3 gilt: 

Nicht versichert sind 

6.4.1	� Ansprüche wegen Abnutzung, Verschleiß oder übermäßi-
ger Beanspruchung;

6.4.2	� Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hier-
gegen besonders versichern kann;

6.4.3	� Schäden an Gebäuden oder Räumen, die zu Wohnzwe-
cken der Betriebsangehörigen genutzt werden (Werks-
wohnungen).

6.4.4	� Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherungen 
besteht, geht dieser vor.

7	 Strahlenschäden

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

7.1	� Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.12 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht aus Besitz und Verwendung von 
Röntgeneinrichtungen zu Untersuchungs-/Prüfzwecken, 
Störstrahlern sowie aus dem deckungsvorsorgefreien Um-
gang mit radioaktiven Stoffen.

7.2	 Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche

7.2.1	 wegen genetischer Schäden;

7.2.2	� aus Schadenfällen von Personen, die – gleichgültig für wen 
oder in wessen Auftrag – aus beruflichem oder wissen-
schaftlichem Anlass im Betrieb des Versicherungsnehmers 
eine Tätigkeit ausüben und hierbei energiereiche ionisie-
rende Strahlen in Kauf zu nehmen haben, soweit es sich 
um die Folgen von Personenschäden handelt.

C	 Produkthaftpflicht-Risiko
Der Versicherungsschutz für das Produkthaftpflicht-Risiko 
bestimmt sich ausschließlich nach den AHB sowie den Tei-
len A und C.

1	 Gegenstand der Versicherung

1.1	� Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers für Personen-, Sach- und daraus entstandene 
weitere Schäden, soweit diese durch vom Versicherungs-
nehmer

– �hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse;

– �erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen

verursacht wurden.

Dieser Versicherungsschutz beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
dem der Versicherungsnehmer die Erzeugnisse in den Ver-
kehr gebracht, die Arbeiten abgeschlossen oder die Leis-
tungen ausgeführt hat.

1.2	� Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.7 AHB – 
gesetzliche Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die an 
fremden Sachen durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers an oder mit diesen 
Sachen entstanden sind, und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden.

Dieser Versicherungsschutz besteht nur, sofern die Schä-
den nach Abschluss der Arbeiten oder Ausführungen der 
sonstigen Leistungen eingetreten sind.
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Ausgeschlossen bleiben Ansprüche wegen Beschädigung 
von

– �Kraft-, Schienen- und Wasserfahrzeugen, Containern so-
wie deren Ladung;

– �Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohnbe- 
oder -verarbeitung befinden oder befunden haben.

1.3	� Die vom Versicherungsnehmer in Lohnbe- oder -verarbei-
tung gefertigten Erzeugnisse werden den Erzeugnissen des 
Versicherungsnehmers gleich gestellt.

2	 Zeitliche Begrenzung

Der Versicherungsschutz gemäß Ziffern 4.2 ff. umfasst die 
Folgen aller Versicherungsfälle, die dem Versicherer nicht 
später als fünf Jahre nach Beendigung des Versicherungs-
vertrages gemeldet werden. Unberührt bleiben die vertrag-
lichen Anzeigeobliegenheiten.

3	 Vorumsätze/Schäden vor Vertragsbeginn

3.1	 Vorumsätze

Für Ansprüche nach Ziffern 4.2 ff wegen Schäden durch Er-
zeugnisse des Versicherungsnehmers, die vor Inkrafttreten 
dieses Versicherungsvertrages ausgeliefert wurden, be-
steht Versicherungsschutz.

3.2	 Schäden vor Vertragsbeginn

Abweichend von Ziffer 1.1 AHB wird Versicherungsschutz 
gewährt für vor Beginn dieses Vertrages eingetretene Scha-
denereignisse, für die der unmittelbare Vorversicherer keine 
Deckung zu gewähren hat auf Grund einer in dem Vorvertrag 
enthaltenen Nachmeldefrist analog Ziffer 2. Versicherungs-
schutz wird unter den folgenden Voraussetzungen gewährt:

Der Versicherungsschutz wird im Rahmen und Umfang die-
ses Vertrages geboten, soweit Versicherungsschutz auch 
unter der Vorversicherung bestanden hätte. 

Die Leistungspflicht im Rahmen der im Versicherungsschein 
genannten Versicherungssummen dieses Vertrages wird be-
grenzt auf die Höhe des unverbrauchten Teils der Versiche-
rungssumme des Vorvertrages, bezogen auf das Versiche-
rungsjahr, in dem der Versicherungsvertrag endet, maximal 
auf die Höhe der Versicherungssumme dieses Vertrages.

Diese Versicherungssummenbegrenzung stellt gleichzei-
tig die Höchstersatzleistung für alle Schadenereignisse 
gemäß Absatz 1 dar, unabhängig von den einzelnen Ver-
sicherungsjahren. Für alle derartigen Schadenereignisse 
gilt unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt das erste 
Versicherungsjahr dieses Vertrages als Eintrittsjahr.

Für derartige Versicherungsfälle gelten die Selbstbeteili-
gungen des Vorvertrags, mindestens jedoch die Selbstbe-
halte dieses Vertrags.

Der Versicherungsschutz bezieht sich nur auf Schadener-
eignisse, die dem Versicherungsnehmer, den versicherten 
Unternehmen bzw. deren Repräsentanten bei Beginn die-
ses Vertrages nicht bekannt waren.

4	� Abgrenzungen und Erweiterungen des Versicherungs-
schutzes

4.1	� Personen- oder Sachschäden aufgrund von Sachmängeln 
infolge Fehlens von vereinbarten Eigenschaften

Eingeschlossen sind – insoweit abweichend von Ziffern 
1.1, 1.2 und 7.3 AHB – auf Sachmängeln beruhende Scha-
denersatzansprüche Dritter im gesetzlichen Umfang we-
gen Personen-, Sach- und daraus entstandener weiterer 

Schäden, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer 
Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Ei-
genschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen 
dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass die-
se bei Gefahrübergang vorhanden sind.

4.2	 Verbindungs-, Vermischungs-, Verarbeitungsschäden

4.2.1	� Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprü-
che Dritter wegen der in Ziffer 4.2.2 genannten Vermö-
gensschäden im Sinne von Ziffer 2 AHB infolge Mangel-
haftigkeit von Gesamtprodukten Dritter, die durch eine 
aus tatsächlichen oder wirtschaftlichen Gründen nicht 
trennbare Verbindung, Vermischung oder Verarbeitung 
von mangelhaft hergestellten oder gelieferten Erzeugnis-
sen mit anderen Produkten entstanden sind. Erzeugnis-
se im Sinne dieser Regelung können sowohl solche des 
Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die 
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten. Män-
gel bei der Beratung über die An- oder Verwendung der 
vom Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten 
Erzeugnisse sowie Falschlieferungen stehen Mängeln in 
der Herstellung oder Lieferung gleich.

Versicherungsschutz besteht insoweit auch – abweichend 
von Ziffern 1.1, 1.2 und 7.3 AHB – für auf Sachmängeln be-
ruhende Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen 
Umfang, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer 
Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Ei-
genschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen 
dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass die-
se bei Gefahrübergang vorhanden sind.

4.2.2	� Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche 
wegen

4.2.2.1	� der Beschädigung oder Vernichtung der anderen Produkte, 
soweit hierfür nicht bereits Versicherungsschutz nach Ziffer 
1 oder Ziffer 4.1 besteht;

4.2.2.2	� anderer für die Herstellung der Gesamtprodukte aufgewen-
deter Kosten mit Ausnahme des Entgeltes für die mangel-
haften Erzeugnisse des Versicherungsnehmers;

4.2.2.3	� Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich 
zumutbare Nachbearbeitung der Gesamtprodukte oder 
für eine andere Schadenbeseitigung (siehe aber Ziffer 
5.2.8). Der Versicherer ersetzt diese Kosten in dem Ver-
hältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des 
Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis der Gesamt-
produkte (nach Nachbearbeitung oder anderer Schaden-
beseitigung) steht;

4.2.2.4	� weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewin-
nes), weil die Gesamtprodukte nicht oder nur mit einem 
Preisnachlass veräußert werden können (siehe aber Ziffer 
5.2.8). Der Versicherer ersetzt diese Vermögensnachteile 
in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeug-
nisse des Versicherungsnehmers zu dem Verkaufspreis 
steht, der bei mangelfreier Herstellung oder Lieferung der 
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers für die Gesamtpro-
dukte zu erzielen gewesen wäre;

4.2.2.5	� der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar 
entstandenen Kosten durch den Produktionsausfall, der 
aus der Mangelhaftigkeit der Gesamtprodukte herrührt. 
Ansprüche wegen eines darüber hinausgehenden Scha-
dens durch den Produktionsausfall sind nicht versichert.
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4.3	 Weiterver- oder –bearbeitungsschäden

4.3.1	� Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche 
Dritter wegen der in Ziffer 4.3.2 genannten Vermögensschä-
den im Sinne von Ziffer 2 AHB infolge Weiterverarbeitung 
oder -bearbeitung mangelhaft hergestellter oder geliefer-
ter Erzeugnisse, ohne dass eine Verbindung, Vermischung 
oder Verarbeitung mit anderen Produkten stattfindet. Er-
zeugnisse im Sinne dieser Regelung können sowohl solche 
des Versicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, 
die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten. 
Mängel bei der Beratung über die An- oder Verwendung 
der vom Versicherungsnehmer hergestellten oder geliefer-
ten Erzeugnisse sowie Falschlieferungen stehen Mängeln 
in der Herstellung oder Lieferung gleich.

Versicherungsschutz besteht insoweit auch – abweichend 
von Ziffern 1.1, 1.2 und 7.3 AHB – für auf Sachmängeln be-
ruhende Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen 
Umfang, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer 
Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Ei-
genschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen 
dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass die-
se bei Gefahrübergang vorhanden sind.

4.3.2	� Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen 

4.3.2.1	� Kosten für die Weiterverarbeitung oder -bearbeitung der 
mangelhaften Erzeugnisse mit Ausnahme des Entgeltes für 
die mangelhaften Erzeugnisse des Versicherungsnehmers, 
sofern die verarbeiteten oder bearbeiteten Erzeugnisse un-
veräußerlich sind;

4.3.2.2	� Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zu-
mutbare Nachbearbeitung der weiterverarbeiteten oder 
-bearbeiteten Erzeugnisse oder für eine andere Scha-
denbeseitigung (siehe aber Ziffer 5.2.8). Der Versicherer 
ersetzt diese Kosten in dem Verhältnis nicht, in dem das 
Entgelt für die Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zum 
Verkaufspreis der weiterverarbeiteten oder –bearbeiteten 
Erzeugnisse (nach Nachbearbeitung oder anderer Scha-
denbeseitigung) steht;

4.3.2.3	� weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewin-
nes), weil die weiterverarbeiteten oder –bearbeiteten 
Erzeugnisse nicht oder nur mit einem Preisnachlass ver-
äußert werden können (siehe aber Ziffer 5.2.8). Der Ver-
sicherer ersetzt diese Vermögensnachteile in dem Ver-
hältnis nicht, in dem das Entgelt für die Erzeugnisse des 
Versicherungsnehmers zu dem Verkaufspreis steht, der bei 
mangelfreier Herstellung oder Lieferung der Erzeugnisse 
des Versicherungsnehmers nach Weiterverarbeitung oder 
-bearbeitung zu erwarten gewesen wäre. 

4.4	 Aus- und Einbaukosten

4.4.1	� Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprü-
che Dritter wegen der in Ziffer 4.4.2 und 4.4.3 genann-
ten Vermögensschäden im Sinne von Ziffer 2 AHB infolge 
Mangelhaftigkeit von Gesamtprodukten Dritter, die durch 
den Einbau, das Anbringen, Verlegen oder Auftragen von 
mangelhaft hergestellten oder gelieferten Erzeugnissen 
entstanden sind. Erzeugnisse im Sinne dieser Regelung 
können sowohl solche des Versicherungsnehmers als 
auch Produkte Dritter sein, die Erzeugnisse des Versi-
cherungsnehmers enthalten. Mängel bei der Beratung 
über die An- oder Verwendung der vom Versicherungs-
nehmer hergestellten oder gelieferten Erzeugnisse sowie 
Falschlieferungen stehen Mängeln in der Herstellung oder 
Lieferung gleich.

Versicherungsschutz besteht insoweit auch – abweichend 
von Ziffern 1.1, 1.2 und 7.3 AHB – für auf Sachmängeln be-
ruhende Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen 
Umfang, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer 
Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Ei-
genschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen 
dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass die-
se bei Gefahrübergang vorhanden sind.

4.4.2	� Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen 

4.4.2.1	� Kosten für den Austausch mangelhafter Erzeugnisse (nicht 
jedoch von deren Einzelteilen), d. h. Kosten für das Aus-
bauen, Abnehmen, Freilegen oder Entfernen mangelhafter 
Erzeugnisse und das Einbauen, Anbringen, Verlegen oder 
Auftragen mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier 
Produkte Dritter. Vom Versicherungsschutz ausgenommen 
bleiben die Kosten für die Nach- und Neulieferung mangel-
freier Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte Dritter;

4.4.2.2	� Kosten für den Transport mangelfreier Erzeugnisse oder 
mangelfreier Produkte Dritter mit Ausnahme solcher an 
den Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung des Versi-
cherungsnehmers. Sind die Kosten für den direkten Trans-
port vom Versicherungsnehmer bzw. vom Dritten zum Ort 
des Austausches geringer als die Kosten des Transportes 
vom Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung des Versi-
cherungsnehmers zum Ort des Austausches, sind nur die 
Kosten des Direkttransportes versichert.

4.4.3	� Ausschließlich für die in Ziffer 4.4.2 genannten Kosten be-
steht in Erweiterung der Ziffer 4.4.1 – und insoweit abwei-
chend von Ziffer 1 AHB – Versicherungsschutz auch dann, 
wenn sie zur Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht zur Neulie-
ferung oder zur Beseitigung eines Mangels des Erzeugnis-
ses des Versicherungsnehmers von diesem oder seinem 
Abnehmer aufgewendet werden.

4.4.4	 Kein Versicherungsschutz besteht, wenn

4.4.4.1	� der Versicherungsnehmer die mangelhaften Erzeugnisse 
selbst eingebaut oder montiert hat oder in seinem Auftrag, 
für seine Rechnung oder unter seiner Leitung hat einbauen 
oder montieren lassen; dies gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass die Mangelhaftigkeit nicht aus 
dem Einbau, der Montage oder Montageleitung, sondern 
ausschließlich aus der Herstellung oder Lieferung resultiert;

4.4.4.2	� sich die Mangelbeseitigungsmaßnahmen gemäß Ziffern 
4.4.1 bis 4.4.3 auf Teile, Zubehör oder Einrichtungen 
von Kraft-, Schienen-, oder Wasserfahrzeugen beziehen, 
soweit diese Erzeugnisse im Zeitpunkt der Auslieferung 
durch den Versicherungsnehmer oder von ihm beauftragte 
Dritte ersichtlich für den Bau von oder den Einbau in Kraft-, 
Schienen-, oder Wasserfahrzeugen bestimmt waren;

4.4.4.3	� Ziffer 5.2.8 eingreift.

4.4.5	� Aus- und Einbaukosten bei Einzelteileaustausch, Repara-
turkosten sowie Ersatzmaßnahmen 

In Erweiterung zu Ziffern 4.4.1 bis 4.4.3 besteht Versiche-
rungsschutz auch für gesetzliche Ansprüche Dritter wegen

4.4.5.1	� Kosten für den Austausch mangelhafter Einzelteile von 
Erzeugnissen des Versicherungsnehmers, die in Gesamt-
produkte Dritter eingebaut, angebracht, verlegt oder auf-
getragen worden sind (mit Ausnahme der Kosten für die 
Nach- und Neulieferung mangelfreier Einzelteile);

4.4.5.2	� Kosten der Reparatur mangelhafter Erzeugnisse des Versi-
cherungsnehmers im eingebauten Zustand;
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4.4.5.3	� Kosten für andere Mangelbeseitigungsmaßnahmen an 
mangelhaften Erzeugnissen des Versicherungsnehmers, 
die in Gesamtprodukte Dritter eingebaut, angebracht, ver-
legt oder aufgetragen worden sind. Im Falle des Austau-
sches mangelhafter Einzelteile im Sinne der Ziffer 4.4.5.1 
besteht Versicherungsschutz auch für die Kosten des 
Transportes nach- oder neugelieferter Einzelteile mit Aus-
nahme solcher an den Erfüllungsort der ursprünglichen 
Lieferung des Versicherungsnehmers. Sind die Kosten für 
den direkten Transport vom Versicherungsnehmer zum Ort 
des Austausches geringer als die Kosten des Transportes 
vom Erfüllungsort der ursprünglichen Lieferung des Versi-
cherungsnehmers zum Ort des Austausches, sind nur die 
Kosten des Direkttransportes versichert.

Die Ausschlüsse gemäß Ziffer 4.4.4 finden auch in Fällen 
der Ziffer 4.4.5 Anwendung.

4.4.6	� Kann der Mangel des Gesamtproduktes durch verschiede-
ne der in den Ziffern 4.4.2, 4.4.3 und 4.4.5 genannten Maß-
nahmen beseitigt werden, besteht Versicherungsschutz 
nur in Höhe der günstigsten versicherten Kosten. Im Falle 
einer Reparatur oder anderen Mangelbeseitigungsmaß-
nahmen im Sinne der Ziffern 4.4.5.2 und 4.4.5.3 ersetzt 
der Versicherer die daraus entstandenen Kosten darüber 
hinaus in dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die 
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers zum Verkaufspreis 
der Gesamtprodukte (nach Reparatur oder anderer Man-
gelbeseitigungsmaßnahme) steht.

4.5	 Schäden durch mangelhafte Maschinen

4.5.1	� Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche 
Dritter wegen der in Ziffer 4.5.2 genannten Vermögensschä-
den im Sinne von Ziffer 2 AHB infolge Mangelhaftigkeit von 
Produkten, die durch vom Versicherungsnehmer mangel-
haft hergestellte, gelieferte, montierte oder gewartete Ma-
schinen produziert, be- oder verarbeitet wurden. Mängel 
bei der Beratung über die An- oder Verwendung der vom 
Versicherungsnehmer hergestellten, gelieferten, montier-
ten oder gewarteten Maschinen sowie Falschlieferungen 
stehen Mängeln in der Herstellung oder Lieferung gleich. 
Versicherungsschutz besteht insoweit auch – abweichend 
von Ziffern 1.1, 1.2 und 7.3 AHB – für auf Sachmängeln be-
ruhende Schadenersatzansprüche Dritter im gesetzlichen 
Umfang, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer 
Vereinbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Ei-
genschaften seiner Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen 
dafür verschuldensunabhängig einzustehen hat, dass die-
se bei Gefahrübergang vorhanden sind.

Als Maschinen gelten auch Werkzeuge an Maschinen und 
Erzeugnisse der Steuer-, Mess- und Regeltechnik sowie 
Formen.

4.5.2	 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen 

4.5.2.1	� der Beschädigung oder Vernichtung der mittels der Ma-
schine hergestellten, be- oder verarbeiteten Produkte, so-
weit hierfür nicht bereits Versicherungsschutz nach Ziffer 1 
oder Ziffer 4.1 besteht;

4.5.2.2	� anderer für die Herstellung, Be- oder Verarbeitung der Pro-
dukte nutzlos aufgewendeter Kosten;

4.5.2.3	� Kosten für eine rechtlich gebotene und wirtschaftlich zu-
mutbare Nachbearbeitung der mittels der Maschinen des 
Versicherungsnehmers hergestellten, be- oder verarbeite-
ten Produkte oder für eine andere Schadenbeseitigung; 

4.5.2.4	� weiterer Vermögensnachteile (z. B. entgangenen Gewin-
nes), weil die mittels der Maschinen des Versicherungs-
nehmers hergestellten, be- oder verarbeiteten Produkte 
nicht oder nur mit einem Preisnachlass veräußert werden 
konnten;

4.5.2.5	� der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar 
entstandenen Kosten infolge eines sich aus Mängeln der 
hergestellten, be- oder verarbeiteten Produkte ergebenden 
Produktionsausfalles. Ansprüche wegen eines darüber 
hinausgehenden Schadens durch den Produktionsausfall 
sind nicht versichert; 

4.5.2.6	� weiterer Vermögensnachteile, weil die mittels der Maschi-
nen des Versicherungsnehmers mangelhaft hergestellten, 
be- oder verarbeiteten Produkte mit anderen Produkten 
verbunden, vermischt, verarbeitet (Ziffer 4.2) oder weiter-
verarbeitet oder -bearbeitet (Ziffer 4.3), eingebaut, ange-
bracht, verlegt oder aufgetragen (Ziffer 4.4) werden. Dieser 
Versicherungsschutz wird im Umfang der vorgenannten Zif-
fern 4.2 ff. gewährt.

4.6	 Prüf- und Sortierkosten 

Besteht Versicherungsschutz nach den vorangehenden Zif-
fern 4.2 ff., gilt:

4.6.1	� Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche 
Dritter wegen der in Ziffer 4.6.2 und 4.6.3 genannten Ver-
mögensschäden infolge der Überprüfung von Produkten 
der Dritten auf Mängel, wenn die Mangelhaftigkeit ein-
zelner Produkte bereits festgestellt wurde und aufgrund 
ausreichenden Stichprobenbefundes oder sonstiger 
nachweisbarer Tatsachen gleiche Mängel an gleichartigen 
Produkten zu befürchten sind. Die Überprüfung muss der 
Feststellung dienen, welche der Produkte mit Mangelver-
dacht tatsächlich mangelhaft sind und bei welchen dieser 
Produkte die nach den Ziffern 4.2 ff. versicherten Maßnah-
men zur Mangelbeseitigung erforderlich sind. Produkte 
im Sinne dieser Regelung sind solche, die aus oder mit 
Erzeugnissen des Versicherungsnehmers hergestellt, be- 
oder verarbeitet wurden.

4.6.2	� Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche 
wegen Kosten der Überprüfung der Produkte mit Mangel-
verdacht. Zur Überprüfung gehört auch ein notwendiges 
Vorsortieren zu überprüfender und Aussortieren von über-
prüften Produkten sowie das infolge der Überprüfung erfor-
derliche Umpacken der betroffenen Produkte. 

4.6.3	� Ist jedoch zu erwarten, dass die Kosten der Überprüfung 
der Produkte mit Mangelverdacht zzgl. der nach Ziffern 4.2 
ff. gedeckten Kosten auf Basis der festgestellten oder nach 
objektiven Tatsachen anzunehmenden Fehlerquote höher 
sind als die nach Ziffern 4.2 ff. gedeckten Kosten im Falle 
der tatsächlichen Mangelhaftigkeit aller Produkte mit Man-
gelverdacht, so beschränkt sich der Versicherungsschutz 
auf die Versicherungsleistungen nach Ziffern 4.2 ff. In die-
sen Fällen oder wenn eine Feststellung der Mangelhaftig-
keit nur durch Zerstörung des Produktes möglich ist, bedarf 
es keines Nachweises, dass die Produkte mit Mangelver-
dacht tatsächlich Mängel aufweisen.

4.6.4	� Ausschließlich für die in Ziffern 4.6.2 und 4.6.3 genannten 
Kosten besteht in Erweiterung der Ziffer 4.6.1 – und inso-
weit abweichend von Ziffer 1 AHB – Versicherungsschutz 
auch dann, wenn sie zur Erfüllung einer gesetzlichen Pflicht 
zur Neulieferung oder zur Beseitigung eines Mangels des 
Erzeugnisses des Versicherungsnehmers von diesem oder 
seinem Abnehmer aufgewendet werden.
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4.6.5	 Auf Ziffer 5.2.8 wird hingewiesen.

4.6.6	� Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche 
aus Garantien oder aufgrund sonstiger vertraglicher Haf-
tungserweiterungen, soweit es sich nicht um im Rahmen 
von Ziffer 4.1 versicherte Vereinbarungen bestimmter Ei-
genschaften von Erzeugnissen, Arbeiten und Leistungen 
bei Gefahrübergang handelt, für die der Versicherungsneh-
mer verschuldensunabhängig im gesetzlichen Umfang ein-
zustehen hat.

4.7	� Herstellung und Lieferung von Verpackungsmaterialien 
(mit und ohne EAN-Codierung)

Eingeschlossen sind gesetzliche Schadenersatzansprüche 
Dritter wegen der in Ziffer 4.7.1 genannten Vermögens-
schäden im Sinne von Ziffer 2.1 AHB infolge Mangelhaftig-
keit von Gesamtprodukten Dritter, die aus der Herstellung 
oder Lieferung mangelhafter Verpackungsmaterialien (mit 
und ohne EAN-Codierung) entstehen.

4.7.1	 Gedeckt sind ausschließlich Schadenersatzansprüche wegen

4.7.1.1	� der Beschädigung oder Vernichtung der unter Verwendung 
mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers ver-
packten Produkte;

4.7.1.2	� umsonst aufgewendeter Kosten für das Verpacken von Pro-
dukten mit Ausnahme des Entgelts für das mangelhafte 
Erzeugnis des Versicherungsnehmers;

4.7.1.3	� Kosten für die Neukennzeichnung der unter Verwendung 
mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers ver-
packten Produkte;

4.7.1.4	� Mehrkosten, die entstehen, um Angaben über Preise oder 
Angaben zum Zwecke der Lagerhaltung manuell zu verar-
beiten, weil die auf den Erzeugnissen des Versicherungs-
nehmers vom Versicherungsnehmer aufgebrachten EAN-
Codierungen mangelhaft oder falsch sind;

4.7.1.5	� weitere Vermögensnachteile, weil die unter Verwendung 
mangelhafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers ver-
packten Produkte nicht oder nur mit einem Preisnachlass 
veräußert werden können;

4.7.1.6	� Kosten, die entstehen, um die unter Verwendung mangel-
hafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers verpackten 
Produkte zu vernichten;

4.7.1.7	� Kosten für den Rücktransport der unter Verwendung man-
gelhafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers verpack-
ten Produkte sowie Kosten für den Transport der Nachliefe-
rung von verpackten Produkten;

4.7.1.8	� Kosten, die entstehen, um die unter Verwendung mangel-
hafter Erzeugnisse des Versicherungsnehmers verpackten 
Produkte umzupacken oder umzufüllen. Ansprüche wegen 
Beschädigung der verpackten Produkte beim Umpacken 
oder Umfüllen sind mitversichert;

4.7.1.9	� Mindererlöse, die beim Verkauf von verpackten Produkten 
entstehen, weil die auf den Erzeugnissen des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherungsnehmer aufgebrachten 
EAN-Codierungen verwechselt wurden; 

4.7.1.10	� Kosten zur Ermittlung der unter Verwendung mangelhafter Er-
zeugnisse des Versicherungsnehmers verpackten Produkte;

4.7.1.11	� der dem Abnehmer des Versicherungsnehmers unmittelbar 
entstandenen Kosten durch den Produktionsausfall, der 
aus der Mangelhaftigkeit der Gesamtprodukte herrührt. 
Ansprüche wegen eines darüber hinausgehenden Scha-
dens durch den Produktionsausfall sind nicht versichert.

4.7.2	 Für Ziffern 4.7.1.1 bis 4.7.1.11 gilt:

Der Ausschluss gemäß Ziffer 5.2.8 gilt analog. 

4.7.3	 Für Ziffern 4.7.1.3 bis 4.7.1.6 gilt:

Der Versicherer ersetzt die entstehenden Aufwendungen in 
dem Verhältnis nicht, in dem das Entgelt für die vom Ver-
sicherungsnehmer gelieferten Erzeugnisse zum Verkaufs-
preis des verpackten Produktes steht.

5	 Risikoabgrenzungen

5.1	 Nicht versichert sind 

5.1.1	� Ansprüche, soweit diese nicht in Ziffer 4 ausdrücklich mit-
versichert sind,

– �auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbst-
vornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadenersatz statt 
der Leistung;

– �wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nachbes-
serung durchführen zu können;

– �wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstan-
des oder wegen des Ausbleibens des mit der Vertrags-
leistung geschuldeten Erfolges;

– �auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf 
ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

– �auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung 
der Leistung;

– �wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Er-
satzleistungen. Dies gilt auch dann, wenn es sich um ge-
setzliche Ansprüche handelt;

5.1.2	� im Rahmen der Versicherungen gemäß Ziffern 4.2 ff. An-
sprüche wegen Folgeschäden (z. B. Betriebsunterbrechung 
oder Produktionsausfall), soweit diese nicht in den Ziffern 
4.2 ff. ausdrücklich mitversichert sind.

5.2	 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind

5.2.1	� Ansprüche aus Garantien oder aufgrund sonstiger vertrag-
licher Haftungserweiterungen, soweit es sich nicht um im 
Rahmen der Ziffer 4 versicherte Vereinbarungen bestimm-
ter Eigenschaften von Erzeugnissen, Arbeiten und Leistun-
gen bei Gefahrübergang handelt, für die der Versicherungs-
nehmer verschuldensunabhängig im gesetzlichen Umfang 
einzustehen hat;

5.2.2	� Ansprüche, die daraus hergeleitet werden, dass gelieferte 
Sachen oder Arbeiten mit einem Rechtsmangel behaftet 
sind (z. B. Schäden aus der Verletzung von Patenten, ge-
werblichen Schutzrechten, Urheberrechten, Persönlich-
keitsrechten, Verstößen in Wettbewerb und Werbung);

5.2.3 	 Ansprüche wegen Schäden gemäß Ziffer 7.8 AHB; 

5.2.4	� Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer oder jeden 
Mitversicherten, soweit diese den Schaden durch bewuss-
tes Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vor-
schriften sowie von schriftlichen Anweisungen oder Bedin-
gungen des Auftraggebers herbeigeführt haben;

5.2.5	� Ansprüche aus Sach- und Vermögensschäden durch Er-
zeugnisse, deren Verwendung oder Wirkung im Hinblick 
auf den konkreten Verwendungszweck nicht nach dem 
Stand der Technik oder in sonstiger Weise ausreichend er-
probt waren. 
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Dies gilt nicht für Schäden an Sachen, die mit den her-
gestellten oder gelieferten Erzeugnissen weder in einem 
Funktionszusammenhang stehen noch deren bestim-
mungsgemäßer Einwirkung unterliegen;

5.2.6	 Ansprüche aus

– �Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 
von Luft- oder Raumfahrzeugen sowie von Teilen von 
Luft- oder Raumfahrzeugen, soweit diese Teile im Zeit-
punkt der Auslieferung durch den Versicherungsnehmer 
oder von ihm beauftragte Dritte ersichtlich für den Bau 
von Luft- oder Raumfahrzeugen sowie den Einbau in Luft- 
oder Raumfahrzeuge bestimmt waren;

– �Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Über-
holung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahr-
zeugen sowie Luft- oder Raumfahrzeugteilen;

5.2.7	� Ansprüche wegen Vermögensschäden im Sinne von Ziffer 
2 AHB, die von Unternehmen, die mit dem Versicherungs-
nehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehr-
heitlich verbunden sind oder unter einer einheitlichen un-
ternehmerischen Leitung stehen, geltend gemacht werden;

5.2.8	� Ansprüche wegen Kosten gemäß Ziffern 4.2.2.3, 4.3.2.2, 
4.4, 4.6 und 4.7 sowie Ansprüche wegen Beseitigungs- 
bzw. Vernichtungskosten im Rahmen der Ziffern 4.2.2.4 
und 4.3.2.3, die im Zusammenhang mit einem Rückruf 
von Erzeugnissen geltend gemacht werden. Erzeugnisse 
im Sinne dieser Regelung können sowohl solche des Ver-
sicherungsnehmers als auch Produkte Dritter sein, die Er-
zeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten.

Rückruf ist die auf gesetzlicher Verpflichtung beruhende 
Aufforderung des Versicherungsnehmers, zuständiger 
Behörden oder sonstiger Dritter an Endverbraucher, an 
Endverbraucher beliefernde Händler, Vertrags- oder sons-
tige Werkstätten, die Erzeugnisse von autorisierter Stelle 
auf die angegebenen Mängel prüfen, die gegebenenfalls 
festgestellten Mängel beheben oder andere namentlich 
benannte Maßnahmen durchführen zu lassen.

6	 Versicherungsfall und Serienschaden

6.1	� Versicherungsfall ist das während der Wirksamkeit des Ver-
trages eingetretene Schadenereignis gemäß Ziffer 1.1 AHB. 
Bei Ziffern 4.4.3 und 4.6.4 ist es für den Versicherungsfall – 
abweichend von Ziffer 1.1 AHB – unerheblich, dass es sich 
nicht um Haftpflichtansprüche handelt.

6.2	 Der Versicherungsfall tritt ein bei:

6.2.1	� Ziffer 4.2 im Zeitpunkt der Verbindung, Vermischung oder 
Verarbeitung der Erzeugnisse;

6.2.2	� Ziffer 4.3 im Zeitpunkt der Weiterbearbeitung oder –verar-
beitung der Erzeugnisse;

6.2.3	� Ziffer 4.4 im Zeitpunkt des Einbaus, Anbringens, Verlegens 
oder Auftragens der Erzeugnisse;

6.2.4	� Ziffern 4.5.2.1 bis 4.5.2.5 im Zeitpunkt der Produktion, Be- 
oder Verarbeitung der in Ziffer 4.5 genannten Sachen;

6.2.5	� Ziffer 4.5.2.6 in den für Ziffern 4.2 bis 4.4 genannten Zeit-
punkten, je nachdem, mit welcher dieser Ziffern die Rege-
lung gemäß Ziffer 4.5.2.6 in Zusammenhang steht; 

6.2.6	� Ziffer 4.6 in den für Ziffern 4.2 bis 4.5 genannten Zeitpunk-
ten, je nachdem, mit welcher dieser Ziffern die in Ziffer 4.6 
geregelte Überprüfung in Zusammenhang steht;

6.2.7	 Ziffer 4.7 im Zeitpunkt der Verpackung der Produkte Dritter. 

6.3	� Mehrere während der Wirksamkeit des Vertrages eintre-
tende Versicherungsfälle

– �aus der gleichen Ursache, z. B. aus dem gleichen Kon-
struktions-, Produktions- oder Instruktionsfehler, es sei 
denn, es besteht zwischen den mehreren gleichen Ursa-
chen kein innerer Zusammenhang, oder

– �aus Lieferungen solcher Erzeugnisse, die mit den glei-
chen Mängeln behaftet sind, 

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als in 
dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste dieser Versi-
cherungsfälle eingetreten ist.

Hinsichtlich der Selbstbeteiligung gelten Serienschäden 
als ein Versicherungsfall.

Ziffer 6.3 AHB findet insoweit keine Anwendung.

7	� Strahlenschäden durch Produkte und Leistungen

	� Werden gelieferte Erzeugnisse, Arbeiten oder sonstige 
Leistungen verwendet im Zusammenhang mit

– Laser- oder Maserstrahlen oder

– �sonstigen energiereichen ionisierenden Strahlen, ohne 
dass dies vom Versicherungsnehmer vorhersehbar war 
oder sein konnte,

so wird sich der Versicherer nicht auf Ziffer 7.12 AHB be-
rufen. 

Dies gilt nicht für Schäden, 

– �die durch den Betrieb einer Kernanlage bedingt sind oder 
von einer solchen Anlage ausgehen;

– �die durch die Beförderung von Kernmaterialien ein-
schließlich der damit zusammenhängenden Lagerung 
bedingt sind.

Die Ausschlussbestimmungen der Ziffer 7.10 (b) AHB fin-
den insoweit keine Anwendung.

8	 Mängelbeseitigungsnebenkosten

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Sachschäden, 
die als Folge eines mangelhaften Werkes auftreten, und 
erfasst insoweit auch die Kosten, die erforderlich sind, um 
die mangelhafte Werkleistung zum Zweck der Schadenbe-
seitigung zugänglich zu machen und um den vorherigen 
Zustand wiederherzustellen.

Nicht gedeckt sind diese Kosten, wenn sie nur zur Nach-
besserung aufgewendet werden, ohne dass ein Folgescha-
den eingetreten ist. Ferner sind in jedem Fall nicht gedeckt 
die Kosten des Versicherungsnehmers für die Beseitigung 
des Mangels an der Werkleistung selbst. 

9	 Nachbesserungsbegleitschäden

Eingeschlossen sind – in teilweiser Abweichung von Ziffern 
1.1, 1.2 und 7.7 AHB – gesetzliche Schadenersatzansprü-
che Dritter, die darauf zurückzuführen sind, dass zur Durch-
führbarkeit von Nachbesserungsarbeiten Sachen des Auf-
traggebers beschädigt werden müssen (z. B. Abreißen von 
Tapeten, Aufschlagen von Wänden, Fliesen, Böden).

Kein Versicherungsschutz besteht, wenn

– �die Sachen, die zur Durchführbarkeit der Nachbesserung 
beschädigt werden müssen, ursprünglich vom Versiche-
rungsnehmer selbst (oder in seinem Auftrag oder für seine 
Rechnung von Dritten) verlegt oder angebracht worden sind 
und für alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden;
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– �der Nachbesserungsanspruch seitens des Auftraggebers 
nach Ablauf der Verjährungsfrist gemäß § 13 Nr. 4 VOB/B 
geltend gemacht wird. Dies gilt auch dann, wenn eine 
von der VOB abweichende Verjährungsfrist mit dem Auf-
traggeber vereinbart ist.

10	 Verlängerung der Verjährungsfrist

Vereinbart der Versicherungsnehmer mit seinen Vertrags-
partnern die Verlängerung der gesetzlichen Verjährungs-
frist bei Gewährleistungsansprüchen auf höchstens fünf 
Jahre und sechs Monate, wird der Versicherer insoweit auf 
den Einwand der Ausschlussbestimmungen – Ziffer 7.3 
AHB – verzichten.

11	 Händlerkettenklausel

Besteht für Ansprüche Dritter im Sinne der Ziffern 4.2 ff. 
lediglich deshalb keine Haftung des Versicherungsneh-
mers aufgrund Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
Inhalts, weil zwischen Versicherungsnehmer und Geschä-
digtem kein Vertrag besteht, sondern weitere Abnehmer 
zwischengeschaltet sind, so wird der Versicherer auf die-
sen Haftungseinwand verzichten, wenn der Versicherungs-
nehmer dies wünscht und er ohne Zwischenschaltung der 
Abnehmer nach den gesetzlichen Bestimmungen und/
oder den insoweit deckungsunschädlich gestellten Modi-
fikationen haften würde.

D	 Produkt-Rückrufkosten-Risiko
Der Versicherungsschutz für das Produkt-Rückrufkosten-
Risiko bestimmt sich nach den AHB, nach Teil A, sofern 
nachfolgend keine abweichende Regelung getroffen wird, 
sowie diesem Teil D.

1	 Gegenstand des Versicherungsschutzes

1.1	� Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers für Vermögensschäden im Sinne von Ziffer 2.1 
AHB, die dadurch entstehen, dass 

– �aufgrund festgestellter oder nach objektiven Tatsachen, 
insbesondere ausreichenden Stichprobenbefundes ver-
muteter Mängel von Erzeugnissen

oder

– �aufgrund behördlicher Anordnung zur Vermeidung von 
Personenschäden ein Rückruf im Sinne von Ziffer 2 
durchgeführt wurde und der Versicherungsnehmer hier-
für in Anspruch genommen wird.

1.2	� Erzeugnisse im Sinne dieser Bedingungen können sowohl 
vom Versicherungsnehmer hergestellte, gelieferte oder 
vertriebene Erzeugnisse als auch Produkte Dritter sein, die 
Erzeugnisse des Versicherungsnehmers enthalten.

1.3	� Der Versicherungsnehmer hat auch dann Versicherungs-
schutz, wenn er zur Erfüllung seiner gesetzlichen Rückruf-
verpflichtung unter vorgenannten Voraussetzungen selbst 
einen Rückruf im Sinne von Ziffer 2 durchführt und ihm 
hierdurch ein Vermögensschaden entsteht.

1.4	� Für Ansprüche wegen Personenschäden oder Sachschä-
den und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden 
im Sinne von Ziffer 1.1 AHB besteht im Rahmen dieses Ver-
tragsteils kein Versicherungsschutz.

2	 Versicherungsfall

Versicherungsfall ist – abweichend von Ziffer 1.1 AHB – der 
während der Wirksamkeit der Versicherung erfolgte Rückruf. 

Rückruf ist die auf gesetzlicher Verpflichtung beruhende 
Aufforderung

– des Versicherungsnehmers;

– zuständiger Behörden oder

– sonstiger Dritter 

an Endverbraucher, Endverbraucher beliefernde Händler, 
Vertrags- oder sonstige Werkstätten, die Erzeugnisse von 
autorisierter Stelle auf die angegebenen Mängel prüfen 
und die ggf. festgestellten Mängel beheben oder andere 
namentlich benannte Maßnahmen durchführen zu lassen. 

Als Rückruf gilt auch die Warnung vor nicht sicheren Er-
zeugnissen, soweit auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen 
zur Vermeidung von Personenschäden eine Warnung aus-
reichend ist.

3	 Umfang des Versicherungsschutzes

Versichert sind ausschließlich die Kosten für die nachfol-
gend aufgeführten Gefahrabwendungsmaßnahmen, so-
weit sie im Rahmen eines Rückrufs notwendig sind. Kann 
die Gefahr durch verschiedene vom Versicherungsschutz 
umfasste Gefahrabwendungsmaßnahmen beseitigt wer-
den, besteht Versicherungsschutz nur in Höhe der güns-
tigsten versicherten Gesamtkosten.

Vom Versicherungsschutz umfasst sind die Kosten für

3.1	� die Benachrichtigung der Endverbraucher, Endverbrau-
cher beliefernde Händler, Vertrags- oder sonstige Werk-
stätten, wozu auch die Kosten für Aufrufe über die Medi-
en gehören;

3.2	� das Vorsortieren der vom Rückruf betroffenen Erzeugnisse; 

3.3	� den Transport der Erzeugnisse zum Versicherungsnehmer 
oder zu autorisierten Stellen;

3.4	� die Überprüfung der vom Rückruf betroffenen Erzeugnisse, 
wobei die Überprüfung der Feststellung dienen muss, wel-
che der Erzeugnisse mit Mangelverdacht tatsächlich man-
gelhaft und bei welchen dieser Erzeugnisse die gemäß Zif-
fern 3.5 bis 3.10 versicherten Maßnahmen zur Beseitigung 
der Gefahr erforderlich sind. Zur Überprüfung gehört auch 
ein notwendiges Vorsortieren, Aussortieren und Umpacken 
der Erzeugnisse.

Ist jedoch zu erwarten, dass die Kosten der Überprüfung 
der vom Rückruf betroffenen Erzeugnisse zzgl. der nach 
Ziffern 3.5 bis 3.10 gedeckten Kosten auf Basis der fest-
gestellten oder nach objektiven Tatsachen anzunehmende 
Fehlerquote höher sind als die nach Ziffern 3.5 bis 3.10 ge-
deckten Kosten im Falle der tatsächlichen Mangelhaftigkeit 
aller vom Rückruf betroffenen Erzeugnisse, so beschränkt 
sich der Versicherungsschutz auf die Versicherungsleistun-
gen nach Ziffern 3.5 bis 3.10. In diesen Fällen oder wenn 
eine Feststellung der Mangelhaftigkeit nur durch Zerstö-
rung des Produktes möglich ist, bedarf es keines Nach-
weises, dass die Produkte mit Mangelverdacht tatsächlich 
Mängel aufweisen.

Ist eine Feststellung der Mangelhaftigkeit nur nach Ausbau 
der Erzeugnisse möglich und wäre bei tatsächlicher Man-
gelhaftigkeit der Austausch dieser Erzeugnisse die not-
wendige Gefahrabwendungsmaßnahme nach Ziffer 3.6, so 
beschränkt sich der Versicherungsschutz ebenfalls auf die 
Versicherungsleistungen nach Ziffern 3.5 bis 3.10. Auch in 
diesen Fällen bedarf es keines Nachweises, dass die Pro-
dukte mit Mangelverdacht tatsächlich Mängel aufweisen. 
Entsprechendes gilt für den Fall, dass eine Feststellung 
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der Mangelhaftigkeit nur nach Ausbau von Einzelteilen der 
Erzeugnisse möglich ist und bei tatsächlicher Mangelhaf-
tigkeit der Austausch dieser Einzelteile die notwendige Ge-
fahrabwendungsmaßnahme nach Ziffer 3.7 wäre;

3.5	� eine ggf. erforderliche Zwischenlagerung der vom Rückruf 
betroffenen Erzeugnisse während eines Zeitraums von bis 
zu drei Monaten;

3.6	� den Austausch mangelhafter Erzeugnisse (nicht jedoch 
von deren Einzelteilen), d. h. Kosten für das Ausbauen, Ab-
nehmen, Freilegen oder Entfernen mangelhafter Erzeugnis-
se und das Einbauen, Anbringen, Verlegen oder Auftragen 
mangelfreier Erzeugnisse. Vom Versicherungsschutz aus-
genommen bleiben die Kosten für die Nach- oder Neuliefe-
rung mangelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte 
Dritter;

3.7	� den Austausch mangelhafter Einzelteile von Erzeugnissen, 
d. h. Kosten für das Ausbauen, Abnehmen, Freilegen oder 
Entfernen mangelhafter Einzelteile und das Einbauen, An-
bringen, Verlegen oder Auftragen mangelfreier Einzelteile. 
Vom Versicherungsschutz ausgenommen bleiben die Kos-
ten für die Nach- oder Neulieferung mangelfreier Einzelteile.

Für die Kosten des Austauschs mangelhafter Einzelteile 
besteht jedoch nur dann Versicherungsschutz, soweit sich 
die Gefahr nicht durch die Nach- oder Neulieferung man-
gelfreier Erzeugnisse oder mangelfreier Produkte Dritter 
kostengünstiger beseitigen lässt;

3.8	� die Reparatur mangelhafter Erzeugnisse sowie Ersatz- bzw. 
Nachrüstmaßnahmen, jedoch nur soweit sich die Gefahr 
nicht durch die Nach- oder Neulieferung mangelfreier Er-
zeugnisse oder mangelfreier Produkte Dritter kostengüns-
tiger beseitigen lässt;

3.9	� den Transport nach- oder neugelieferter mangelfreier Er-
zeugnisse i. S. von Ziffer 3.6 oder einzelner Ersatzteile 
i.S. von Ziffer 3.7 oder mangelfreier Produkte Dritter mit 
Ausnahme solcher Kosten für den Transport an den Erfül-
lungsort der ursprünglichen Lieferung des Versicherungs-
nehmers. Sind die Kosten für den direkten Transport vom 
Versicherungsnehmer bzw. Dritten zum Ort der Gefahren-
abwehr geringer als die Kosten des Transportes vom Erfül-
lungsort der ursprünglichen Lieferung des Versicherungs-
nehmers zum Ort der Gefahrenabwehr, sind nur die Kosten 
des Direkttransports versichert; 

3.10	� die Beseitigung bzw. Vernichtung der Erzeugnisse, soweit 
die Gefahr nicht auf andere Weise zu beseitigen ist; 

3.11	 die Ablauf- und Erfolgskontrolle.

4	 Versichertes Risiko

Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf 
die vom Versicherungsnehmer hergestellten, gelieferten 
oder vertriebenen Erzeugnisse. Hiervon ausgenommen 
bleiben Kraft- und Luftfahrzeuge sowie ersichtlich für Kraft- 
oder Luftfahrzeuge bestimmte Teile und Zubehör.

5	 Mitversicherte Personen

Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 

5.1	� der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung 
des versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben an-
gestellt hat, in dieser Eigenschaft und

5.2	� der übrigen Betriebsangehörigen aus ihrer Tätigkeit für den 
Versicherungsnehmer.

6	 Risikobegrenzungen/Ausschlüsse

Nicht versichert sind Ansprüche

6.1	� wegen Kosten durch Erzeugnisse, die zum Zeitpunkt des 
Rückrufes noch nicht an den Endverbraucher oder Endver-
braucher beliefernde Händler ausgeliefert bzw. abgegeben 
worden waren;

6.2	� wegen Kosten durch Erzeugnisse, deren Verwendung oder 
Wirkung im Hinblick auf den konkreten Verwendungszweck 
nicht nach dem Stand der Technik oder in sonstiger Weise 
ausreichend erprobt waren; 

6.3	� gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten, soweit diese den Versicherungsfall durch bewusstes 
Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschrif-
ten, Anordnungen oder Warnungen sowie von schriftlichen 
Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers herbei-
geführt haben;

6.4	� aus Rückrufen infolge behaupteter, angedrohter oder tat-
sächlicher mut- bzw. böswilliger Manipulation von Erzeug-
nissen;

6.5	� aus Garantien oder aufgrund sonstiger vertraglicher Haf-
tungserweiterungen;

6.6	� wegen anderer als der in Ziffer 3 genannten Kosten, insbe-
sondere

– �für die Nach- oder Neulieferung mangelfreier Erzeugnisse 
(auch einzelner Ersatzteile) einschließlich deren Trans-
portkosten vom Versicherungsnehmer zum Erfüllungsort 
der ursprünglichen Lieferung;

– �aus Folgeschäden, wie z. B. aus Betriebsunterbrechung, 
Produktionsausfall und entgangenem Gewinn; 

– �Geldstrafen oder Bußgelder sowie Kosten für straf- und 
verwaltungsrechtliche Verfahren; das gilt nicht für Kosten 
eines verwaltungsrechtlichen Verfahrens, das auf Betrei-
ben des Versicherers geführt wurde;

– Entschädigungen mit Strafcharakter;

6.7	� aus Rückrufen, die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen 
oder Erzeugnisse zurückzuführen sind; 

6.8	� aus Rückrufen, die in unmittelbarem oder mittelbarem 
Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden 
Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Rönt-
genstrahlen);

6.9	 aus Rückrufen, die zurückzuführen sind auf 

(1) gentechnische Arbeiten

(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO)

(3) �Erzeugnisse, die Bestandteile aus GVO enthalten, aus 
oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

7	 Serienschaden

Mehrere während der Wirksamkeit des Vertrages eintreten-
de Versicherungsfälle

– �aus der gleichen Ursache, z. B. dem gleichen Konstruk-
tions-, Fabrikations- oder Instruktionsfehler, es sei denn, 
es besteht zwischen den mehreren gleichen Ursachen 
kein innerer Zusammenhang, oder

– �aus Lieferung solcher Erzeugnisse, die mit den gleichen 
Mängeln behaftet sind, gelten unabhängig von ihrem 
tatsächlichen Eintritt als in dem Zeitpunkt eingetreten, in 
dem der erste derartige Versicherungsfall eingetreten ist.
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Hinsichtlich der Selbstbeteiligung gelten Serienschäden 
als ein Versicherungsfall.

Ziffer 6.3 AHB findet insoweit keine Anwendung.

8	 Zeitliche Begrenzung

Der Versicherungsschutz umfasst diejenigen während der 
Wirksamkeit der Versicherung eintretenden Versicherungs-
fälle, die innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren nach 
der Auslieferung des Erzeugnisses durch den Versiche-
rungsnehmer eintreten.

Für Ansprüche wegen Kosten durch Erzeugnisse, die vor 
Inkrafttreten dieses Vertrages ausgeliefert wurden, besteht 
Versicherungsschutz.

9	 Auslandsrisiken

9.1	� Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – der 
Versicherungsschutz für im Ausland vorkommende Versi-
cherungsfälle durch Erzeugnisse, die der Versicherungs-
nehmer ins Ausland geliefert hat oder dorthin hat liefern 
lassen, oder wegen Erzeugnissen des Versicherungsneh-
mers, die ins Ausland gelangt sind, ohne dass der Versi-
cherungsnehmer sie dorthin geliefert hat oder hat liefern 
lassen.

Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen ver-
einbart, besteht Versicherungsschutz für Versicherungs-
fälle aus Erzeugnissen, die sich in den USA, US-Territorien 
oder in Kanada befinden.

9.2	� Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – ab-
weichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versi-
cherungssumme angerechnet.

Kosten sind:

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten; 
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem 
Versicherer nicht selbst entstehen. Dies gilt auch dann, 
wenn diese Kosten auf Weisung des Versicherers entstan-
den sind.

9.3	� Bei im Ausland vorkommenden Versicherungsfällen erfol-
gen die Leistungen des Versicherers in Euro. Soweit der 
Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, gelten die Verpflichtun-
gen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem 
der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungs-
union gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

10	 Vorsorgeversicherung

Die Bestimmungen der Ziffern 3.1 (3) AHB und 4 AHB fin-
den keine Anwendung.

11	 Erhöhungen und Erweiterungen des Risikos

11.1	� Der Versicherungsnehmer hat wesentliche Erhöhungen 
oder Erweiterungen des Produktions- oder Tätigkeitsum-
fanges (Ziffer 3.1 (2) AHB) zwecks Vereinbarung neuer 
Prämien und Überprüfung der Bedingungen – abweichend 
von Ziffern 4.1 und 13.1 AHB – unverzüglich anzuzeigen. 

11.2	� Kommt der Versicherungsnehmer dieser Anzeigepflicht 
nicht nach, so erhöht sich der im Versicherungsschein oder 
den Nachträgen genannte Selbstbehalt bei Versicherungs-
fällen, die mit solchen Erhöhungen oder Erweiterungen 
oder mit neu entstandenen Risiken in Zusammenhang ste-
hen, auf das Doppelte.

12	 Verlängerung der Verjährungsfrist

Vereinbart der Versicherungsnehmer mit seinen Vertrags-
partnern die Verlängerung der gesetzlichen Verjährungs-
frist bei Gewährleistungsansprüchen auf höchstens fünf 
Jahre und sechs Monate, wird der Versicherer insoweit auf 
den Einwand der Ausschlussbestimmungen – Ziffer 7.3 
AHB – verzichten.

13	 Händlerkettenklausel

Besteht für Ansprüche Dritter im Sinne der Ziffer 3 ledig-
lich deshalb keine Haftung des Versicherungsnehmers auf-
grund Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts, 
weil zwischen Versicherungsnehmer und Geschädigtem 
kein Vertrag besteht, sondern weitere Abnehmer zwischen-
geschaltet sind, so wird der Versicherer auf diesen Haf-
tungseinwand verzichten, wenn der Versicherungsnehmer 
dies wünscht und er ohne Zwischenschaltung der Abneh-
mer nach den gesetzlichen Bestimmungen und/oder den 
insoweit deckungsunschädlich gestellten Modifikationen 
haften würde.

E	 Spezielle Deckungen 
1	� Halten, Hüten und Verwenden von Nutz-, Zug- und Zucht-

tieren

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

1.1	� aus Halten, Hüten und Verwenden von Nutztieren (ein-
schließlich Dam-, Rot- und Schwarzwild), auch Zuchttie-
ren, Zuchttieren zum Belegen fremder Tiere sowie Hunden 
(nicht aber von Reittieren, Pensionstieren) im versicherten 
Betrieb einschließlich Schäden durch gewollten oder unge-
wollten Deckakt. 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Hüters;

1.2	� aus Halten, Hüten und Verwenden von Zugtieren, die nicht 
ausschließlich für eigene land- oder forstwirtschaftliche 
Zwecke, sondern auch für Lohnfuhren oder im eigenen 
gewerblichen Betrieb (räumlich mit Land- oder Forstwirt-
schaft verbunden) verwendet werden.

Ausgeschlossen hiervon bleiben Pferde für Kutsch- und 
Planwagenfahrten.

2	� Halten und Hüten von Hunden, Reittieren, Pensionstieren, 
Pferden für Kutsch- und Planwagenfahrten

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

2.1	� Für das Tierhalterrisiko von Hunden besteht Versicherungs-
schutz im Ausland im Umfang von Abschnitt A Ziffer 1.7 PHV.

Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen ver-
einbart, gilt folgendes:

2.2	 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Hüters.

2.3	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz und 
Verwendung von Kutschen, Schlitten und Planwagen zur 
Personenbeförderung. 

2.4	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Tierhalter 
aus der Beschädigung von 

2.4.1	� gemieteten Pferdeboxen, Stallungen und Einfriedungen zu 
gemieteten Weiden und Pferdekoppeln;

2.4.2	� gemieteten oder geliehenen Tiertransportanhängern und 
Tiertransportern und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden. 
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2.4.3	 Für Ziffern 2.4.1 und 2.4.2 gilt: 

Der Versicherungsschutz besteht im Umfang von Teil B 
Ziffer 6.1 bzw. 6.3. Kein Versicherungsschutz besteht für 
Schäden, für die der Versicherungsnehmer über eine an-
dere Versicherung Versicherungsschutz erlangen könnte.

2.5	 Nicht versichert sind

2.5.1	 Haftpflichtansprüche aus Deckschäden;

2.5.2	� Haftpflichtansprüche aus Schäden an Pensionstieren (z. B. 
Pferde, Kleinpferde, Ponys, Maultiere, Esel) sowie die per-
sönliche Haftpflicht der fremden Tierbenutzer;

2.5.3	� Jagdhunde, für die bereits eine Jagd-Haftpflichtversiche-
rung besteht.

3	 Aufwendungen nach einem Ausbruch von Tieren

In Erweiterung von Ziffer 2 AHB sind Aufwendungen versi-
chert, die Dritten entstehen, um vom Versicherungsnehmer 
gehaltene oder gehütete Tiere nach einem Ausbruch (auch 
Verladeausbruch) einzufangen bzw. zur weiteren Gefah-
renabwehr durch den Einsatz von Schusswaffen zu töten. 
Diese Aufwendungen werden nur insoweit ersetzt, als der 
Versicherungsnehmer diese Maßnahmen beauftragt oder 
angefordert hat und sie für eine konkrete Gefahrenabwehr 
objektiv geeignet waren.

Dieser Versicherungsschutz gilt ausschließlich für Tiere, 
die im Rahmen dieses Vertrags mitversichert gelten. 

4	 Flurschäden anlässlich des Weidebetriebes

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Flurschä-
den anlässlich des Weidebetriebes.

5	� Verwendung von Pflanzenschutz-, Schädlingsbekämp-
fungs- und Düngemitteln

5.1	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Ver-
wendung von Pflanzenschutz-, Schädlingsbekämpfungs- 
und Düngemitteln innerhalb des versicherten Betriebes.

5.2	� Nicht versichert sind bei der Anwendung von Pflanzen-
schutz-, Schädlingsbekämpfungs- und Düngemitteln Haft-
pflichtansprüche wegen Schäden

5.2.1	 am behandelten Gut;

5.2.2	� durch Außerachtlassen von Gebrauchsanweisungen und 
behördlichen Vorschriften;

5.2.3	 durch Schädlingsbekämpfung aus der Luft. 

Der Ausschluss von Umweltschäden gemäß Ziffer 7.10 
AHB bleibt unberührt.

6	 Kleine ländliche Schankwirtschaft ohne Beherbergung

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

6.1	 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

6.1.1	� aus Betrieb und Unterhaltung einer kleinen ländlichen 
Schank-, Hecken-, Strauß-, Besen-, Kranzwirtschaft oder 
dergleichen;

6.1.2	� aus Betrieb und Unterhaltung von Kegel- und Bowling-
bahnen.

6.2	� Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus Abhanden-
kommen oder Beschädigung der von den Gästen, auch vom 
Personal anderer Betriebe des Versicherungsnehmers, zur 
Aufbewahrung übergebenen, eingebrachten oder einge-
stellten Sachen.

7	 Ferien auf dem Bauernhof

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

7.1	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Abgabe 
von nicht mehr als acht Betten zu Beherbergungszwecken 
ohne Pension an Feriengäste.

7.2	� Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche aus 
Abhandenkommen oder Beschädigung der von den Gäs-
ten eingebrachten Sachen (ausgenommen Tiere, Kraftfahr-
zeuge aller Art mit Zubehör und Inhalt). 

8	 Gewahrsamschäden 

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

Der Versicherungsschutz richtet sich nach Teil B Ziffern 6.3 
und 6.4. 

8	 Spezielle Nebenrisiken

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 

– gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung –

8.1	 aus Baumfällarbeiten im eigenen Betrieb;

8.2	� aus dem direkten Verkauf von eigenen und fremden land-
wirtschaftlichen Erzeugnissen im Rahmen des landwirt-
schaftlichen Betriebs (auch in Hofläden und auf Wochen-
märkten);

8.3	 aus dem Abernten von Produkten durch Endverbraucher;

8.4	� aus dem Betrieb einer kleinen, ländlichen Brennerei/
Brauerei im Nebenerwerb – auch unter Zulieferung/Zukauf 
fremder Rohstoffe – sowie dem Handel mit den so herge-
stellten Endprodukten;

8.5	� aus der Ausübung des Brauchtums (beispielsweise Leon-
hardiritt);

8.6	� aus der Tätigkeit als Auftraggeber und Auftragnehmer von 
Arbeiten sowie aus dem Verleihen und Entleihen von Ma-
schinen im Rahmen eines landwirtschaftlichen Maschinen-
rings, dem der Versicherungsnehmer als Mitglied angehört;

8.7	� aus der Tätigkeit als Lohnmaschinenbetrieb, soweit dieser 
nur als untergeordneter Nebenbetrieb zur Landwirtschaft 
betrieben wird und lediglich folgende Tätigkeiten zum Ge-
genstand hat:

– Feld- und Forstarbeiten (auch Holzrückarbeiten);

– Winterdienst;

– kommunale Landschaftspflege.

Nicht versichert gelten Schäden am Boden, Wasser (auch 
Gewässer) sowie an Pflanzen und Kulturen, die Gegen-
stand der Bearbeitung sind.

Soweit der vorstehende Einschluss auch Schäden durch 
Umwelteinwirkung erfasst, besteht kein Versicherungs-
schutz über die Umwelthaftpflichtversicherung;

8.8	� aus sonstigen Nebenbetrieben, die für den versicherten 
Betrieb typisch sind, der landwirtschaftlichen Berufsge-
nossenschaft zugeteilt sind und für die keine Gewerbean-
meldung erforderlich ist. 

F	 Gewerbliche Nebenrisiken
Mitversicherung von Nebenrisiken gemäß Teil A Ziffer 1 
(gilt auch für die Umwelt-Haftpflichtversicherung, sofern 
in den nachfolgenden Ziffern keine abweichende Regelung 
getroffen wird):
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Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages, auch 
ohne besondere Anzeige, die gesetzliche Haftpflicht aus 
allen betriebs- und branchenüblichen Nebenrisiken, ins-
besondere

1	� alle im Inland vorhandenen und neu hinzukommenden 
rechtlich unselbstständigen Niederlassungen, Betriebs-
stätten, Läger, Verkaufsbüros, Bau- und Montagestellen 
und dgl.; 

2	� als Eigentümer, Mieter, Pächter und Nutznießer oder als 
Leasingnehmer sowie aus Vermietung, Verpachtung oder 
sonstiger Überlassung von bebauten und unbebauten 
Grundstücken, – nicht Luftlandeplätzen – Gebäuden oder 
Räumlichkeiten an Dritte.

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

– �des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer 
von Bau-, Reparatur- und Abbrucharbeiten, nicht jedoch 
bei unterirdischen Arbeiten größeren Umfangs, wie Bau 
von Tunneln etc. Nicht versichert sind Haftpflichtansprü-
che aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse;

– �des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus 
§ 836 Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitz-
wechsel bestand;

– �der Zwangs- oder Insolvenzverwalter in dieser Eigen-
schaft.

Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.14 AHB – 
Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden durch häusliche 
Abwässer, die im Gebäude selbst anfallen (also keine in-
dustriellen und gewerblichen Abwässer) und Haftpflicht-
ansprüche wegen Sachschäden, die durch Abwässer aus 
dem Rückstau des Straßenkanals auftreten;

3	� aus dem Besitz und Betrieb von Blockheizkraftwerken bis 
zu einer Leistung von weniger als 1 MW sowie von Pho-
tovoltaik- und Solarthermieanlagen auf versicherten Be-
triebsgrundstücken;

4	� aus Besitz und Unterhaltung von Zapfstellen, Tankanla-
gen und Kraftfahrzeug-Pflegestationen, auch wenn diese 
Einrichtungen durch Betriebsangehörige und gelegentlich 
auch durch Betriebsfremde in Anspruch genommen wer-
den. Für Schäden durch eine Umwelteinwirkung gemäß Zif-
fer 7.10 (b) AHB besteht jedoch kein Versicherungsschutz;

5	� aus Besitz und Verwendung von feuergefährlichen, gifti-
gen oder explosiblen Stoffen und Fabrikaten. Für Schäden 
durch eine Umwelteinwirkung gemäß Ziffer 7.10 (b) AHB 
besteht jedoch kein Versicherungsschutz; 

6	� aus Betriebs- und Teilbetriebsveranstaltungen aller Art wie 
Betriebsfeiern, Betriebsausflügen, Schulungskursen usw. 
innerhalb und außerhalb der Betriebsräume.

Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
der Betriebsangehörigen aus der Teilnahme an diesen Ver-
anstaltungen, soweit es sich dabei nicht um Handlungen 
oder Unterlassungen rein privater Natur handelt;

7	� aus Einrichtung und Unterhaltung betrieblicher Sportab-
teilungen und sonstiger Freizeitgemeinschaften sowie aus 
dem Überlassen von Plätzen, Räumen, Geräten an diese. 

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Betriebs-
sport- und Freizeitgemeinschaften sowie die persönliche 
gesetzliche Haftpflicht der Mitglieder aus ihrer Betätigung 
in diesen, soweit es sich nicht um Handlungen oder Unter-
lassungen rein privater Natur handelt;

8	� aus Sozialeinrichtungen (wie Betriebskantinen, Erholungs-
heimen, Kindergärten, Sportanlagen) für Betriebsangehö-
rige, auch wenn diese Einrichtungen gelegentlich durch 
Betriebsfremde genutzt werden; 

9	� aus Sanitätsstationen und der Verwendung von medizini-
schen Apparaten und Geräten sowie aus der Beschäftigung 
von Betriebsärzten und Sanitätspersonal;

10	 aus Besitz und Unterhaltung von Garagen und Parkplätzen; 

11	� aus dem Anschlussgleisbetrieb (siehe auch Teil A Ziffer 
5.4.1.1).

Der Versicherungsschutz für Be- und Entladeschäden so-
wie alle hieraus resultierenden Vermögensschäden richtet 
sich nach Teil A Ziffer 5.7.1;

12	� aus dem Besitz oder der Verwendung von Kränen, Winden 
und sonstigen Be- und Entladevorrichtungen; 

13	� aus dem Besitz und Betrieb von Seil-, Schwebe- und Feld-
bahnen zur Beförderung von Sachen;

14	� aus dem Vorhandensein von Reklameeinrichtungen inner-
halb und außerhalb der Betriebsgrundstücke; 

15	� aus der Veranstaltung von Betriebsbesichtigungen und 
Produktvorführungen;

16	� aus dem Vorhandensein elektrischer Hoch- und Nieder-
spannungsanlagen und aus der genehmigten gelegentli-
chen Abgabe von elektrischer Energie;

17	� aus dem Halten von Tieren (z. B. Wachhunden), einschließ-
lich der gesetzlichen Haftpflicht des nicht gewerbsmäßig 
tätigen Tierhüters. Dies gilt nicht für Reittiere, Pensionstie-
re, Pferde für Kutsch- und Planwagenfahrten;

18	� aus der Teilnahme an Messen und Ausstellungen ein-
schließlich der Vorführung betrieblicher Erzeugnisse;

19	 aus Sicherheitseinrichtungen (z. B. Werksfeuerwehr); 

20	� aus dem erlaubten Besitz und dem Überlassen von Schuss-
waffen und Munition an Betriebsangehörige für dienstliche 
Zwecke und aus dem dienstlichen Gebrauch der Waffen 
(nicht jedoch bei Führen oder Gebrauch zu Jagdzwecken 
oder zu strafbaren Handlungen).
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1	 Gegenstand der Versicherung

1.1	� Der Versicherungsschutz richtet sich ausschließlich nach 
den Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die 
Haftpflichtversicherung (AHB) sowie den nachfolgenden 
Vereinbarungen, sofern sich aus den übrigen Vertragsbe-
dingungen keine anderweitige Regelung ergibt. 

1.2	� Versichert ist – abweichend von Ziffer 7.10 (b) AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Ver-
sicherungsnehmers wegen Personen- und Sachschäden 
durch Umwelteinwirkung für die gemäß Ziffer 2 in Versiche-
rung gegebenen Risiken.

Mitversichert sind gemäß Ziffer 2.1 AHB Vermögensschä-
den aus der Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts 
am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, 
wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befugnissen. 
Sie werden wie Sachschäden behandelt. 

1.3	 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht

1.3.1	� der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung 
des versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben 
angestellt hat, in dieser Eigenschaft;

1.3.2	� sämtlicher übriger Betriebsangehörigen für Schäden, die 
sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den 
Versicherungsnehmer verursachen. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß 
Sozialgesetzbuch VII handelt. Das gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehöri-
gen derselben Dienststelle zugefügt werden. 

2	 Umfang der Versicherung

Versicherungsschutz besteht für die Risikobausteine 2.1 
bis 2.5, sofern diese im Versicherungsschein und seinen 
Nachträgen entsprechend aufgeführt sind. Die Risikobau-
steine 2.6 und 2.7 sind immer versichert, ohne dass es ei-
ner ausdrücklichen Dokumentierung bedarf.

2.1	� Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, 
gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu 
lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-
Anlagen).

Ausgenommen sind solche WHG-Anlagen, die in Anhang 
1 oder 2 zum UmweltHG aufgeführt sind, Abwasseranla-
gen, Einwirkungen auf Gewässer sowie Schäden durch 
Abwässer.

2.2	� Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum 
UmweltHG (Umwelt-HG-Anlagen).

Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf 
Gewässer sowie Schäden durch Abwässer.

2.3	� Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem 
Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Geneh-
migungs- oder Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich 
nicht um WHG- oder UmweltHG-Anlagen handelt (sonstige 
deklarierungspflichtige Anlagen).

Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf 
Gewässer und Schäden durch Abwässer.

2.4	� Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder 
Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder 
Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, 
chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers 
verändert wird, durch den Versicherungsnehmer (Abwas-
seranlagen- und Einwirkungsrisiko).

2.5	� Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum 
UmweltHG (Umwelt-HG-Anlagen/Pflichtversicherung).

2.6	� Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, 
Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffern 
2.1 bis 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gemäß 
Ziffern 2.1 bis 2.5 bestimmt sind, wenn der Versicherungs-
nehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist (Umwelt-
Regress-Deckung).

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn der Versiche-
rungsnehmer im Einzelfall und nur vorübergehend Inhaber 
einer von ihm im Auftrag Dritter zu errichtenden Anlage ge-
mäß Ziffern 2.1 bis 2.5 ist (zum Beispiel Inbetriebnahme 
und/oder Probebetrieb auf eigenen oder fremden Grund-
stücken).

Der Ausschluss von Schäden durch Abwässer gemäß Ziffer 
7.14 AHB findet insoweit keine Anwendung. Aufwendun-
gen vor Eintritt des Versicherungsfalles werden unter den 
in Ziffer 5 genannten Voraussetzungen durch den Versi-
cherer ersetzt, sofern Regressansprüche des Inhabers der 
Anlage gegen den Versicherungsnehmer bestehen können.

2.7	� Umwelteinwirkungen, die im Zusammenhang mit dem im 
Versicherungsschein unter Ziffer 2 beschriebenen Risiko 
stehen, soweit diese Umwelteinwirkungen nicht von Anla-
gen oder Tätigkeiten ausgehen oder ausgegangen sind, die 
unter den Anwendungsbereich der Risikobausteine gemäß 
Ziffern 2.1 bis 2.6 fallen, unabhängig davon, ob diese Ri-
sikobausteine vereinbart wurden oder nicht (Umwelthaft-
pflicht-Basisversicherung).

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte 
Stoffe bei ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständ-
lichen Zusammenhang mit versicherten Anlagen gemäß 
Ziffern 2.1 bis 2.5 und 2.7 in Boden, Luft oder Wasser (ein-
schließlich Gewässer) gelangen, ohne in diese eingebracht 
oder eingeleitet zu sein.

Der Versicherungsschutz gemäß Ziffern 2.1 bis 2.7 bezieht 
sich auch auf die Haftpflicht wegen Schäden eines Dritten, 
die dadurch entstehen, dass Stoffe in Abwässer und mit 
diesen in Gewässer gelangen.
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7	 Serienschadenklausel/Kumulklausel
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10	� Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend 
gemacht werden 
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3	 Vorsorgeversicherung/Erhöhungen und Erweiterungen

3.1	� Die Bestimmungen der Ziffern 3.1 (3) und 4 AHB – Vorsor-
geversicherung – finden für die Ziffern 2.1 bis 2.6 keine 
Anwendung. Der Versicherungsschutz für neue Risiken be-
darf insoweit besonderer Vereinbarung.

3.2	� Ziffern 3.1 (2) und 3.2 AHB – Erhöhungen und Erweite-
rungen – finden für die Ziffern 2.1 bis 2.6 ebenfalls keine 
Anwendung; hiervon unberührt bleiben mengenmäßige 
Veränderungen von Stoffen innerhalb der unter Ziffer 2 
versicherten Risiken

4	 Versicherungsfall

Versicherungsfall ist – abweichend von Ziffer 1.1 AHB – die 
nachprüfbare erste Feststellung des Personenschadens 
(Tod, Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Men-
schen), Sachschadens (Beschädigung oder Vernichtung 
von Sachen) oder eines gemäß Ziffer 1.2 mitversicher-
ten Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen 
sonstigen Dritten oder den Versicherungsnehmer. Der 
Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der Ver-
sicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf 
an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang 
des Schadens oder die Möglichkeit zur Erhebung von Haft-
pflichtansprüchen erkennbar war.

5	 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

5.1	� Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungs-
fall eingetreten ist,

– nach einer Störung des Betriebes oder

– aufgrund behördlicher Anordnung 

Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnah-
men zur Abwendung oder Minderung eines sonst unver-
meidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 
1.2 mitversicherten Vermögensschadens.

Die Feststellung der Störung des Betriebes oder die 
behördliche Anordnung müssen in die Wirksamkeit 
der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der frühere 
Zeitpunkt ist.

5.2	� Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im 
Sinne der Ziffer 5.1 werden unter den dort genannten 
Voraussetzungen unbeschadet der Tatsache übernom-
men, dass die Maßnahmen durch den Versicherungsneh-
mer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde 
ausgeführt werden.

5.3	 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet 

5.3.1	� dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung 
des Betriebes oder eine behördliche Anordnung unver-
züglich anzuzeigen und alles zu tun, was erforderlich ist, 
die Aufwendungen auf den Umfang zu begrenzen, der not-
wendig und objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt zu 
verhindern oder den Schadenumfang zu mindern und auf 
Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen 
behördliche Anordnungen einzulegen oder

5.3.2	� sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

5.4	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5.3 
genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im 
Rahmen des für Aufwendungen gemäß Ziffer 5 vereinbar-
ten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objektiv ge-
eigneten Aufwendungen ersetzt. 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 5.3 
genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Ver-
sicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen und 
objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Auf-
wendungen in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kür-
zen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

Abweichend von Absatz 1 und 2 bleibt der Versicherer zum 
Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv geeig-
neten Aufwendungen hinausgehender Aufwendungen ver-
pflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit nicht für 
den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursäch-
lich ist.

5.5	� Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem 
Schaden, so werden die vom Versicherer ersetzten Auf-
wendungen auf die für den Versicherungsfall maßgebende 
Versicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der Er-
satz dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahreshöchster-
satzleistung eines früheren Versicherungsjahres die Ersatz-
leistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat. 

5.6	� Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen – 
auch soweit sie sich mit Aufwendungen im Sinne der Ziffer 
5.1 decken – zur Erhaltung, Reparatur, Erneuerung, Nach-
rüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebseinrichtun-
gen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepach-
tete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch 
für solche, die früher im Eigentum oder Besitz des Versi-
cherungsnehmers standen.

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwen-
dung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintre-
tenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.2 mitversi-
cherten Vermögensschadens, falls Betriebseinrichtungen, 
Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers, die 
von einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, beein-
trächtigt werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen 
sind abzuziehen

6	 Nicht versicherte Tatbestände

Nicht versichert sind

6.1	� Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder 
entstanden sind, dass beim Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, 
ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch ähnliche 
Vorgänge in den Boden oder ein Gewässer gelangen. Das 
gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Störung des Be-
triebes beruhen.

6.2	� Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt 
unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Um-
welteinwirkungen entstehen (Normalbetriebsschäden). 

Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nach-
weis erbringt, dass er nach dem Stand der Technik zum 
Zeitpunkt der schadenursächlichen Umwelteinwirkungen 
unter den Gegebenheiten des Einzelfalles die Möglichkei-
ten derartiger Schäden nicht erkennen musste.

6.3	� Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener 
Umweltschäden.

Dies gilt nicht, sofern die zuständige Vorversicherung des 
Umwelthaftpflichtrisikos wegen Ablauf der Nachhaftungs-
dauer analog Ziffer 8 keine Deckung zu gewähren hat. 
Nachweispflichtig hierfür ist der Versicherungsnehmer. 
Alle Versicherungsfälle werden ausschließlich dem ersten 
Versicherungsjahr dieses Vertrages zugeordnet.
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6.4	� Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer 
Versicherungsverträge Versicherungsschutz besteht oder 
hätte beantragt werden können.

6.5	� Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass 
der Versicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungs-
verhältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz nimmt, 
die zu diesem Zeitpunkt bereits von einer Umwelteinwir-
kung betroffen waren.

6.6	� Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder 
Betrieb von Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung 
von Abfällen, insbesondere Deponien und Kompostie-
rungsanlagen.

6.7	� Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungs-
nehmer hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch 
Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Ausführung der 
Leistung oder nach Abschluss der Arbeiten entstehen (Pro-
dukthaftpflicht). Wird Versicherungsschutz nach Ziffer 2.6 
genommen, gilt dieser Ausschluss insoweit nicht.

6.8	� Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungs-
nehmer erzeugte oder gelieferte Abfälle nach Auslieferung 
entstehen.

6.9	� Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer 
oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch 
verursachen, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnun-
gen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten behörd-
lichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umwelt-
schutz dienen, abweichen.

6.10	� Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer 
oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch 
verursachen, dass sie es bewusst unterlassen, die vom 
Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der Technik 
einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen 
für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen 
oder Wartungen zu befolgen oder notwendige Reparaturen 
bewusst nicht ausführen.

6.11	 Ansprüche wegen genetischer Schäden.

6.12	 Ansprüche

– �wegen Bergschäden (i. S. d. § 114 BBergG), soweit es 
sich handelt um die Beschädigung von Grundstücken, 
deren Bestandteilen und Zubehör;

– �wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (i. S. d. § 114 
BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlen-
säureeinbrüche sowie Kohlenstaubexplosionen.

6.13	� Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der 
Lagerstätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens.

6.14	� Ansprüche wegen Schäden, die im ursächlichen Zusam-
menhang mit Halogenkohlenwasserstoffen (HKW) bzw. 
HKW-haltigen Substanzen oder polychlorierten Biphenylen 
(PCB) oder PCB-haltigen Substanzen stehen. Zu den HKW 
bzw. HKW-haltigen Substanzen zählen insbesondere die 
chlorierten Kohlenwasserstoffe (CKW) sowie die Fluorkoh-
lenwasserstoffe (FKW).

6.15	� Ansprüche wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegs-
ereignissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, 
inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik oder un-
mittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher 
Hand beruhen; das Gleiche gilt für Schäden durch höhere 
Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt 
haben.

6.16	� Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder 
beauftragte Person durch den Gebrauch eines Kraftfahr-
zeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen. 

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die 
der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für 
die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in 
Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicher-
ten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein 
Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen 
Versicherten. 

Eine Tätigkeit der in Absatz 1 und 2 genannten Personen 
an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und 
Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch i. S. dieser Bestimmung, 
wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer des Fahr-
zeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb 
gesetzt wird.

Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine 
abweichende Regelung getroffen wurde, gilt dieser 
Ausschluss insoweit nicht.

6.17	� Ansprüche wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, 
ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder 
beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luftfahrzeu-
ges verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer 
eines Luftfahrzeuges in Anspruch genommen werden.

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicher-
ten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein 
Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen 
Versicherten.

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus

– �der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 
von Luftfahrzeugen oder Teilen für Luftfahrzeuge, soweit 
die Teile ersichtlich für den Bau von Luftfahrzeugen oder 
den Einbau in Luftfahrzeuge bestimmt waren;

– �Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, 
Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luftfahrzeu-
gen oder Luftfahrzeugteilen, und zwar wegen Schäden 
an Luftfahrzeugen, der mit diesen beförderten Sachen, 
der Insassen sowie wegen sonstiger Schäden durch Luft
fahrzeuge.

6.18	 Für land- und forstwirtschaftliche Betriebe gilt zusätzlich: 

Ansprüche wegen Schäden aus der Verwendung von 
Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, Pflanzen-
schutz- oder Düngemitteln, es sei denn, dass diese Stoffe 
durch plötzliche und unfallartige Ereignisse bestimmungs-
widrig und unbeabsichtigt in die Umwelt gelangen, durch 
Niederschläge plötzlich abgeschwemmt werden oder auf 
andere Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz des 
Versicherungsnehmers stehen. 
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7	 Serienschadenklausel/Kumulklausel

7.1	 Serienschadenklausel

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 
eintretende Versicherungsfälle

– durch dieselbe Umwelteinwirkung

– �durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder 
unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhenden 
Umwelteinwirkungen, wenn zwischen gleichen Ursa-
chen ein innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher 
Zusammenhang besteht,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als 
ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser 
Versicherungsfälle als eingetreten gilt. 

Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen.

7.2	 Kumulklausel

Beruhen mehrere Versicherungsfälle 

– auf derselben Ursache oder

– �auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 
sachlichem und zeitlichem Zusammenhang oder

– auf der Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln

und besteht Versicherungsschutz für die Versicherungsfäl-
le im Rahmen verschiedener Abschnitte dieses Vertrags, so 
steht für diese Versicherungsfälle nicht der Gesamtbetrag 
kumulativ aus den verschiedenen Versicherungssummen, 
sondern bei gleichen Versicherungssummen höchstens 
eine Versicherungssumme, ansonsten maximal die höhere 
Versicherungssumme zur Verfügung.

Für die Feststellung der höchsten Versicherungssumme ist 
der Zeitpunkt maßgebend, in dem der erste Versicherungs-
fall eingetreten ist.

8	 Nachhaftung

8.1	� Endet das Versicherungsverhältnis, so besteht der Versi-
cherungsschutz für solche Personen-, Sach- oder gemäß 
Ziffer 1.2 mitversicherte Vermögensschäden weiter, die 
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten 
sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit 
folgender Maßgabe:

8.1.1	� Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von fünf Jahren 
vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses an gerechnet.

8.1.2	� Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte 
Nachhaftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses geltenden Versicherungsum-
fanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der 
Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem das 
Versicherungsverhältnis endet.

8.2	� Ziffer 8.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der 
Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versichertes 
Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den 
Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Risikos abzustel-
len ist.

9	 Versicherungsfälle im Ausland

9.1	� Eingeschlossen sind im Umfang von Ziffer 1 dieser Bedin-
gungen – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – 

9.1.1	� im Ausland eintretende Versicherungsfälle aus Anlass von 
Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an Ausstellungen 
und Messen;

9.1.2	� im Ausland eintretende Versicherungsfälle, die auf die 
Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen oder 
Teilen im Sinne von Ziffer 2.6 zurückzuführen sind, wenn 
die Anlagen oder Teile nicht ersichtlich für USA, US-Territo-
rien und Kanada bestimmt waren;

9.1.3	� im Ausland – ausgenommen USA, US-Territorien und 
Kanada – eintretende Versicherungsfälle, die auf den 
Betrieb einer Anlage im Sinne der Ziffern 2.1 bis 2.5 zu-
rückzuführen sind;

9.1.4	� im Ausland – ausgenommen USA, US-Territorien und Kana-
da – eintretende Versicherungsfälle, die auf die Planung, 
Herstellung oder Lieferung von Anlagen oder Teilen im 
Sinne von Ziffer 2.6 zurückzuführen sind, wenn die Anla-
gen oder Teile ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;

9.1.5	� im Ausland – ausgenommen USA, US-Territorien und Ka-
nada – eintretende Versicherungsfälle, die auf die Monta-
ge, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von Anlagen 
oder Teilen im Sinne von Ziffer 2.6 zurückzuführen sind;

9.1.6	� im Ausland – ausgenommen USA, US-Territorien und 
Kanada – eintretende Versicherungsfälle, die auf die sons-
tige Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung 
zurückzuführen sind.

9.1.7	 Zu Ziffern 9.1.1 bis 9.1.6: 

Der Versicherungsschutz besteht nur für solche Personen- 
und Sachschäden, die Folgen einer plötzlichen und un-
fallartigen Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes 
sind.

Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles gemäß 
Ziffer 5 werden nicht ersetzt.

Zu Ziffern 9.1.3 bis 9.1.6 gilt zusätzlich: 

Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
besonders vereinbart, besteht Versicherungsschutz

– �für im Ausland belegene rechtlich selbstständige 
Tochterunternehmen

– �Versicherungsfälle in USA, US-Territorien und Kanada im 
Rahmen der Ziffern 9.1.3 bis 9.1.6.

9.2	� Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten von Personen, die vom Versi-
cherungsnehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der 
Durchführung von Arbeiten betraut worden sind. 

Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche aus 
Arbeitsunfällen, die den Bestimmungen gemäß Sozial
gesetzbuch VII unterliegen (siehe Ziffer 7.9 AHB).

9.3	� Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche nach den Arti-
keln 1792 ff und den damit im Zusammenhang stehenden 
Regressansprüchen nach Artikel 1147 des französischen 
Code Civil oder gleichartigen Bestimmungen anderer Länder.

9.4	� Bei Versicherungsfällen, die im Ausland geltend gemacht 
werden gilt:

Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gericht
lichen und außergerichtlichen Abwehr der von einem 
Dritten geltend gemachten Ansprüche, insbesondere An-
walts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 
werden – abweichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen 
auf die Versicherungssumme angerechnet.
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9.5	� Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprü-
che aus Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere 
punitive oder exemplary damages.

9.6	� Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

10	� Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend 
gemacht werden

Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, 
gilt:

10.1	� Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben 
Ansprüche

10.1.1	� auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere 
punitive oder exemplary damages.

10.1.2	� nach den Artikeln 1792 ff. und den damit im Zusammen-
hang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des 
französischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen 
anderer Länder.

10.2	� Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden – ab-
weichend von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versi-
cherungssumme angerechnet.

Kosten sind:

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem 
Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, 
wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind.

10.3	� Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 
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Der Versicherungsschutz für das Umweltschaden-Risiko 
richtet sich ausschließlich nach den nachfolgenden Verein-
barungen.

I	 USV-Grunddeckung
	 Umfang des Versicherungsschutzes

1	 Gegenstand der Versicherung

1.1	� Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtli-
chen Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umwelt
schadensgesetz zur Sanierung von Umweltschäden.

Umweltschaden ist eine

– �Schädigung von geschützten Arten und natürlichen 
Lebensräumen;

– Schädigung der Gewässer;

– Schädigung des Bodens.

Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versi-
cherungsnehmer von einer Behörde oder einem sonsti-
gen Dritten auf Erstattung der Kosten für Sanierungsmaß
nahmen/Pflichten der oben genannten Art in Anspruch 
genommen wird. Dabei kommt es nicht darauf an, ob 
der Versicherungsnehmer auf öffentlich-rechtlicher oder 
privatrechtlicher Grundlage in Anspruch genommen wird.

Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch 
solche gegen den Versicherungsnehmer gerichteten Ansprü-
che, die auch ohne das Bestehen des Umweltschadens

gesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) basierender nationaler Umsetzungsgesetze 
bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer 
geltend gemacht werden könnten. Versicherungsschutz 
für derartige Ansprüche kann ausschließlich über eine 
Betriebs- oder Berufs-Haftpflichtversicherung oder eine 
Umwelt-Haftpflichtversicherung vereinbart werden.

1.2	 Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht

1.2.1	� der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und 
solcher Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung 
des versicherten Betriebes oder eines Teiles desselben 
angestellt hat, in dieser Eigenschaft.

1.2.2	� sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die 
sie in Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den 
Versicherungsnehmer verursachen.

1.3	� Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht aus dem Gebrauch 
von folgenden nicht versicherungspflichtigen Kfz:

	� – �Kfz und Anhänger ohne Rücksicht auf eine Höchst
geschwindigkeit, die nur auf nicht öffentlichen Wegen 
und Plätzen verkehren;

– Kfz mit nicht mehr als 6 km/h Höchstgeschwindigkeit;

– �selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 
20 km/h Höchstgeschwindigkeit. 

Selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, die nach 
ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest 
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verbundenen Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, nicht 
zur Beförderung von Personen oder Gütern bestimmt und 
geeignet sind und die zu einer vom Bundesminister für Ver-
kehr bestimmten Art solcher Fahrzeuge gehören; 

– nicht zulassungspflichtige Kraftfahrzeuganhänger.

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür 
zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtig-
ten Fahrer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaub-
nis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer 
benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

2	 Umfang der Versicherung/Versicherte Risiken

Versicherungsschutz besteht für die Risikobausteine 2.1 
bis 2.5, sofern diese im Versicherungsschein und seinen 
Nachträgen entsprechend aufgeführt sind. Die Risikobau-
steine 2.6 bis 2.8 sind immer versichert, ohne dass es 
einer ausdrücklichen Dokumentierung bedarf.

2.1	� Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, 
gewässerschädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu 
lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-
Anlagen).

Ausgenommen sind solche WHG-Anlagen, die in Anhang 1 
oder 2 zum UHG aufgeführt sind, Abwasseranlagen, Einwir-
kungen auf Gewässer sowie Schäden durch Abwässer.

2.2	� Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum 
UHG (UHG-Anlagen).

Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf 
Gewässer sowie Schäden durch Abwässer.

2.3	� Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem 
Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Geneh-
migungs- oder Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich 
nicht um WHG- oder UHG-Anlagen handelt (sonstige 
deklarierungspflichtige Anlagen).

Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf 
Gewässer und Schäden durch Abwässer.

2.4	� Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Ein-
bringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder 
Einwirken auf ein Gewässer derart, dass die physikalische, 
chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers 
verändert wird, durch den Versicherungsnehmer (Abwas-
seranlagen- und Einwirkungsrisiko).

2.5	� Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum 
UHG (UHG-Anlagen).

2.6	� Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, In-
standhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Ziffern 2.1 
bis 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für derartige Anlagen be-
stimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst 
Inhaber der Anlagen ist.

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn der Versiche-
rungsnehmer im Einzelfall und nur vorübergehend Inhaber 
einer von ihm im Auftrag Dritter zu errichtenden Anlage ge-
mäß Ziffern 2.1 bis 2.5 ist (zum Beispiel Inbetriebnahme 
und/oder Probebetrieb auf eigenen oder fremden Grund-
stücken).

2.7	� Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht von 
Ziffer 2.6 umfasst sind, nach Inverkehrbringen.

2.8	� sonstige Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf 
eigenen oder fremden Grundstücken, sofern sie nicht unter 
die Ziffern 2.1 bis 2.7 fallen, unabhängig davon, ob diese 
Risikobausteine vereinbart wurden oder nicht.

3	 Betriebsstörung

3.1	� Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Umwelt-
schäden, die unmittelbare Folge einer plötzlichen und 
unfallartigen, während der Wirksamkeit des Versiche-
rungsvertrages eingetretenen Störung des bestimmungs-
gemäßen Betriebes des Versicherungsnehmers oder des 
Dritten sind (Betriebsstörung).

3.2	� Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht im Rah-
men der Ziffer 2.7 Versicherungsschutz für Umweltschäden 
durch hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse. Das Gleiche 
gilt im Rahmen der Ziffer 2.8 für Umweltschäden durch La-
gerung, Verwendung oder anderen Umgang von oder mit 
Erzeugnissen Dritter i. S. v. Ziffer 2.7. Versicherungsschutz 
besteht in den Fällen der Sätze 1 und 2 ausschließlich 
dann, wenn der Umweltschaden auf einen Konstruktions-, 
Produktions- oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse 
zurückzuführen ist. Jedoch besteht kein Versicherungs-
schutz, wenn der Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbrin-
gens der Erzeugnisse nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik nicht hätte erkannt werden können (Entwick-
lungsrisiko).

4	 Leistungen der Versicherung

4.1	� Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der 
gesetzlichen Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter 
Inanspruchnahme und die Freistellung des Versiche-
rungsnehmers von berechtigten Sanierungs- und Kost-
entragungsverpflichtungen gegenüber der Behörde oder 
einem sonstigen Dritten.

Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsverpflich-
tungen dann, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund 
Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder 
Vergleiches zur Sanierung und Kostentragung verpflichtet 
ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkennt-
nisse oder Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne 
Zustimmung des Versicherers abgegeben oder geschlos-
sen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der 
Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestan-
den hätte.

Ist die Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung des 
Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für den 
Versicherer festgestellt, hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des 
Dritten freizustellen.

4.2	� Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung 
des Schadens oder der Abwehr unberechtigter Inanspruch-
nahme durch die Behörde oder einen sonstigen Dritten 
zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des 
Versicherungsnehmers abzugeben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwal-
tungsverfahren oder Rechtsstreit über Sanierungs- oder 
Kostentragungsverpflichtungen gegen den Versiche-
rungsnehmer, ist der Versicherer zur Verfahrens- und 
Prozessführung bevollmächtigt. Er führt das Verwaltungs-
verfahren oder den Rechtsstreit im Namen des Versiche-
rungsnehmers.



3 von 12

4.3	� Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umweltscha-
dens/Umweltdeliktes, der/das eine unter den Versiche-
rungsschutz fallende Sanierungs- und Kostentragungs-
verpflichtung zur Folge haben kann, die Bestellung eines 
Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem Versi-
cherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer 
die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm beson-
ders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.

5	 Versicherte Kosten

Versichert sind im Rahmen des in Ziffer 4.1 geregelten 
Leistungsumfangs nachfolgende Kosten einschließlich 
notwendiger Gutachter-, Sachverständigen-, Anwalts-, 
Zeugen-, Verwaltungsverfahrens- und Gerichtskosten

5.1	� für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten, 
natürlichen Lebensräumen oder Gewässern

5.1.1	� die Kosten für die „primäre Sanierung“, d. h. für Sanie-
rungsmaßnahmen, die die geschädigten natürlichen 
Ressourcen und/oder beeinträchtigten Funktionen ganz 
oder annähernd in den Ausgangszustand zurückversetzen;

5.1.2	� die Kosten für die „ergänzende Sanierung“, d. h. für Sanie-
rungsmaßnahmen in Bezug auf die natürlichen Ressour-
cen und/oder Funktionen, mit denen der Umstand ausge-
glichen werden soll, dass die primäre Sanierung nicht zu 
einer vollständigen Wiederherstellung der geschädigten 
natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen führt;

5.1.3	� die Kosten für die „Ausgleichssanierung“, d. h. für die 
Tätigkeiten zum Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste na-
türlicher Ressourcen und/oder Funktionen, die vom Zeit-
punkt des Eintretens des Schadens bis zu dem Zeitpunkt 
entstehen, in dem die primäre Sanierung ihre Wirkung 
vollständig entfaltet hat. „Zwischenzeitliche Verluste“ sind 
Verluste, die darauf zurückzuführen sind, dass die geschä-
digten natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen ihre 
ökologischen Aufgaben oder ihre Funktionen für andere 
natürliche Ressourcen nicht erfüllen können, solange die 
Maßnahmen der primären bzw. der ergänzenden Sanie-
rung ihre Wirkung nicht entfaltet haben.

5.2	� für die Sanierung von Schädigungen des Bodens: die 
Kosten für die erforderlichen Maßnahmen, die zumindest 
sicherstellen, dass die betreffenden Schadstoffe beseitigt, 
kontrolliert, eingedämmt oder vermindert werden, so dass 
der geschädigte Boden unter Berücksichtigung seiner zum 
Zeitpunkt der Schädigung gegebenen gegenwärtigen oder 
zugelassenen zukünftigen Nutzung kein erhebliches Risiko 
einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit mehr 
darstellt.

5.3	� Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen die 
Mitversicherung des Zusatzbausteins 1 vereinbart ist, sind 
die unter Ziffern 5.1 und 5.2 genannten Kosten für Umwelt-
schäden versichert, die auf Grundstücken des Versiche-
rungsnehmers gemäß Ziffer 10.1 oder am Grundwasser 
gemäß Ziffer 10.2 eintreten.

6	 Erhöhungen und Erweiterungen

6.1	� Für Risiken der Ziffern 2.1 bis 2.5 besteht kein Versiche-
rungsschutz für Erhöhungen und Erweiterungen. Der Ver-
sicherungsschutz umfasst aber mengenmäßige Verände-
rungen von Stoffen innerhalb der unter Ziffern 2.1 bis 2.5 
versicherten Risiken.

6.2	� Für Risiken gemäß Ziffern 2.6 bis 2.8 umfasst der Versi-
cherungsschutz Erhöhungen oder Erweiterungen der im 
Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebenen 

Risiken. Dies gilt nicht für Risiken aus dem Halten oder 
Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder 
Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der Ver-
sicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen.

6.3	� Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhun-
gen des versicherten Risikos durch Änderung bestehen-
der oder Erlass neuer Rechtsvorschriften, soweit es sich 
hierbei um Rechtsvorschriften auf der Grundlage der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) handelt und die-
se nicht Vorschriften zur Versicherungs- oder Deckungsvor-
sorgepflicht zum Gegenstand haben. Der Versicherer kann 
den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von Ziffer 
25 kündigen.

7	 Neue Risiken

7.1	� Für Risiken gemäß Ziffern 2.1 bis 2.5, die nach Abschluss 
des Versicherungsvertrages neu entstehen, bedarf der 
Versicherungsschutz besonderer Vereinbarung.

7.2	� Für Risiken gemäß Ziffern 2.6 bis 2.8, die nach Abschluss 
des Vertrages neu entstehen, besteht Versicherungsschutz 
im Rahmen des Vertrages sofort bis zur Höhe der Versiche-
rungssumme. 

7.2.1	� Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforde-
rung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines 
Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der 
Prämienrechnung erfolgen.

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko ange-
zeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, 
dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung 
und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die 
Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.

7.2.2	� Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko eine 
angemessene Prämie zu verlangen. Kommt eine Einigung 
über die Höhe der Prämie innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt 
der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend 
ab dessen Entstehung.

7.2.3	� Die Regelung der Versicherung neuer Risiken gemäß Ziffern 
7.2.1 und 7.2.2 gilt nicht für Risiken 

7.2.3.1	� aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, 
Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der 
Zulassungs-, Führerschein- oder Versicherungspflicht un-
terliegen;

7.2.3.2	� aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;

7.2.3.3	� die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht un-
terliegen;

7.2.3.4	� die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im 
Rahmen von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versi-
chern sind.

8	 Versicherungsfall

Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung 
des Umweltschadens durch den Versicherungsnehmer, 
die zuständige Behörde oder einen sonstigen Dritten. Der 
Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der Ver-
sicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf 
an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang 
des Schadens oder eine Pflicht zur Vornahme von Sanie-
rungsmaßnahmen erkennbar war.
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9	 Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalls

9.1	� Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungs-
fall eingetreten ist,

9.1.1	� für die Versicherung nach den Risikobausteinen 2.1 bis 2.5 
nach einer Betriebsstörung; 

9.1.2	� für die Versicherung nach Risikobaustein 2.6 nach einer 
Betriebsstörung bei Dritten;

9.1.3	� für die Versicherung nach Risikobaustein 2.7 nach einer 
Betriebsstörung bei Dritten – in den Fällen der Ziffer 3.2 
auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung nach behördli-
cher Anordnung;

9.1.4	� für die Versicherung nach Risikobaustein 2.8 nach einer 
Betriebsstörung beim Versicherungsnehmer oder Dritten 
– in den Fällen der Ziffer 3.2 auch ohne Vorliegen einer Be-
triebsstörung nach behördlicher Anordnung

Aufwendungen des Versicherungsnehmers – oder soweit 
versichert des Dritten gemäß Ziffern 9.1.2 bis 9.1.4 – für 
Maßnahmen zur Abwendung oder Minderung eines sonst 
unvermeidbar eintretenden Umweltschadens. Die Feststel-
lung der Betriebsstörung oder die behördliche Anordnung 
müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei 
maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

9.2	� Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder be-
hördlichen Anordnungen i. S. d. Ziffer 9.1 werden unter den 
dort genannten Voraussetzungen unbeschadet der Tatsa-
che übernommen, dass die Maßnahmen durch den Versi-
cherungsnehmer oder im Wege der Ersatzvornahme durch 
die Behörde ausgeführt werden.

9.3	 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,

9.3.1	� dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Stö-
rung des Betriebes oder eine behördliche Anordnung un
verzüglich anzuzeigen und alles zu tun, was erforderlich 
ist, die Aufwendungen auf den Umfang zu begrenzen, der 
notwendig und objektiv geeignet ist, den Schadeneintritt 
zu verhindern oder den Schadenumfang zu mindern 

und 

auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch 
gegen behördliche Anordnungen einzulegen 

oder

9.3.2	� sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

9.4	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 9.3 
genannten Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im 
Rahmen des für Aufwendungen gemäß Ziffer 9 vereinbar-
ten Gesamtbetrages nur die notwendigen und objektiv ge-
eigneten Aufwendungen ersetzt.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziffer 9.3 
genannten Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der 
Versicherer berechtigt, etwaige über die notwendigen und 
objektiv geeigneten Aufwendungen hinausgehende Auf-
wendungen in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kür-
zen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

Abweichend von den Absätzen 1 und 2 bleibt der Versiche-
rer zum Ersatz etwaiger über die notwendigen und objektiv 
geeigneten Aufwendungen hinausgehender Aufwendun-
gen verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit 
nicht für den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 
ursächlich ist.

9.5	� Kommt es trotz Durchführung der Maßnahme zu einem 
Schaden, so werden die vom Versicherer ersetzten Aufwen-
dungen auf die für den Versicherungsfall maßgebenden 
Versicherungssumme angerechnet, es sei denn, dass der 
Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahreshöchs-
tersatzleistung eines früheren Versicherungsjahres die Er-
satzleistung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert 
hat.

9.6	� Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen – auch 
soweit sie sich mit Aufwendungen i. S. v. Ziffer 9.1 decken 
– zur Erhaltung, Reparatur, Nachrüstung, Sicherung oder 
Sanierung von Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder 
Sachen (auch gemietete, gepachtete, geleaste und dgl.) 
des Versicherungsnehmers; auch für solche, die früher im 
Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen, 
auch für solche, die der Versicherungsnehmer hergestellt 
oder geliefert hat. 

Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr 
oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden 
versicherten Umweltschadens, falls nicht betroffene Be-
triebseinrichtungen, Grundstücke oder Sachen des Versi-
cherungsnehmers beeinträchtigt werden müssen. Eintre-
tende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

10	 Nicht versicherte Tatbestände

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, gilt:

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schä-
den, unabhängig davon, ob diese bereits erhebliche nach-
teilige Auswirkungen auf den Erhaltungszustand von Arten 
und natürlichen Lebensräumen oder Gewässer haben oder 
eine Gefahr für die menschliche Gesundheit darstellen,

10.1	� die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewässern) des 
Versicherungsnehmers eintreten, die im Eigentum des Ver-
sicherungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemie-
tet, geleast, gepachtet, geliehen sind oder durch verbotene 
Eigenmacht erlangt wurden. Dies gilt auch, soweit es sich 
um dort befindliche geschützte Arten oder natürliche Le-
bensräume handelt;

10.2	 am Grundwasser;

10.3	� infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers 
oder seines Fließverhaltens;

10.4	� die vor Beginn des Versicherungsvertrages eingetreten 
sind;

10.5	� die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer 
nach Beginn des Versicherungsverhältnisses Grundstü-
cke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt 
bereits kontaminiert waren;

10.6	 die im Ausland eintreten;

10.7	� die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim 
Umgang mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, ab-
tropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder durch 
ähnliche Vorgänge in den Boden, in ein Gewässer oder in 
die Luft gelangen. 

Dies gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Betriebs-
störung beruhen;

10.8	� die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige 
oder in Kauf genommene Einwirkungen auf die Umwelt 
entstehen;
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10.9	� durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder Freiset-
zung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stalldung, 
Pflanzenschutz-, Dünge- oder Schädlingsbekämpfungsmit-
teln, es sei denn, dass diese Stoffe durch plötzliche und 
unfallartige Ereignisse bestimmungswidrig und unbeab-
sichtigt in die Umwelt gelangen, diese Stoffe durch Nieder-
schläge plötzlich abgeschwemmt werden oder in andere 
Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz des Versiche-
rungsnehmers stehen;

10.10	� die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse 
zurückzuführen sind;

10.11	� die zurückzuführen sind auf

10.11.1	 gentechnische Arbeiten

10.11.2	 gentechnisch veränderte Organismen (GVO),

10.11.3	 Erzeugnisse, die 

– Bestandteile aus GVO enthalten

– aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden;

10.12	� infolge Zwischen-, Endablagerung oder anderweitiger 
Entsorgung von Abfällen ohne die dafür erforderliche 
behördliche Genehmigung, unter fehlerhafter oder unzu-
reichender Deklaration oder an einem Ort, der nicht im er-
forderlichen Umfang dafür behördlich genehmigt ist;

10.13	� aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder 
Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen;

10.14	� die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder 
eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeugan-
hängers verursachen.

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ih-
nen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch 
eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für die sie als 
Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch 
genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicher-
ten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein 
Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen 
Versicherten.

Eine Tätigkeit der in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Personen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger 
und Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch i. S. dieser Bestim-
mung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer 
des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in 
Betrieb gesetzt wird.

Falls im Rahmen und Umfang dieses Vertrages eine abwei-
chende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss 
insoweit nicht;

10.15	� die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder 
eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- 
oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen werden. 

Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versi-
cherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten.

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen 
Schäden durch Luft- oder Raumfahrzeuge aus

– �der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Liefe-
rung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- 
oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich für den 
Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in 
Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren;

– �Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, 
Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder 
Raumfahrzeugen oder deren Teilen;

10.16	� soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Per-
sonen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) 
richten, die den Schaden dadurch verursachen, dass sie 
bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versiche-
rungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder 
Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, abweichen;

10.17	� soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Per-
sonen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) 
richten, die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es 
bewusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder 
nach dem Stand der Technik einzuhaltenden Richtlinien 
oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmäßige 
Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder 
notwendige Reparaturen bewusst nicht ausführen;

10.18	 durch Bergbaubetrieb i. S. d. BBergG;

10.19	� die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseli-
gen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, 
illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder 
Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das Gleiche gilt 
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare 
Naturkräfte ausgewirkt haben;

10.20	� soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die 
Personen richten, die den Schaden vorsätzlich herbei
geführt haben;

10.21	� soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die 
Personen richten, die den Schaden dadurch verursacht 
haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit 
oder Schädlichkeit

– Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder

– Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben;

10.22	� soweit diese Pflichten oder Ansprüche auf Grund 
vertraglicher Vereinbarung oder Zusage über die gesetz-
liche Verpflichtung des Versicherungsnehmers hinaus
gehen;

10.23	� die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer 
gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere 
entstanden sind. Es besteht Versicherungsschutz, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätz-
lich noch grob fahrlässig gehandelt hat;

10.24	 durch den Betrieb von Kernenergieanlagen.

11	 Serienschadenklausel/Kumulklausel

11.1	 Serienschadenklausel

Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle durch

– dieselbe Einwirkung auf die Umwelt

– �mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhende 
Einwirkungen auf die Umwelt



6 von 12

– �mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beru-
hende Einwirkungen auf die Umwelt, wenn zwischen den 
gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere sachlicher 
und zeitlicher Zusammenhang besteht, oder

– die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln 

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als 
ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser 
Versicherungsfälle als eingetreten gilt.

11.2	 Kumulklausel

Beruhen mehrere Versicherungsfälle

– auf derselben Ursache oder

– �auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sach
lichem und zeitlichem Zusammenhang oder

– �auf der Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln 

und besteht Versicherungsschutz für die Versicherungs-
fälle im Rahmen verschiedener Abschnitte dieses Vertrags, 
so besteht für diese Versicherungsfälle nicht der Gesamt-
betrag kumulativ aus den verschiedenen Versicherungs-
summen, sondern bei gleichen Versicherungssummen 
höchstens eine Versicherungssumme, ansonsten maximal 
die höhere Versicherungssumme zur Verfügung. 

Für die Feststellung der höchsten Versicherungssumme ist 
der Zeitpunkt maßgebend, in dem der erste Versicherungs-
fall eingetreten ist.

12	 Nachhaftung

12.1	� Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollstän-
digen oder dauernden Wegfalls des versicherten Risikos 
oder durch Kündigung des Versicherers oder des Versiche-
rungsnehmers, so besteht der Versicherungsschutz für sol-
che Umweltschäden weiter, die während der Wirksamkeit 
der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der 
Beendigung des Versicherungsverhältnisses noch nicht 
festgestellt waren, mit folgender Maßgabe:

12.1.1	� Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von fünf Jahren 
vom Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses an gerechnet.

12.1.2	� Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nach-
haftungszeit im Rahmen des bei Beendigung des Versi-
cherungsverhältnisses geltenden Versicherungsumfanges, 
und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der Versiche-
rungssumme des Versicherungsjahres, in dem das Versi-
cherungsverhältnis endet.

12.2	� Die Regelung der Ziffer 12.1 gilt für den Fall entsprechend, 
dass während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses 
ein versichertes Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßga-
be, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten 
Risikos abzustellen ist.

13	 Versicherungsfälle im Ausland

13.1	� Versichert sind abweichend von Ziffer 10.6 im Umfang 
dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versi-
cherungsfälle,

13.1.1	� die auf den Betrieb einer im Inland belegenen Anlage oder 
eine Tätigkeit im Inland i. S. d. Ziffern 2.1 bis 2.8 zurück-
zuführen sind. Dies gilt für Tätigkeiten i. S. der Ziffern 2.6 
und 2.7 nur, wenn die Anlagen oder Teile oder Erzeugnisse 
nicht ersichtlich für das Ausland bestimmt waren;

13.1.2	� aus Anlass von Geschäftsreisen oder aus der Teilnahme an 
Ausstellungen und Messen, wenn Versicherungsschutz ge-
mäß Ziffer 2.8 vereinbart wurde;

13.1.3	� die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von An-
lagen oder Teilen i. S. v. Ziffer 2.6 oder Erzeugnisse i. S. v. 
Ziffer 2.7 zurückzuführen sind, wenn die Anlagen oder Tei-
le oder Erzeugnisse ersichtlich für das Ausland bestimmt 
waren;

13.1.4	� die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder 
Wartung von Anlagen oder Teilen i. S. v. Ziffer 2.6 zurückzu-
führen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen; 

13.1.5	� die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhal-
tung, Wartung oder sonstige Tätigkeiten gemäß Ziffer 2.8 
zurückzuführen sind, wenn diese Tätigkeiten im Ausland 
erfolgen.

13.2	� Versicherungsschutz gemäß Ziffer 13.1 besteht auch für 
rechtlich unselbstständige Zweig-, Hilfs- und Nebenbetrie-
be deutscher versicherter Unternehmen im Ausland, auch 
soweit die Versicherungsfälle

13.2.1	� auf den Betrieb einer Anlage gemäß Ziffern 2.1 bis 2.5 zu-
rückzuführen sind, sofern diese Anlagen im Versicherungs-
schein entsprechend aufgeführt sind;

13.2.2	� auf eine Tätigkeit gemäß Ziffern 2.6 bis 2.8 zurückzuführen 
sind.

Versicherungsschutz besteht insoweit abweichend von 
Ziffer 1.1 auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß 
nationalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitglied
staaten, sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Um-
fang der o. g. EU-Richtlinie nicht überschreiten.

13.3	� Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
vereinbart, besteht Versicherungsschutz für im Ausland 
belegene Anlagen mitversicherter rechtlich selbstständi-
ger Unternehmen.

13.4	� Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Euro-
päischen Währungsunion angehören, gelten die Verpflich-
tungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

	� Beginn des Versicherungsschutzes/ 
Prämienzahlung

14	 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungs-
nehmer die erste oder einmalige Prämie rechtzeitig i. S. v. 
Ziffer 15.1 zahlt. Die in Rechnung gestellte Prämie enthält 
die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in 
der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten 
hat.

15	� Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erste oder 
einmalige Prämie

15.1	� Die erste oder einmalige Prämie wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungs-
scheins fällig.

Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, gilt 
als erste Prämie nur die erste Rate der ersten Jahresprämie. 
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15.2	� Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige 
Prämie nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeit-
punkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem 
Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung der Prämie ein-
treten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung ver-
pflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der 
Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat 

15.3	� Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige 
Prämie nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange die Prämie nicht gezahlt ist. Der Ver-
sicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu ver-
treten hat.

16	 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgeprämie

16.1	� Die Folgeprämien sind, soweit nicht etwas anderes 
bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Prämien-
zeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im 
Versicherungsschein oder in der Prämienrechnung 
angegebenen Zeitpunkt erfolgt.

16.2	� Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten 
in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindes-
tens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur 
wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge der Prämie, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechts-
folgen angibt, die nach den Ziffern 16.3 und 16.4 mit dem 
Fristablauf verbunden sind.

16.3	� Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem 
Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn 
er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 16.2 Absatz 3 
darauf hingewiesen wurde.

16.4	� Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer 
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er 
den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
nach Ziffer 16.2 Absatz 3 darauf hingewiesen hat. 

Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungs-
nehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten 
Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die 
zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung ein-
getreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

17	 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung

Ist die Einziehung der Prämie von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn die Prämie zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungs-
nehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 

Konnte die fällige Prämie ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, 
ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie un-
verzüglich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungs-
aufforderung des Versicherers erfolgt.

Kann die fällige Prämie nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerru-
fen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen 
Gründen zu vertreten, dass die Prämie nicht eingezo-
gen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig 
Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlan-
gen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung der 
Prämie erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in 
Textform aufgefordert worden ist.

18	 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, sind 
die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist.

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche 
Prämienzahlung verlangen.

19	 Prämienregulierung

19.1	� Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzutei-
len, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos 
gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Die-
se Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der 
Prämienrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb ei-
nes Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und 
auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen 
Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom 
Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe 
des festgestellten Prämienunterschiedes verlangen. Dies 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn 
an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden trifft.

19.2	� Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsneh-
mers oder sonstiger Feststellungen wird die Prämie ab dem 
Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Prämienregulierung), 
beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab dem Zeit-
punkt des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer.

Die vertraglich vereinbarte Mindestprämie darf dadurch 
nicht unterschritten werden.

19.3	� Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für 
den die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in 
Höhe der für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestell-
ten Prämie verlangen. Werden die Angaben nachträglich 
gemacht, findet eine Prämienregulierung statt. Eine vom 
Versicherungsnehmer zu viel gezahlte Prämie wird nur 
erstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten 
nach Zugang der Mitteilung der erhöhten Prämie erfolgten.

19.4	� Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung 
auf Versicherungen mit Prämienvorauszahlung für mehrere 
Jahre.

20	 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versiche-
rer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, 
nur Anspruch auf den Teil der Prämie, die dem Zeitraum 
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. 
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	 Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung
21	 Dauer und Ende des Vertrages

21.1	� Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen.

21.2	� Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ab-
lauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung 
zugegangen ist.

21.3	� Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt.

21.4	� Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes 
darauf folgenden Jahres gekündigt werden; die Kündigung 
muss dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegan-
gen sein.

22	 Wegfall des versicherten Risikos

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft 
wegfallen, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser 
Risiken. Dem Versicherer steht die Prämie zu, die er hätte 
erheben können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur 
bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er 
vom Wegfall Kenntnis erlangt.

23	 Kündigung nach Versicherungsfall

23.1	� Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 
wenn

– �vom Versicherer eine Zahlung von Sanierungskosten 
geleistet wurde oder

– �dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter 
den Versicherungsschutz fallenden Anspruch auf Erstat-
tung der Kosten für Sanierungsmaßnahmen/Pflichten 
gerichtlich zugestellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform 
spätestens einen Monat nach der Zahlung von Sanierungs-
kosten oder der Zustellung der Klage zugegangen sein.

23.2	� Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass 
die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens 
jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, 
wirksam wird.

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

24	 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen

24.1	� Wird ein Unternehmen, für das eine Umweltschadenversi-
cherung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dau-
er seines Eigentums sich aus dem Versicherungsverhält-
nis ergebenden Rechte und Pflichten ein. Dies gilt auch, 
wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, eines 
Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von 
einem Dritten übernommen wird.

24.2	 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 

– �durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer 
Frist von einem Monat,

– �durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofor-
tiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden Versi-
cherungsperiode in Schriftform gekündigt werden.

24.3	 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn

– �der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem 
Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf 
den Dritten Kenntnis erlangt;

– �der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum 
Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen 
bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung Kenntnis 
erlangt.

24.4	� Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer lau-
fenden Versicherungsperiode und wird das Versicherungs-
verhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige Versiche-
rungsnehmer und der Dritte für die Versicherungsprämie 
dieser Periode als Gesamtschuldner.

24.5	� Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer 
durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Drit-
ten unverzüglich anzuzeigen.

Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht be-
steht kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in 
dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, 
und der Versicherer den mit dem Veräußerer bestehenden 
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 

Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für 
alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der 
Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der 
Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungsrecht 
keinen Gebrauch gemacht hat.

Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeige-
pflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung 
in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die Anzeige 
hätte zugehen müssen.

25	� Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder 
Erlass von Rechtsvorschriften

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung be-
stehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften (siehe Ziffer 
6.3) ist der Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhält-
nis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. 

Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der 
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat

26	 Mehrfachversicherung

26.1	� Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist.

26.2	� Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, 
ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die 
Aufhebung des später geschlossenen Vertrages verlangen.

26.3	� Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungs-
nehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, 
nachdem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis 
erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt wirk-
sam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird, dem 
Versicherer zugeht.
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	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
27	� Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs- 

nehmers

27.1	� Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrer-
hebliche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer 
in Textform gefragt hat und die für den Entschluss des Ver-
sicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten 
Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch in-
soweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in 
Textform Fragen i. S. d. Satzes 1 stellt.

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf 
den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den 
Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzu-
schließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrer-
heblichen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer 
so behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis 
gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

27.2	 Rücktritt

27.2.1	� Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrer-
heblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom 
Versicherungsvertrag zurückzutreten. Dies gilt auch dann, 
wenn ein Umstand nicht oder unrichtig angezeigt wurde, 
weil sich der Versicherungsnehmer der Kenntnis der Wahr-
heit arglistig entzogen hat. 

Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. 
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Versicherer 
von der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt. Der 
Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Versiche-
rungsnehmer.

27.2.2	� Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die 
unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätz-
lich noch grob fahrlässig gemacht hat. Das Rücktrittsrecht 
des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der 
Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte.

27.2.3	� Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der un-
vollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststel-
lung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch 
in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig 
verletzt hat. 

Dem Versicherer steht der Teil der Prämie zu, der der bis 
zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen 
Vertragszeit entspricht.

27.3	 Prämienänderung oder Kündigungsrecht 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versiche-
rer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Mo-
nat in Schriftform kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 

Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der 
Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertre-
ten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung die Prämie um 
mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrab-
sicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos in 
Schriftform kündigen.

Der Versicherer muss die ihm nach Ziffern 27.2 und 27.3 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu 
dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von 
ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. 
Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Mo-
natsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 27.2 
und 27.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer An-
zeigepflichtverletzung hingewiesen hat.

Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 27.2 und 
27.3 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der 
Anzeige kannte.

27.4	 Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglisti-
ger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der 
Anfechtung steht dem Versicherer der Teil der Prämie zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

28	 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb an-
gemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die 
Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Interessen 
unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden ge-
führt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend. 

29	� Obliegenheiten bei unmittelbarer Gefahr eines Umwelt-
schadens und nach Eintritt eines solchen

29.1	� Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich 
nach Kenntnis durch den Versicherungsnehmer anzuzei-
gen, auch wenn noch keine Sanierungs- oder Kostentra-
gungsansprüche erhoben wurden.
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29.2	� Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, den Versi-
cherer jeweils unverzüglich und umfassend zu informieren 
über:

– �seine ihm gemäß § 4 Umweltschadensgesetz obliegende 
Information an die zuständige Behörde;

– �behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung oder 
Sanierung eines Umweltschadens gegenüber dem 
Versicherungsnehmer;

– �die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem 
Dritten entstandenen Aufwendungen zur Vermeidung, 
Begrenzung oder Sanierung eines Umweltschadens;

– �den Erlass eines Mahnbescheids;

– �eine gerichtliche Streitverkündung;

– �die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen 
oder gerichtlichen Verfahrens.

29.3	� Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisun-
gen des Versicherers sind zu befolgen, soweit es für den 
Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer 
ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu 
erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und -regu-
lierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht 
des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wich-
tig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten 
Schriftstücke übersandt werden.

29.4	� Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit 
Umweltschäden sind unverzüglich mit dem Versicherer 
abzustimmen.

29.5	� Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt 
im Zusammenhang mit Umweltschäden muss der Versi-
cherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die sonst 
erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Weisung des 
Versicherers bedarf es nicht.

29.6	� Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen Ver-
fahren wegen eines Umweltschadens hat der Versiche-
rungsnehmer dem Versicherer die Führung des Verfahrens 
zu überlassen. Im Falle des gerichtlichen Verfahrens be-
auftragt der Versicherer einen Rechtsanwalt im Namen des 
Versicherungsnehmers. Der Versicherungsnehmer muss 
dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen 
Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur 
Verfügung stellen.

30	 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

30.1	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung 
fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs-
recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf gro-
ber Fahrlässigkeit beruhte. 

30.2	� Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätz-
lich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen 
Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung ei-
ner Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungs-
schutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versi-
cherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungs-

obliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursäch-
lich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig 
davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziffer 30.1 zuste-
hendes Kündigungsrecht ausübt.

	 Weitere Bestimmungen
31	 Mitversicherte Personen

31.1	� Erstreckt sich die Versicherung auch auf Ansprüche gegen 
andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, 
sind alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Versi-
cherten entsprechend anzuwenden. Die Bestimmungen 
der Ziffer 7 gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der 
Person eines Versicherten entsteht.

31.2	� Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist 
neben den Versicherten für die Erfüllung der Obliegenhei-
ten verantwortlich.

32	 Abtretungsverbot

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder ab-
getreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den 
geschädigten Dritten ist zulässig.

33	 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

33.1	� Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklä-
rungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nach-
trägen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet 
werden.

33.2	� Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschrie-
benen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte 
Anschrift. 

Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Brie-
fes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall ei-
ner Namensänderung des Versicherungsnehmers.

33.3	� Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verle-
gung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen 
der Ziffer 33.2 entsprechende Anwendung.

34	 Verjährung

34.1	� Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den 
allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.
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34.2	� Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von 
der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem 
die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in 
Textform zugeht.

35	 Zuständiges Gericht

35.1	� Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht 
örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsneh-
mer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hat.

35.2	� Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn 
bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohn-
sitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines 
gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das 
zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn 
der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts oder eine eingetragene Partnergesellschaft ist. 

35.3	� Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versiche-
rungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem 
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsver-
trag zuständigen Niederlassung.

36	 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

II	 USV-Zusatzbaustein 1
Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
vereinbart, gilt:

1	� Abweichend von Ziffer I 10.1 besteht im Rahmen und 
Umfang dieses Vertrages Versicherungsschutz auch für 
Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden gemäß 
Umweltschadensgesetz

– �an geschützten Arten oder natürlichen Lebensräumen, 
die sich auf Grundstücken einschließlich Gewässern 
befinden, die im Eigentum des Versicherungsnehmers 
stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepach-
tet oder geliehen sind oder waren;

– �an Boden, der im Eigentum des Versicherungsnehmers 
steht, stand oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet 
oder geliehen ist oder war, soweit von diesem Boden 
Gefahren für die menschliche Gesundheit ausgehen;

– �an Gewässern (nicht jedoch Grundwasser), die im Eigen-
tum des Versicherungsnehmers stehen, standen oder 
von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind 
oder waren.

Soweit es sich hierbei um Grundstücke, Böden oder Ge-
wässer handelt, die vom Versicherungsnehmer gemietet, 
geleast, gepachtet oder geliehen sind oder waren, findet 
Ziffer I 1.1 letzter Absatz dann keine Anwendung, wenn 
der Versicherungsnehmer von einer Behörde in Anspruch 

genommen wird. Das gleiche gilt, wenn er von einem sons-
tigen Dritten auf Erstattung der diesem auf der Grundlage 
des Umweltschadengesetzes entstandenen Kosten auf 
Grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtli-
chen Inhalts in Anspruch genommen wird. 

Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf 
die im Versicherungsschein deklarierten Grundstücke. 

Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach 
Beginn des Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in Be-
sitz nimmt, besteht abweichend von Ziffern I 6 und I 7 kein 
Versicherungsschutz.

2	� Abweichend von Ziffer I 10.2 besteht Versicherungsschutz 
auch für Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden 
gemäß Umweltschadensgesetz am Grundwasser. 

3	 Nicht versicherte Tatbestände 

Die in Ziffer I genannten Ausschlüsse finden auch für die-
sen Zusatzbaustein Anwendung. Falls im Versicherungs-
schein oder seinen Nachträgen nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt ist, gilt:

Nicht versichert sind:

3.1	� Kosten aus der Dekontamination von Erdreich infolge ei-
nes auf Grundstücken, die im Eigentum des Versicherungs-
nehmers stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, 
gepachtet oder geliehen sind oder waren, eingetretenen 
Brandes, Blitzschlages, einer Explosion, eines Anpralls 
oder Absturzes eines Flugkörpers, seiner Teile oder seiner 
Ladung. Dies umfasst auch die Untersuchung oder den 
Austausch von Erdreich, ebenso den Transport von Erd-
reich in eine Deponie und die Ablagerung oder Vernichtung 
von Erdreich.

Versicherungsschutz für derartige Kosten kann ausschließ-
lich über eine entsprechende Sach-/Feuerversicherung 
vereinbart werden.

3.2	� Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die von unterir-
dischen Abwasseranlagen ausgehen.

3.3	� Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, für die der 
Versicherungsnehmer aus einem anderen Versicherungs-
vertrag Ersatz beanspruchen kann.

III	 USV-Zusatzbaustein 2
Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
vereinbart, gilt:

1	� Abweichend von Ziffer I 10.1 und über den Umfang des 
Zusatzbausteins 1 der Ziffer II hinaus besteht im Rahmen 
und Umfang dieses Vertrages Versicherungsschutz für wei-
tergehende Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung des 
Bodens wegen schädlicher Bodenveränderungen gemäß 
Bundesbodenschutzgesetz, wenn der Versicherungsneh-
mer Eigentümer, Mieter, Leasingnehmer, Pächter oder 
Entleiher des Bodens und Verursacher des Schadens ist 
oder war.

Versicherungsschutz besteht ausschließlich für solche 
schädlichen Bodenveränderungen, die unmittelbare Folge 
einer plötzlichen und unfallartigen, während der Wirksam-
keit des Versicherungsvertrages eingetretenen Störung 
des bestimmungsgemäßen Betriebes des Versicherungs
nehmers sind. Ziffer I 3.2 findet keine Anwendung. 
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Soweit der Versicherungsnehmer Mieter, Leasingnehmer, 
Pächter oder Entleiher des Bodens ist oder war, findet 
Ziffer I 1.1 letzter Absatz keine Anwendung.

Der Versicherungsschutz bezieht sich ausschließlich auf 
die im Versicherungsschein deklarierten Grundstücke. Für 
Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn 
des Versicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz 
nimmt, besteht abweichend von Ziffern I 6 und I 7 kein 
Versicherungsschutz.

2	 Versicherte Kosten

In Ergänzung zu Ziffer I 5.2 sind die dort genannten 
Kosten für die Sanierung von Schädigungen des Bodens 
auch dann mitversichert, soweit von diesem Boden keine 
Gefahren für die menschliche Gesundheit ausgehen. 

Versichert sind diese Kosten jedoch nur, sofern sie der 
Versicherungsnehmer nach einer Betriebsstörung 

– �aufgrund behördlicher Anordnung aufwenden musste 
oder 

– �diese Kosten nach Abstimmung mit dem Versicherer 
aufgewendet wurden.

3	 Nicht versicherte Tatbestände

3.1	� Nicht versichert sind Kosten i. S. v. Ziffer 2, soweit die 
Schädigung des Bodens des Versicherungsnehmers Folge 
einer Betriebsstörung beim Dritten ist.

3.2	� Die in Ziffern I und II genannten Ausschlüsse finden auch 
für diesen Zusatzbaustein Anwendung. 
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A	 Privat-Haftpflicht
Für die Versicherung als Privatperson (Privat-Haftpflicht-
versicherung) gelten ausschließlich die nachstehenden 
Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen in 
Verbindung mit den Besonderen Bedingungen für die 
Versicherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden im 
Rahmen der Privat- sowie Haus- und Grundbesitzer- Haft-
pflichtversicherung – außer Anlagenrisiko –.

1	� Versichert ist im Umfang der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der 
nachstehenden Besonderen Bedingungen die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus den Gefahren 
des täglichen Lebens als Privatperson und nicht aus den 
Gefahren eines Betriebes oder Berufes.

1.1	� Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus

1.1.1	� den Gefahren eines Amtes (auch Ehrenamtes), einer ver-
antwortlichen Betätigung in Vereinigungen aller Art oder

1.1.2	 einer ungewöhnlichen und gefährlichen Beschäftigung.

1.2	� Versichert ist insbesondere die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers

1.2.1	� als Familien- und Haushaltsvorstand (z. B. aus der 
Aufsichtspflicht über Minderjährige);

1.2.2	 als Dienstherr der in seinem Haushalt tätigen Personen;

1.2.3	 als Inhaber 

1.2.3.1	� einer oder mehrerer im Inland gelegener Wohnungen (bei 
Wohnungseigentum als Sondereigentümer), einschließlich 
Ferienwohnungen sowie von selbstgenutzten Eigentums-
wohnungen im europäischen Ausland.

Bei Sondereigentümern sind versichert Haftpflichtansprü-
che der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer wegen 
Beschädigung des Gemeinschaftseigentums. Die Leis-
tungspflicht erstreckt sich jedoch nicht auf den Miteigen-
tumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigentum;

1.2.3.2	� eines im Inland gelegenen Einfamilienhauses bzw. einer 
Doppelhaushälfte;

1.2.3.3	 eines im Inland gelegenen Wochenend-/Ferienhauses;
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Besondere Bedingungen für die Haftpflichtversicherung von privaten Risiken 
(PHV)
Die Bestimmungen der Abschnitte B bis E sowie Abschnitt G und die 
dazugehörigen Bedingungen gelten nur, wenn im Versicherungs-
schein oder im Nachtrag die Versicherung dieser Risiken bestätigt 
worden ist.

Die Abschnitte A, F und H gelten generell als vereinbart.

A	 Privat-Haftpflicht
1	 Versicherungsumfang

2	 Mitversicherte Personen

3	 Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge

4	 Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung

5	 Auslandsaufenthalt

6	 Mietsachschäden

7	 Vertragsfortsetzung im Todesfall

8	 Abhandenkommen von Schlüsseln

9	 Mietsachschäden an medizinischen Geräten

10	 Umweltschadensversicherung

11	 Vorsorgeversicherung

12	 Nachversicherungsschutz

13	 Mietsachschäden an Mobiliar

14	 Schäden an gemieteten oder geliehenen Sachen

15	� Gebrauch fremder versicherungspflichtiger Kraftfahrzeuge 
im europäischen Ausland

16	� Ersatz des Schadenfreiheitsrabatt-Verlustes in der 
Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung

17	 Tätigkeit als Tagesmutter

18	 Gesetzlich deliktunfähige Personen

19	 Zweifamilienhaus

20	 Vermietete Immobilie

21	 Unbebautes Grundstück

22	 Vermietung von Ferienzimmern

23	 Lagerung von Flüssiggas

24	 Eigene Segelboote

25	 Motorboote

26	 Fachpraktischer Unterricht

27	 Forderungsausfalldeckung

28	 Antidiskriminierungsdeckung

29	 Betreiberhaftpflicht für Photovoltaikanlagen

30	 Ehrenamtliche Tätigkeiten

31	 Gefälligkeitsschäden

32	 Nebenberufliche Tätigkeiten

33	 Kitesportgeräte

34	 Be- und Entladeschäden

35	 Betankungsschäden an geliehenen Fahrzeugen

36	 Halten und Hüten wilder Tiere

37	� Haftpflichtansprüche von Arbeitgebern,  
Dienstherren oder Arbeitskollegen

38	 Notfallhelfer

39	 Auslandskaution

B	 Privater Haus- und Grundbesitz

C	 Private Tierhaltung

D	 Bauherr für private Bauvorhaben

E	� Wassersportfahrzeuge zu Privat- und 
Sportzwecken

F	� Besondere Bedingungen zu den 
Abschnitten A – E und H

1	 Gewässerschäden

2	 Vermögensschäden

G	 Private Heizöltankanlagen

H	 Allgemeine Risikobegrenzungen
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1.2.3.4	� von selbstgenutzten Einfamilienhäusern und Wochen-
end-/Ferienhäusern im europäischen Ausland, sofern sie 
vom Versicherungsnehmer oder den mitversicherten Per-
sonen ausschließlich zu Wohnzwecken verwendet werden, 
einschließlich der zugehörigen Garagen und Gärten sowie 
eines Schrebergartens. Auf Dauer und ohne Unterbrechung 
fest installierte Wohnwagen sind einem Wochenendhaus 
gleichgestellt.

1.2.4	 Hierbei ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht

1.2.4.1	� aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versicherungs-
nehmer in den oben genannten Eigenschaften obliegen 
(z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, 
Streuen und Schneeräumen auf Gehwegen);

1.2.4.2	� als Miteigentümer der zum Einfamilienhaus/Doppelhaus-
hälfte, Ferien- oder Wochenendhaus gehörenden Ge-
meinschaftsanlagen, z. B. gemeinschaftliche Zugänge zur 
öffentlichen Straße, Wäschetrockenplatz, Garagenhöfe, 
Abstellplatz für Mülltonnen; 

1.2.4.3	� aus der Vermietung von einzelnen Wohnräumen – nicht je-
doch von Wohnungen, Räumen zu gewerblichen Zwecken 
und Garagen;

1.2.4.4	� als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neubau-
ten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten) 
bis zu einer Bausumme von 300.000 EUR je Bauvorhaben. 
Wird dieser Betrag überschritten, so entfällt die Mitversi-
cherung. 

Es gelten dann die Bestimmungen über die Vorsorgeversi-
cherung (Ziffer 4 AHB);

1.2.4.5	� als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die Versi-
cherung bis zum Besitzwechsel bestand;

1.2.4.6	� der Insolvenzverwalter und Zwangsverwalter in dieser 
Eigenschaft.

1.3	� aus dem Besitz oder Gebrauch von Fahrrädern (auch nicht 
versicherungspflichtigen Elektrofahrrädern);

1.4	� aus der Ausübung von Sport, ausgenommen jagdliche Be-
tätigung, Kitesurfen, die Teilnahme an Pferde- oder Kraft-
fahrzeug-Rennen sowie die Vorbereitung hierzu (Training).

Die Teilnahme an Radrennen und deren Vorbereitung (Trai-
ning) sind nur versichert, sofern dadurch kein Einkommen 
erzielt wird oder aufgrund von Verträgen Geld- oder Sach-
leistungen vereinnahmt werden;

1.5	� aus dem erlaubten privaten Besitz und aus dem Gebrauch 
von Hieb-, Stoß- und Schusswaffen sowie Munition und 
Geschossen, nicht jedoch zu Jagdzwecken oder zu strafba-
ren Handlungen, außerdem aus dem erlaubten Abbrennen 
von privaten Kleinst- und Kleinfeuerwerken (pyrotechni-
sche Gegenstände der Klassen I und II gemäß § 6 Abs. 3 
und Anlage 1 der ersten Verordnung zum Sprengstoffge-
setz – 1. SprengVO);

1.6	� als Halter oder Hüter von zahmen Haustieren, gezähm-
ten Kleintieren und Bienen – nicht jedoch von Hunden, 
Rindern, Pferden, sonstigen Reit- und Zugtieren, wilden 
Tieren, sowie von Tieren, die zu gewerblichen oder land-
wirtschaftlichen Zwecken gehalten werden;

1.7	� Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers

1.7.1	� als Halter von einem Blinden- oder Behindertenbegleit-
hund;

1.7.2	 als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Hunde oder Pferde;

1.7.3	 als Reiter bei der Benutzung fremder Pferde;

1.7.4	� als Fahrer bei der Benutzung fremder Fuhrwerke zu privaten 
Zwecken, 

	� soweit Versicherungsschutz nicht über eine Tierhalterhaft-
pflicht-Versicherung besteht. 

1.7.5	� Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche der Tierhalter 
oder -eigentümer sowie Fuhrwerkseigentümer, es sei denn 
es handelt sich um Personenschäden;

1.8	� aus Besitz und Verwendung von nichtselbstfahrenden 
Geräten und Maschinen (z. B. Kleingeräte zum Rasenmä-
hen und Schneeräumen, die an Holmen geführt werden);

1.9	� aus Verkauf von privaten Sachen auf Märkten (z. B. Floh-
märkten, Wohltätigkeitsveranstaltungen);

1.10	� als Eigentümer oder Mieter von Anlagen zur Lagerung von 
insgesamt höchstens 1.000 Liter bzw. Kilogramm haus-
haltsüblicher Stoffe wie Farben, Lacke, Ölfarben, Ver-
dünner etc. (ausgenommen bleiben Heizöltankanlagen), 
begrenzt auf 100 Liter bzw. Kilogramm je Einzelgebinde im 
Umfang der Besonderen Bedingungen für die Versicherung 
der Haftpflicht aus Gewässerschäden – außer Anlagenrisiko 
– im Rahmen der Privat-Haftpflichtversicherung. Insoweit 
sind diese Kleingebinde nicht als Anlagen im Sinne der vor-
genannten Besonderen Bedingungen anzusehen.

2	 Mitversichert ist

2.1	 die gleichartige gesetzliche Haftpflicht

2.1.1	� des Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartners oder 
der in häuslicher Gemeinschaft lebende Lebenspartner; 
ihrer unverheirateten und nicht in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft lebenden Kinder (auch Stief-, Adop-
tiv- und Pflegekinder).

Bei volljährigen Kindern endet die Versicherung mit Auf
hebung der häuslichen Gemeinschaft mit dem Versicher-
ten, spätestens mit Vollendung des 30. Lebensjahres. 

Für die Dauer einer Berufsausbildung oder eines Studi-
ums, der Ableistung des Grundwehr- oder Bundesfreiwil-
ligendienstes (einschl. des freiwilligen Wehrdienstes) oder 
des freiwilligen sozialen bzw. ökologischen Jahres besteht 
sowohl innerhalb als auch außerhalb der häuslichen 
Gemeinschaft Versicherungsschutz, auch über das 30. Le-
bensjahr hinaus;

2.1.2	� der in häuslicher Gemeinschaft lebenden unverheirate-
ten und nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
lebenden Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder) 
mit geistiger Behinderung, auch über das 30. Lebensjahr 
hinaus;

2.1.3	� sonstiger nur vorübergehend in häuslicher Gemeinschaft 
lebenden unverheirateten und nicht in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft lebenden minderjährigen verwand-
ten Personen (z. B. Enkel, Urenkel), soweit nicht anderwei-
tig Versicherungsschutz für diese Personen besteht;

2.1.4	� der vorübergehend – maximal ein Jahr – in den Haushalt 
aufgenommenen Au-Pair und Gastschüler, soweit nicht an-
derweitig Versicherungsschutz für diese Person besteht;

2.1.5	� von in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherten le-
benden allein stehenden Eltern-, Schwiegereltern- oder 
Großelternteilen des Versicherten oder des Ehegatten bzw. 
des eingetragenen Lebenspartners. Die Mitversicherung 
gilt auch dann bzw. erlischt nicht, wenn die mitversicher-
ten Personen in einem Altenpflegeheim leben und daher 



3 von 18

nicht unter der Anschrift des Versicherten amtlich gemel-
det sind;

2.1.6	� bei Teilnahme an Schülerpraktika, Betriebspraktika und 
Ferienjobs gilt: Der Versicherungsschutz erstreckt sich 
auch auf Haftpflichtansprüche wegen der Beschädigung 
von Gegenständen und Einrichtungen des Betriebes. 
Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an geliehenen 
oder gemieteten Sachen sowie Schäden, die durch den 
Gebrauch eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeuges ver-
ursacht werden. Auf Ziffer 3 wird besonders hingewie-
sen. Der Ausschluss gemäß Ziffer 1 dieser Bedingungen 
„Gefahren eines Betriebes oder Berufes“ (z. B. Berufsprak-
tika, Volontär) bleibt bestehen.

2.2	� Die Mitversicherung für den Partner und dessen Kinder, die 
nicht auch Kinder des Versicherungsnehmers sind, endet 
mit der Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft zwischen 
dem Versicherungsnehmer und dem Partner. Im Falle des 
Todes des Versicherungsnehmers gilt für den überleben-
den Partner und dessen Kinder Ziffer 7 sinngemäß.

2.3	 Für die Ziffern 2.1 und 2.2 gilt: 

Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche der mit-
versicherten Personen und deren Kinder gegen den VN 
mit Ausnahme der nach § 116 Abs. 1 SGB X und § 86 
VVG übergegangenen Regressansprüche der Sozialversi-
cherungsträger, Träger der Sozialhilfe und privaten Kran-
kenversicherungsträger sowie etwaige übergangsfähige 
Regressansprüche von öffentlichen und privaten Arbeitge-
bern und sonstigen Versicherern wegen Personenschäden. 

Darüber hinaus gelten, abweichend von Ziffern 7.4 und 
7.5 AHB und in Ergänzung zu Ziffer 27 AHB, gesetzliche 
Haftpflichtansprüche der versicherten Personen unterein-
ander mitversichert, soweit es sich um Personenschäden 
handelt;

2.4	� die gesetzliche Haftpflicht der im Haushalt des Versiche-
rungsnehmers beschäftigten Personen gegenüber Dritten 
aus dieser Tätigkeit. Das gleiche gilt für Personen, die aus 
Arbeitsvertrag oder gefälligkeitshalber Wohnung, Haus 
und Garten betreuen oder den Streudienst versehen, 
wenn sie nicht anderweitig Versicherungsschutz genießen. 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß 
dem Sozialgesetzbuch VII handelt.

3	 Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge

3.1	� Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des 
Eigentümers, Besitzers, Halters oder Führers eines Kraft-, 
Luft-, Wasserfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers 
wegen Schäden, die durch den Gebrauch des Fahrzeuges 
verursacht werden.

3.2	� Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die 
verursacht werden durch den Gebrauch von

3.2.1	� nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehren-
den Kraftfahrzeugen und Anhängern ohne Rücksicht auf 
eine Höchstgeschwindigkeit; 

3.2.2	� Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h Höchstge-
schwindigkeit (auch motorbetriebene Kinderfahrzeuge);

3.2.3	� motorbetriebenen Aufsitzrasenmähern, Schneeräum-
geräten, Kehrmaschinen, Golfwagen, Rollstühlen und 
sonstigen selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht 
mehr als 20 km/h Höchstgeschwindigkeit;

3.2.4	 nicht versicherungspflichtigen Anhängern. 

3.2.5	 Für die Ziffern 3.2.1 bis 3.2.4 gilt:

Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse 
gemäß Ziffern 3.1 (2) und 4.3 (1) AHB.

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer 
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahr-
zeug mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten 
gebrauchen darf.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, 
dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten Fahrer 
gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaub-
nis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer 
benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat;

3.2.6	� Flugmodellen, unbemannten Ballonen und Drachen, die 
weder durch Motoren oder Treibsätze angetrieben werden 
und deren Fluggewicht 5 kg nicht übersteigt;

3.2.7	� ferngesteuerten Flugmodellen (z. B. Modellflugzeuge) und 
Drohnen mit Motor bis zu einem Fluggewicht von 5  kg, 
sofern kein Verstoß gegen behördliche Auflagen (z. B. 
Kenntnisnachweise) vorliegt;

3.2.8	� Wassersportfahrzeuge, ausgenommen eigene Segelboote 
und eigene oder fremde Wassersportfahrzeuge mit Motoren 
– auch Hilfs- oder Außenbordmotoren – oder Treibsätzen.

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem 
Halten, Besitz und Gebrauch von Surf- und Windsurfbret-
tern, die ausschließlich vom Versicherungsnehmer oder 
den gemäß Ziffer 2 mitversicherten Personen zu privaten 
Zwecken genutzt werden;

3.2.9	 (ferngelenkten) Land- und Wasser-Modellfahrzeugen. 

4	 Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung

4.1	� Eingeschlossen ist – insoweit abweichend von Ziffer 
7.15 AHB – die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers wegen Schäden aus dem Austausch, der Über-
mittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, z. B. 
im Internet, per E-Mail oder mittels Datenträger, soweit es 
sich handelt um 

4.1.1	� Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten 
durch Computer-Viren und/oder andere Schadprogramme;

4.1.2	� Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der Nicht-
erfassung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei 
Dritten und zwar wegen 

4.1.2.1	� sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht 
jedoch weiterer Datenveränderungen sowie

4.1.2.2	� der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten 
bzw. Erfassung/korrekter Speicherung nicht oder fehler-
haft erfasster Daten;

4.1.3	� Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Daten
austausch. 

4.1.4	 Für die Ziffern 4.1.1 bis 4.1.3 gilt:

Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszu-
tauschenden, zu übermittelnden, bereitgestellten Daten 
durch Sicherheitsmaßnahmen und/ oder -techniken (z. B. 
Virenscanner, Firewall) gesichert oder geprüft werden bzw. 
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worden sind, die dem Stand der Technik entsprechen. 
Diese Maßnahmen können auch durch Dritte erfolgen. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so 
gilt Ziffer 26 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Oblie-
genheiten).

4.2	� Im Rahmen der vertraglich vereinbarten Versicherungs-
summe ist die Höchstersatzleistung für derartige Schäden 
auf die im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
genannte Summe begrenzt.

Abweichend von Ziffer 6.2 AHB stellt diese zugleich die 
Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres dar. 

4.3	� Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungs-
fall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle 
eingetreten ist, wenn diese

– auf derselben Ursache;

– �auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sach
lichem und zeitlichem Zusammenhang oder

– �auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung 
elektronischer Daten mit gleichen Mängeln beruhen.

Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen.

4.4	� Versicherungsschutz besteht – insoweit abweichend von 
Ziffer 7.9 AHB – für Versicherungsfälle im Ausland. 

Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflicht-
ansprüche in europäischen Staaten und nach dem Recht 
europäischer Staaten geltend gemacht werden. 

4.5	� Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genann-
ten Tätigkeiten und Leistungen:

– Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege;

– �IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schu-
lung;

– �Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, 
-wartung, -pflege;

– �Bereithaltung fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, 
Full-Service-Providing;

– Betrieb von Datenbanken.

4.6	 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche

4.6.1	� wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass der Versiche-
rungsnehmer bewusst 

4.6.1.1	� unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme/Datennet-
ze eingreift (z. B. Hacker-Attacken, Denial of Service Attacks);

4.6.1.2	� Software einsetzt, die geeignet ist, die Datenordnung zu 
zerstören oder zu verändern (z. B. Software-Viren, Trojani-
sche Pferde);

4.6.2	 die in engem Zusammenhang stehen mit 

4.6.2.1	� massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten elek-
tronisch übertragenen Informationen (z. B. Spamming),

4.6.2.2	� Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich bestimm-
te Informationen über Internet-Nutzer gesammelt werden 
sollen;

4.6.3	� gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Ab-
weichen von gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften 
(z. B. Teilnahme an rechtswidrigen Online-Tauschbörsen) 

oder durch sonstige bewusste Pflichtverletzungen herbei-
geführt haben.

5	 Auslandsaufenthalt

5.1	� Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden 
Versicherungsfällen weltweit, 

5.1.1	� die auf eine versicherte Handlung (Tätigkeit) im Inland 
bzw. auf ein im Inland bestehendes versichertes Risiko 
zurückzuführen sind,

5.1.2	� die bei einem unbegrenzten Auslandsaufenthalt inner-
halb Europas sowie einem sonstigen vorübergehenden 
Auslandsaufenthalt bis zu fünf Jahren eingetreten sind. 

5.2	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der vo-
rübergehenden Benutzung oder Anmietung (nicht dem 
Eigentum) von im Ausland gelegenen Wohnungen und 
Häusern gemäß Ziffer 1.2.3 Die Leistungen des Versiche-
rers erfolgen in EUR. Soweit der Zahlungsort außerhalb der 
Staaten liegt, die der Europäischen Währungsunion ange-
hören, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem 
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der EUR-Betrag bei einem in 
der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut 
angewiesen ist

6	 Mietsachschäden

6.1	� Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von Wohn-
räumen und sonstigen zu privaten Zwecken gemieteten 
Räumen in Gebäuden und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden.

6.2	 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen

6.2.1	� Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspru-
chung;

6.2.2	� Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwas-
serbereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden;

6.2.3	� Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer 
hiergegen besonders versichern kann.

7	 Vertragsfortsetzung im Todesfall

Für den mitversicherten Ehegatten oder eingetragenen 
Lebenspartner des Versicherungsnehmers und/oder un-
verheiratete und nicht in einer eingetragenen Lebenspart-
nerschaft lebende Kinder des Versicherungsnehmers 
besteht der bedingungsgemäße Versicherungsschutz im 
Falle des Todes des Versicherungsnehmers bis zum nächs-
ten Prämienfälligkeitstermin fort. 

8	 Abhandenkommen von Schlüsseln

8.1	� Eingeschlossen ist – in Ergänzung von Ziffer 2.2 AHB und 
abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht 
aus dem Abhandenkommen von fremden Schlüsseln z. B. 
Verlust des Schlüssels einer gemieteten Wohnung oder 
eines Hotelzimmers (auch General-/Hauptschlüssel für 
eine zentrale Schließanlage), die sich rechtmäßig im Ge-
wahrsam des Versicherten befunden haben. Codekarten 
für elektronische Schlösser stehen Schlüsseln gleich. Mit-
versichert ist auch der Verlust von im Rahmen einer dienst-
lichen/beruflichen Tätigkeit erhaltenen Schlüsseln, sowie 
Vereinsschlüsseln oder im Rahmen eines Ehrenamtes 
überlassener Schlüssel.

8.2	� Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf die gesetz-
lichen Haftpflichtansprüche wegen der Kosten für not-
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wendige Auswechselung von Schlössern und Schließan-
lagen sowie für vorübergehende Sicherungsmaßnahmen 
(Notschloss) und einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, 
gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust des 
Schlüssels festgestellt wurde.

8.3	� Die Höchstersatzleistung des Versicherers ist im Rahmen 
der in diesem Vertrag vereinbarten Versicherungssumme 
für Sachschäden auf 100.000 EUR je Versicherungsfall be-
grenzt. Die Gesamtleistung des Versicherers für alle derar-
tigen Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt 
das Zweifache dieser Summe.

8.4	� Bei Wohnungseigentümern werden die Kosten für die Aus-
wechselung der im Sondereigentum stehenden Schlüssel, 
Schlösser und Schließanlagen nicht ersetzt (Eigenschaden).

8.5	� Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus Folge-
schäden eines Schlüsselverlustes (z. B. wegen Diebstahls).

8.6	� Ausgeschlossen bleibt die Haftung aus dem Verlust von 
Tresor- und Möbelschlüsseln sowie sonstigen Schlüsseln 
zu beweglichen Sachen.

8.7	� Mitversichert ist jedoch der Verlust fremder Kfz-Schlüssel, 
die sich rechtmäßig im Besitz des Versicherungsnehmers 
oder einer mitversicherten Person befunden haben. Die 
Schadenersatzleistung ist auf 2.000 EUR je Versicherungs-
fall und maximal das Doppelte dieser Summe je Versiche-
rungsjahr begrenzt. Der Versicherungsnehmer beteiligt 
sich an jedem Schadenfall mit 500 EUR.

9	 Mietsachschäden an medizinischen Geräten

9.1	� Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von elek-
trischen medizinischen Geräten (z. B. 24-Stunden-EKG- 
Gerät, 24-Stunden-Blutdruckmessgerät, Dialysegerät, 
Reizstromgerät – nicht Hilfsmittel wie Hörgeräte, Rollstühle, 
Unterarmgehstützen, Krankenbett und dgl.), die dem Ver-
sicherten vorübergehend zu Diagnosezwecken oder zur 
Anwendung überlassen werden, soweit kein anderer Versi-
cherer leistungspflichtig ist.

9.2	� Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der vereinbar-
ten Versicherungssumme für Sachschäden je Versiche-
rungsfall 10.000 EUR, begrenzt auf das Zweifache für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

10	 Umweltschadensversicherung

�Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umweltscha-
densgesetz zur Sanierung von Umweltschäden.

Versicherungsschutz besteht im Umfang der Allgemeinen 
Bedingungen für die Umweltschadenversicherung (USV). 

11	 Vorsorgeversicherung

Abweichend von Ziffer 4.2 AHB gelten die vereinbarten 
Versicherungssummen auch für die Vorsorgeversicherung.

12	 Nachversicherungsschutz

Entfällt die Mitversicherung der in Ziffern 2.1.1 und 2.1.2 
genannten Personen, weil z. B. 

– der Versicherungsnehmer verstorben ist;

– �die häusliche Gemeinschaft mit dem Versicherungs
nehmer beendet wurde;

– �volljährige Kinder die festgelegte Altersgrenze erreicht 
haben

so besteht Versicherungsschutz weiter bis zur nächsten 
Prämienhauptfälligkeit, mindestens aber für 6 Monate.

13	 Mietsachschäden an Mobiliar

13.1	� Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung von gemiete-
ten beweglichen Sachen in Hotelzimmern, Ferienwohnun-
gen oder Ferienhäusern, Pensionen und Schiffskabinen. 

13.2	� Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versiche-
rungssumme für Sachschäden je Versicherungsfall 10.000 
EUR, begrenzt auf das Zweifache für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres.

13.3	 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen

13.3.1	� Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspru-
chung;

13.3.2	� Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwas-
serbereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten 
und allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden;

13.3.3	� Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hier-
gegen besonders versichern kann.

14	� Schäden an gemieteten oder geliehenen Sachen

14.1	� Eingeschlossen ist – in Ergänzung zu Ziffer 2 AHB und 
abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche Haft-
pflicht aus der Beschädigung, der Vernichtung oder dem 
Abhandenkommen gemieteter oder geliehener Sachen. 

14.2	 Ausgeschlossen hiervon bleiben jedoch

14.2.1	 alle sich daraus ergebenden Vermögensfolgeschäden;

14.2.2	� Schäden an Sachen, die der versicherten Person für mehr 
als drei Monate überlassen wurden;

14.2.3	� Schäden an Sachen, die dem Beruf oder Gewerbe der ver-
sicherten Person dienen;

14.2.4	� Schäden durch Abnutzung, Verschleiß und übermäßige 
Beanspruchung;

14.2.5	� Ansprüche wegen Abhandenkommens von Geld, 
Urkunden, Schmuck und Wertpapieren; 

14.2.6	 Schäden an Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeugen. 

14.3	� Für Schäden an gemieteten beweglichen Sachen in 
Hotelzimmern, Ferienwohnungen oder Ferienhäusern, Pen-
sionen und Schiffskabinen besteht Versicherungsschutz 
gemäß Ziffer 13, für Mietsachschäden an medizinischen 
Geräten gemäß Ziffer 9 dieser Bedingungen.

15	� Gebrauch fremder versicherungspflichtiger Kraftfahrzeuge 
im europäischen Ausland

15.1	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers sowie der mitversicherten Personen aus 
dem Gebrauch fremder versicherungspflichtiger Kraftfahr-
zeuge im europäischen Ausland (einschließlich Kanaren), 
soweit nicht oder nicht ausreichend aus einer anderen für 
das Fahrzeug abgeschlossenen Haftpflichtversicherung 
Deckung besteht. Es besteht kein Versicherungsschutz 
in dem Umfang, in dem gesetzlich oder behördlich 
vorgeschriebene Versicherungen für das genutzte Fahrzeug 
abzuschließen sind.

15.2	� Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die 
gesetzliche Haftpflicht aus dem Mitführen von Wohnwagen, 
Gepäck- oder Bootsanhängern.
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15.3	� Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Halters 
oder Eigentümers des genutzten Fahrzeuges.

15.4	 Kraftfahrzeuge im Sinne von Ziffer 15.1 sind ausschließlich:

15.4.1	 Personenkraftwagen;

15.4.2	 Krafträder;

15.4.3	 Wohnmobile bis 4 t zulässiges Gesamtgewicht.

15.5	� Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug nur mit der 
erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforder-
liche Fahrerlaubnis hat. Kein Versicherungsschutz besteht, 
wenn der Fahrer bzw. Lenker bei Eintritt des Versicherungs-
falles infolge des Genusses alkoholischer Getränke oder 
anderer berauschender Mittel nicht in der Lage war, das 
Fahrzeug sicher zu führen.

16	� Ersatz des Schadenfreiheitsrabatt-Verlusts in der 
Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung

16.1	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers sowie der mitversicherten Personen wegen 
Vermögensschädigung (im Sinne von Ziffer 2.1 AHB) eines 
Dritten, dessen versicherungspflichtiges Kraftfahrzeug (im 
Sinne von Ziffer 15.4) berechtigt gebraucht wurde, wobei 
ein Versicherungsfall zum Verlust oder zur Rückstufung des 
Schadenfreiheitsrabattes in der Kraftfahrt-Haftpflichtversi-
cherung geführt hat.

16.2	� Ersetzt wird die Mehrprämie aus der Rückstufung des 
Dritten in eine niedrigere Rabattstufe.

Die Mehrprämie berechnet sich aus der Differenz zwischen 
der Summe der fünf folgenden Jahresprämien nach dem 
Schadenereignis und der Summe der Prämien ohne diese 
Rückstufung für denselben Zeitraum.

16.3	 Ausgeschlossen sind Ansprüche

16.3.1	� die sich aus dem Verlust des Schadenfreiheitsrabatts in 
der Fahrzeugvoll- oder Teilkaskoversicherung ergeben;

16.3.2	� aus dem Benutzen von Fahrzeugen mitversicherter Personen 
oder von Fahrzeugen, die gegen Entgelt gemietet sind oder 
im Rahmen eines Werk-/Arbeitsvertrages benutzt werden.

16.4	� Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug nur mit der 
erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforder-
liche Fahrerlaubnis hat. Kein Versicherungsschutz besteht, 
wenn der Fahrer bzw. Lenker bei Eintritt des Versicherungs-
falles infolge des Genusses alkoholischer Getränke oder 
anderer berauschender Mittel nicht in der Lage war, das 
Fahrzeug sicher zu führen.

17	 Tätigkeit als Tagesmutter

17.1	� Mitversichert ist die Haftpflicht aus der Beaufsichtigung 
von tagsüber zur Betreuung übernommenen minderjäh-
rigen Kindern im eigenen Haushalt oder im Haushalt der 
betreuten Kinder sowie auch außerhalb der Wohnung, z. B. 
Spielen, Ausflüge, etc. Versicherungsschutz besteht auch 
dann, wenn es sich bei dieser Tätigkeit um eine Berufsaus-
übung handelt. Nicht versichert ist jedoch die Ausübung 
dieser Tätigkeit in Betrieben und Institutionen, z. B. Kinder-
gärten, Kinderhorten oder Kindertagesstätten. 

17.2	� Mitversichert sind auch gesetzliche Haftpflichtansprü-
che der zu betreuenden Kinder bzw. seiner Erziehungs-
berechtigten für Schäden, die die zu betreuenden Kinder 
erleiden.

17.3	� Nicht mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
der Kinder (hierfür ist die Privat-Haftpflichtversicherung der 
Eltern des Kindes zuständig) sowie die Haftpflicht wegen 
Abhandenkommens von Sachen der betreuten Kinder.

18	 Gesetzlich deliktunfähige Personen

Für Schäden durch gemäß Ziffern 2.1.1 bis 2.1.5 mitversi-
cherte Personen gilt zusätzlich:

Der Versicherer wird sich nicht auf eine Deliktunfähigkeit 
von mitversicherten Personen berufen, soweit dies der 
Versicherungsnehmer wünscht und ein anderer Versiche-
rer (z. B. Sozialversicherungsträger) nicht leistungspflich-
tig ist. Der Versicherer behält sich Rückgriffsansprüche 
(Regresse) wegen seiner Aufwendungen gegen schadens-
ersatzpflichtige Dritte (z. B. Aufsichtspflichtige) vor, soweit 
sie nicht Versicherte dieses Vertrages sind.

19	 Mehrfamilienhaus

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als Inhaber (Eigentümer, berechtigter Besitzer 
oder Mieter (nicht Vermieter – außer gemäß Ziffer 20)) ei-
nes Mehrfamilienhauses mit maximal vier Wohneinheiten, 
sofern eine der Wohnungen vom Versicherungsnehmer 
ausschließlich zu Wohnzwecken verwendet wird.

20	 Vermietete Immobilie

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Ver-
mietung einer Eigentums-/Ferienwohnung (auch inner-
halb eines mitbewohnten Mehrfamilienhauses gemäß 
Ziffer 19) oder eines Ferienhauses einschließlich zugehö-
rigen Garagen zu Wohnzwecken nicht jedoch zu gewerb-
lichen Zwecken.

21	 Unbebautes Grundstück

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers als Eigentümer eines unbebauten Grundstückes 
zu privaten Zwecken bis zu einer Fläche von 10.000 qm. 
Versicherungsschutz besteht bei einer privaten Nutzung, 
sowie wenn sich kleinere Gebäude oder sonstige Bauten 
bis 15 qm Grundfläche auf dem Grundstück befinden, z. B. 
Geräteschuppen, Schutzhütten oder Hochsitze.

22	 Vermietung von Ferienzimmern

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der pri-
vaten Vermietung von bis zu acht einzelnen Zimmern an 
Ferien- oder Kurgäste (auch einschließlich Gewährung 
von Frühstück). Gewerbliche Betriebe (Hotels, Pensionen, 
Fremdenheime) benötigen den separaten Versicherungs-
schutz einer Betriebs-Haftpflichtversicherung.

23	 Lagerung von Flüssiggas

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Lage-
rung von Flüssiggas (ausschließlich Propan, Butan oder 
Gemischen von beiden Flüssiggasen) zur Versorgung einer 
von den versicherten Personen bewohnten Immobilie ge-
mäß Ziffern 1.2.3.1 und 1.2.3.2 im Inland, sofern das Ge-
samtfassungsvermögen der Tanks insgesamt weniger als 
3.000 l/kg beträgt.

24	 Eigene Segelboote

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Besitz oder 
Führen privat genutzter eigener Segelfahrzeuge mit bis zu 
25 qm Segelfläche (Segelboote, Segelschlitten, Eissegel-
schlitten, Strandsegler, sofern hierfür kein anderweitiger 
Versicherungsschutz besteht und für das Führen keine 
behördliche Erlaubnis erforderlich ist).
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25	 Motorboote

Mitversichert ist der gelegentliche Gebrauch von fremden 
Wassersportfahrzeugen mit Motoren, soweit für das Füh-
ren keine behördliche Erlaubnis erforderlich ist, sowie der 
Besitz und Gebrauch von eigenen Motorbooten mit einer 
Motorstärke von maximal 11,03 kw.

26	 Betriebspraktika/Fachpraktischer Unterricht

26.1	� Mitversichert gilt die gesetzliche Haftpflicht aus der Teil-
nahme an Betriebspraktika, Ferienjobs einschließlich so-
genanntem „Work & Travel“, fachpraktischem Unterricht, 
wie z. B. Laborarbeiten an der Fachhochschule oder Uni-
versität (Berufstätigkeit von Schülern und Studenten). 

26.2	� Hierbei ist mitversichert – abweichend von Ziffern 7.6 und 
7.7 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädi-
gung oder Vernichtung von Ausbildungsgegenständen, die 
von Schulen/Hochschulen/Universitäten zur Verfügung 
gestellt bzw. bereitgestellt werden.

26.3	� Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche wegen Abnut-
zung, Verschleiß oder Abhandenkommen sowie wegen 
Schäden an Lehrbüchern, die für einen längeren Zeitraum 
als drei Monate übernommen worden sind. 

26.4	� Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versi-
cherungssumme für Sachschäden je Versicherungsfall 
100.000 EUR, begrenzt auf das Zweifache für alle Versiche-
rungsfälle eines Versicherungsjahres.

27	 Forderungsausfalldeckung

27.1	 Gegenstand des Versicherungsschutzes

27.1.1	� Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versi-
cherungsnehmer oder eine mitversicherte Person wäh-
rend der Wirksamkeit der Versicherung von einem Dritten 
geschädigt wird (Versicherungsfall) und der wegen dieses 
Schadenereignisses in Anspruch genommene Dritte sei-
ner Schadenersatzverpflichtung ganz oder teilweise nicht 
nachkommen kann, weil die Zahlungs- oder Leistungsun-
fähigkeit des schadenersatzpflichtigen Dritten festgestellt 
worden ist und die Durchsetzung der Forderung gegen ihn 
gescheitert ist.

27.1.2	� Ein Schadenereignis ist ein Ereignis, das einen Personen-, 
Sach- oder daraus resultierenden Vermögensschaden zur 
Folge hat und für den der Dritte aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts zum Scha-
denersatz verpflichtet ist (schädigender Dritter).

27.1.3	� Der Versicherer ist in dem Umfang leistungspflichtig, in 
dem der schadenersatzpflichtige Dritte Versicherungs-
schutz im Rahmen und Umfang der Privat-Haftpflichtversi-
cherung des Versicherungsnehmers hätte. Daher finden im 
Rahmen der Forderungsausfalldeckung für die Person des 
Schädigers auch die Risikobeschreibungen und Ausschlüs-
se Anwendung, die für den Versicherungsnehmer gelten. 
So besteht insbesondere kein Versicherungsschutz, wenn 
der Schädiger den Schaden im Rahmen seiner beruflichen 
oder gewerblichen Tätigkeit verursacht hat.

27.1.4	� Mitversichert sind in Abänderung von Ziffer 1.6 gesetzliche 
Haftpflichtansprüche gegen Dritte aus der Eigenschaft des 
Schädigers als privater Tierhalter oder -hüter. Darüber hin-
aus besteht abweichend von Ziffer 7.1 AHB Versicherungs-
schutz für Haftpflichtansprüche, denen ein vorsätzliches 
Handeln des Schädigers zugrunde liegt.

27.2	 Leistungsvoraussetzungen

27.2.1	� Der Versicherer ist gegenüber dem Versicherungsnehmer 
oder einer mitversicherten Person leistungspflichtig, wenn 

27.2.1.1	� die Forderung durch ein rechtskräftiges Urteil oder einen 
vollstreckbaren Vergleich vor einem ordentlichen Gericht 
in der Bundesrepublik Deutschland oder einem ande-
ren Mitgliedsstaat der Europäischen Union, der Schweiz, 
Norwegens, Island und Liechtenstein festgestellt worden 
ist. Anerkenntnis-, Versäumnisurteile und gerichtliche Ver-
gleiche sowie vergleichbare Titel der vorgenannten Länder 
binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch 
ohne einen dieser Titel bestanden hätte;

27.2.1.2	� der schädigende Dritte zahlungs- oder leistungsunfähig 
ist. Dies ist der Fall, wenn der Versicherungsnehmer oder 
eine mitversicherte Person nachweist, dass

	 – �eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befriedigung 
geführt hat;

	 – �eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, da der 
schadenersatzpflichtige Dritte in den letzten drei Jahren 
die eidesstattliche Versicherung über seine Vermögens-
verhältnisse abgegeben hat oder

	 – �ein gegen den schadenersatzpflichtigen Dritten durch
geführtes Insolvenzverfahren nicht zur vollen Befriedi-
gung geführt hat oder ein solches Verfahren mangels 
Masse abgelehnt wurde

	 und

	� an den Versicherer die Ansprüche gegen den schadener-
satzpflichtigen Dritten in Höhe der Versicherungsleistung 
abgetreten werden und die vollstreckbare Ausfertigung 
des Urteils oder Vergleichs ausgehändigt wird. Der Versi-
cherungsnehmer hat an der Umschreibung des Titels auf 
den Versicherer mitzuwirken.

27.3	 Umfang der Forderungsausfalldeckung

27.3.1	� Versicherungsschutz besteht bis zur Höhe der titulierten 
Forderung. 

27.3.2	� Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungs
summen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der 
Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichti-
ge Personen erstreckt.

27.3.3	� Die Versicherungssumme und die Jahreshöchstersatzleis-
tung für Forderungen, denen ein vorsätzliches Handeln 
des Schädigers zugrunde liegt, betragen im Rahmen der 
vereinbarten Versicherungssummen 50.000 EUR. 

27.3.4	� Dem schadenersatzpflichtigen Dritten stehen keine Rechte 
aus diesem Vertrag zu.

27.4	 Räumlicher Geltungsbereich 

Versicherungsschutz besteht – abweichend von Ziffer 5 – 
für Schadenersatzansprüche aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privat-rechtlichen Inhalts anläss-
lich von Schadenereignissen, die in Deutschland oder im 
Ausland eintreten.

27.5	 Ausschlüsse

27.5.1	 Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden an

27.5.1.1	� Immobilien, für die im Rahmen der Privathaftpflicht des 
Versicherungsnehmers kein Versicherungsschutz besteht;
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27.5.1.2	� Sachen, die ganz oder teilweise dem Bereich eines Betrie-
bes, Gewerbes, Berufes, Dienstes oder Amtes des Versi-
cherungsnehmers oder einer mitversicherten Person zuzu-
rechnen sind.

27.5.2	 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für

27.5.2.1	� Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechtsverfol-
gung;

27.5.2.2	� Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder vertragli-
chen Forderungsübergangs;

27.5.2.3	� Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass berechtigte 
Einwendungen oder begründete Rechtsmittel nicht oder 
nicht rechtzeitig vorgebracht oder eingelegt wurden;

27.5.2.4	� Ansprüche aus Schäden, zu deren Ersatz 

	 – �ein anderer Versicherer Leistungen zu erbringen hat (z. B. 
aus einer Schadensversicherung des Versicherungs
nehmers, z. B. Hausrat-, Kaskoversicherung, oder aus 
einer für den Schädiger bestehenden Haftpflichtversi-
cherung). Reichen diese Beträge nicht aus, erstreckt sich 
der Versicherungsschutz über die Forderungsausfall
deckung auf den Restbetrag; 

oder

	 – �ein Sozialversicherungsträger oder Sozialleistungsträger 
Leistungen zu erbringen hat, auch nicht, soweit es sich 
um Rückgriffs-, Beteiligungsansprüche oder ähnliche 
von Dritten handelt.

28	 Antidiskriminierungsdeckung

28.1	� Eingeschlossen ist – teilweise abweichend von Ziffer 7.17 
AHB – die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden aus 
Benachteiligungen aus nachstehend genannten Gründen, 
soweit der Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaft als 
Dienstherr der in seinem Haushalt tätigen oder einzustel-
lenden Personen betroffen ist. 

28.2	� Gründe für eine Benachteiligung sind Rasse, ethnische 
Herkunft, Geschlecht, Religion, Weltanschauung, eine 
Behinderung, Alter oder sexuelle Identität.

28.3	� Versicherungsfall ist die erstmalige Geltendmachung eines 
Haftpflichtanspruchs gegen den Versicherungsnehmer. Die 
Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegende Benach-
teiligung müssen während der Wirksamkeit der Versiche-
rung erfolgt sein.

28.4	� Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der vertraglich 
vereinbarten Versicherungssumme für Vermögensschäden 
1.000.000 EUR je Versicherungsfall und Versicherungs-
jahr. Aufwendungen des Versicherers für Kosten sind darin 
inbegriffen.

29	 Betreiberhaftpflicht für Photovoltaikanlagen

29.1	� Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB) und den nachfolgenden Vereinbarungen.

29.2	� Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Schäden, die 
im Zusammenhang stehen mit dem Betrieb von Photovol-
taikanlagen bis 15 kWp zur Einspeisung von elektrischem 
Strom in das Netz des örtlichen Netzbetreibers auf dem 
Dach eines Ein- oder Zweifamilienhauses im Inland gemäß 
Ziffern 1.2.3.2 und 1.2.3.3 sowie Ziffer 19.

29.3	� Photovoltaikanlagen sind Anlagen zur Umwandlung von 
Sonnenenergie in elektrischen Strom.

29.4	� Nicht versichert ist die Versorgung von Tarifkunden (End-
verbrauchern).

29.5	� Ungeachtet der an anderen Stellen diesem Versicherungs-
vertrag zugrunde liegenden Bedingungen ist im Rahmen 
dieser Bestimmung mitversichert die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers:

29.5.1	� in seiner Eigenschaft als Eigentümer, Mieter, Pächter und 
Nutznießer von Grundstücken, Gebäuden oder Räumlich-
keiten, die ausschließlich für Wohnzwecke des Versiche-
rungsnehmers benutzt werden; 

29.5.2	� als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neubau-
ten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch- und Grabearbeiten) 
von Photovoltaikanlagen, sofern Planung, Bauleitung und 
Bauausführung an einen Dritten vergeben sind;

29.5.3	� wegen Rückgriffsansprüchen der stromabnehmenden 
Netzbetreiber wegen Personen- und Sachschäden aus 
Versorgungsstörungen gemäß § 6 der Verordnung über All-
gemeine Bedingungen für die Elektrizitätsversorgung von 
Tarifkunden (AvBEltV) vom 21. Juni 1979 oder § 18 Nieder-
spannungsanschlussverordnung;

29.5.4	� abweichend von Ziffer 7.10 (b) AHB wegen Schäden durch 
Umwelteinwirkung (auf Boden, Luft oder Wasser inkl. Ge-
wässer) und alle sich daraus ergebenden weiteren Schä-
den, sofern die Umwelteinwirkung nicht ausgeht von einer 

29.5.4.1	� Anlage im Sinne des Umwelthaftungsgesetzes (Um-
weltHG); 

29.5.4.2	� genehmigungsbedürftigen Anlage nach dem Bundes
immissionsschutzgesetz (BImSchG);

29.5.4.3	� genehmigungs- bzw. planfeststellungsbedürftigen Anlage 
nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW/
AbfG);

29.5.4.4	� stationären Anlage im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) auf dem Betriebsgrundstück des Versicherungsneh-
mers, deren Inhaber der Versicherungsnehmer ist oder war. 
Der Ausschluss nach Ziffer 7.10 (a) AHB bleibt unberührt;

29.5.5	� wegen Beschädigungen, die durch Rauch, Ruß, Dämpfe, 
Abwässer, Niederschläge oder allmähliches Eindringen 
von Feuchtigkeit entstehen.

30	 Ehrenamtliche Tätigkeiten

30.1	� Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers oder einer mitversicherten Person aus den 
Gefahren einer ehrenamtlichen Tätigkeit oder Freiwilli-
genarbeit aufgrund eines sozialen unentgeltlichen Enga-
gements, soweit es sich nicht um eine Vorstands- oder 
geschäftsführende Tätigkeit handelt. 

30.2	� Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem 
anderen Haftpflichtversicherungsvertrag (z. B. Vereins- 
oder Betriebs-Haftpflichtversicherung), entfällt der Versi-
cherungsschutz aus diesem Vertrag.

30.3	 Nicht versichert sind die Gefahren aus der Ausübung von

30.3.1	� öffentlichen/hoheitlichen Ehrenämtern wie z. B. als 
Bürgermeister, Gemeinderatsmitglied, Schöffe, Laien-
richter, Prüfer für Kammern, Angehöriger der Freiwilligen 
Feuerwehr;

30.3.2	� wirtschaftlichen/sozialen Ehrenämtern mit beruflichem 
Charakter wie z. B. als Betriebs- oder Personalrat, Ver-
sichertenältester, Vertrauensperson nach § 40 SGB IV, 
beruflicher Betreuer nach § 1897 (6) BGB.
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31	 Gefälligkeitsschäden

Verursacht eine versicherte Person einen Sachschaden 
durch Gefälligkeiten für Dritte, wird sich der Versicherer nicht 
auf einen eventuellen stillschweigenden Haftungsverzicht 
berufen, soweit dies der Versicherungsnehmer wünscht und 
ein anderer Versicherer nicht leistungspflichtig ist. Berufli-
che Tätigkeiten des Versicherungsnehmers und Tätigkeiten, 
die der Versicherungsnehmer gegen Entgelt ausübt, sind 
vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.

32	 Nebenberufliche Tätigkeiten

32.1	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus selbststän-
digen, nebenberuflichen Tätigkeiten bis zu einem Gesamt-
jahresumsatz von maximal 10.000 EUR, sofern hierfür kein 
Versicherungsschutz durch eine andere Haftpflichtversi-
cherung besteht. Bei dieser selbständigen, nebenberuf
lichen Tätigkeit muss es sich handeln um

– Flohmarkt- und Basarverkauf;

– Durchführung von Babysitting;

– �die Erteilung von Nachhilfe- und Musikunterricht sowie 
Fitnesskursen;

– �den Vertrieb von Kosmetik, Haushaltsartikeln, 
Bekleidung, Schmuck;

– �die Vermittlung von Versicherungsverträgen (gilt nicht für 
Vermögensschäden, siehe Besondere Bedingungen für 
die Mitversicherung von Vermögensschäden in der Haft-
pflichtversicherung);

– �Verkauf über Internetportale.

32.2	� Hierbei dürfen keine Angestellten beschäftigt werden. 
Sofern der Gesamtjahresumsatz den o. g. Betrag über-
steigt, ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei.

33	 Kitesportgeräte

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden 
aus dem Besitz und der Verwendung von Kitesport-Gerä-
ten, z. B. Kite-Drachen, -Boards, -Buggys und dergleichen.

34	 Be- und Entladeschäden

34.1	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers als Halter eines Pkw wegen Schäden, die 
beim Be- oder Entladen seines Pkw verursacht wurden. 
Schäden am selbst genutzten PKW bleiben ausgeschlos-
sen. Dem Versicherungsnehmer steht es frei, einen Scha-
den von der zuständigen Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung 
regulieren zu lassen. In diesem Fall entfällt der Versiche-
rungsschutz aus diesem Vertrag. 

34.2	� Die Höchstersatzleistung des Versicherers ist im Rahmen 
der in diesem Vertrag vereinbarten Versicherungssumme 
auf 10.000 EUR je Schadenereignis begrenzt. Die Selbst-
beteiligung hierfür beträgt 150 EUR.

35	 Betankungsschäden an geliehenen Fahrzeugen

35.1	� Versichert ist (abweichend von Ziffer 3) die gesetzliche 
Haftpflicht wegen Schäden, die an fremden gemieteten 
Kraftfahrzeugen durch versehentliche Betankung mit für 
das Fahrzeug nicht geeigneten Kraftstoffen entstehen.

35.2	� Es besteht kein Versicherungsschutz für Fahrzeuge, die 
dem Versicherungsnehmer oder einer mitversicherten Per-
son zum dauerhaften oder regelmäßigen Gebrauch über-
lassen wurden.

35.3	� Die Höchstersatzleistung des Versicherers ist im Rahmen 
der in diesem Vertrag vereinbarten Versicherungssumme 
auf 2.500 EUR je Schadenereignis begrenzt. Die SB hierfür 
beträgt 150 EUR.

36	 Halten und Hüten wilder Tiere

In teilweiser Abweichung von Ziffer 1.6 gilt die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus der erlaub-
ten privaten Haltung und Hütung von wilden Tieren (z. B. 
Schlangen, Spinnen, Skorpione) in seinem Haushalt mit-
versichert, sofern hierfür kein Haltungsverbot besteht. 
Versicherungsschutz besteht nur, soweit es sich nicht um 
den Ersatz von Aufwendungen im Zusammenhang mit dem 
Wiedereinfangen der Tiere handelt.

37	� Haftpflichtansprüche von Arbeitgebern, Dienstherren 
oder Arbeitskollegen 

37.1	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers für Schäden aus betrieblich und arbeits-
vertraglich veranlassten Tätigkeiten für unmittelbar dem 
Arbeitgeber/Dienstherrn oder den Arbeitskollegen zuge-
fügten Sachschäden. 

37.2	� Die Höchstersatzleistung des Versicherers ist im Rahmen 
der in diesem Vertrag vereinbarten Versicherungssumme 
auf 10.000 EUR je Schadenereignis begrenzt. Die Selbstbe-
teiligung hierfür beträgt 150 EUR. Ausgeschlossen bleiben 
Schäden an Land-, Luft- und Wasserfahrzeugen.

38	 Notfallhelfer

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht von Personen, 
die den versicherten Personen bei Notfällen freiwillig Hilfe 
leisten, gegenüber Dritten aus dieser Tätigkeit. Inhalt und 
Umfang des Versicherungsschutzes richten sich nach dem 
Deckungsumfang dieses Vertrages. Erlangt der Versicherte 
Versicherungsschutz aus einem anderen Haftpflichtversi-
cherungsvertrag, entfällt der Versicherungsschutz aus die-
sem Vertrag. 

39	 Auslandskaution

39.1	� Hat der Versicherungsnehmer bei einem Versicherungs-
fall innerhalb der Europäischen Union, Norwegens, der 
Schweiz, Islands oder Liechtensteins durch behördliche 
Anordnung eine Kaution zur Sicherstellung von Leistungen 
aufgrund seiner gesetzlichen Haftpflicht zu hinterlegen, 
stellt der Versicherer dem Versicherungsnehmer den erfor-
derlichen Betrag bis zu einer Höhe von 100.000 EUR zur 
Verfügung.

39.2	� Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu leis-
tende Schadenersatzzahlung angerechnet. Ist die Kaution 
höher als der zu leistende Schadenersatz, ist der Versi-
cherungsnehmer verpflichtet den Differenzbetrag zurück-
zuzahlen. Das Gleiche gilt, wenn die Kaution als Strafe, 
Geldbuße oder für die Durchsetzung nicht versicherter 
Schadenersatzforderungen einbehalten wird oder die Kau-
tion verfallen ist.

B	 Privater Haus- und Grundbesitz
1	� Wenn der Versicherungsnehmer auf dem Grundstück einen 

Betrieb hat oder einen Beruf ausübt, wird der Versiche-
rungsschutz durch das Haftpflichtrisiko aus dem Haus- und 
Grundbesitz nur durch eine besondere Betriebs- und Berufs-
Haftpflichtversicherung gewährt. Diese Mitversicherung ent-
fällt, wenn der Versicherungsnehmer Teile des Grundstücks 
Betriebsfremden überlässt. Es handelt sich in diesem Fall 
um ein Zusatzrisiko zur Betriebs-Haftpflichtversicherung.
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2	� Versichert ist – im Rahmen der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflicht-Versicherung (AHB) 
und der nachfolgenden Bestimmungen – die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Haus- und/oder 
Grundstücksbesitzer, z. B. als Eigentümer, Mieter, Pächter, 
Leasingnehmer oder Nutznießer für das im Versicherungs-
schein und seinen Nachträgen beschriebene Gebäude 
oder Grundstück. 

Versichert sind hierbei Ansprüche aus Verstoß gegen die in 
den oben genannten Eigenschaften obliegenden Pflichten 
(z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, 
Bestreuung der Gehwege bei Winterglätte, Schneeräumen 
auf Bürgersteig und Fahrdamm).

3	 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

3.1	� des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer 
von Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, 
Abbruch-, Grabearbeiten) bis zu einer veranschlagten Bau-
summe von 50.000 EUR je Bauvorhaben. 

Wenn dieser Betrag überschritten wird, entfällt die Mitver-
sicherung. Es gelten dann die Bestimmungen über die Vor-
sorgeversicherung gemäß Ziffer 4 AHB; 

3.2	� des Versicherungsnehmers als früherer Besitzer aus § 836 
Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel 
bestand; 

3.3	� der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, 
Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke 
beauftragten Personen für Ansprüche, die gegen sie aus 
Anlass der Ausführung dieser Verrichtungen erhoben 
werden. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß 
Sozialgesetzbuch VII handelt. Das gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehöri-
gen derselben Dienststelle zugefügt werden;

3.4	� des Insolvenzverwalters und Zwangsverwalters in dieser 
Eigenschaft.

4	 Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge

4.1	� Versichert ist – abweichend von Abschnitt H Ziffer 3 – die 
Haftpflicht wegen Schäden, die verursacht werden durch 
den Gebrauch von

4.1.1	� allen nur auf nichtöffentlichen Wegen und Plätzen verkeh-
renden Kraftfahrzeugen und Anhängern ohne Rücksicht auf 
eine Höchstgeschwindigkeit;

4.1.2	 Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h;

4.1.3	� Hub- und Gabelstaplern mit mehr als 20 km/h Höchst
geschwindigkeit; 

4.1.4	� selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 
20 km/h Höchstgeschwindigkeit, soweit diese nicht zulas-
sungs- und versicherungspflichtig sind.

4.2	� Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse 
gemäß Ziffern 3.1 (2) AHB und 4.3 (1) AHB.

4.3	� Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür 
zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtig-
ten Fahrer gebraucht wird.

4.4	� Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentli-
chen Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrer-
laubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflich-
tet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem 
Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaub-
nis hat. 

5	 Sachschäden durch Abwässer

5.1	� Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.14 (1) AHB 
– Haftpflichtansprüche aus Sachschäden durch Abwässer 
und Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, die durch 
Abwässer aus dem Rückstau des Straßenkanals auftreten.

5.2	� Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an Entwässe-
rungsleitungen durch Verschmutzungen und Verstopfun-
gen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

6	� Forderungsausfalldeckung in der Haus- und Grundbesitzer-
Haftpflichtversicherung

6.1	� Gegenstand des Versicherungsschutzes

6.1.1	� Der Versicherer gewährt Versicherungsschutz für den Fall, 
dass der Versicherungsnehmer während der Wirksamkeit 
der Versicherung einen Anspruch wegen eines Personen-, 
Sach- oder Vermögensschadens in seiner Eigenschaft als 
Eigentümer und Vermieter des versicherten Gebäudes bzw. 
der versicherten Wohnung gegen seinen Mieter als Scha-
denverursacher hat, aber die Schadenersatzforderungen 
gegen diesen nicht durchgesetzt werden können (Forde-
rungsausfall).

6.1.2	� Der Versicherer stellt den Versicherungsnehmer so, als 
hätte der Mieter eine Privat- Haftpflichtversicherung im 
Umfang dieser Besonderen Bedingungen abgeschlossen. 

6.1.3	� Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB) und dieser Besonderen Bedingungen für die Haft-
pflichtversicherung privater Risiken.

6.1.4	� Der Versicherer prüft die Haftpflichtfrage und leistet im 
Rahmen des Versicherungsschutzes Ersatz der Entschä-
digung, welche der Schadenersatzpflichtige aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen 
lnhalts zu erbringen hat.

6.1.5	� Über den Umfang der Privat-Haftpflicht hinaus besteht 
auch dann Versicherungsschutz, wenn der Mieter in sei-
ner Eigenschaft als Tierhalter oder/-hüter den Schaden zu 
verantworten hat. 

6.1.6	� Schadenersatzpflichtige oder sonstige Dritte haben keine 
Rechte aus dieser Forderungsausfalldeckung.

6.2	 Umfang des Versicherungsschutzes

6.2.1 	� Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Schadenereig-
nisse in Deutschland. 

6.2.2	� Versicherungsfall ist das Schadenereignis, das Haftpflicht-
ansprüche gemäß Ziffer 2 zur Folge haben könnte.

6.3	 Leistungsvoraussetzungen

Voraussetzungen für die Versicherungsleistung ist, dass

6.3.1	� der Schadenersatzpflichtige zahlungs-/leistungsunfähig 
ist. Dies liegt vor, wenn aufgrund eines Urteils nach einem 
streitigen Verfahren oder eines Vergleiches vor einem 
ordentlichen Gericht in der EU, der Schweiz oder Norwegen

6.3.1.1	� eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befriedigung 
geführt hat;
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6.3.1.2	� eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, da der 
Schadenersatzpflichtige in den letzten 3 Jahren die Eides-
stattliche Versicherung über seine Vermögensverhältnisse 
(Offenbarungseid) abgegeben hat;

6.3.1.3	� ein gegen den Schadenersatzpflichtigen durchgeführtes 
Konkurs-, Vergleichs- oder Insolvenzverfahren nicht zur 
vollen Befriedigung geführt hat, oder ein solches Verfahren 
mangels Masse abgelehnt wurde;

6.3.1.4	� dem Versicherer nach Feststehen der Zahlungs-/Leistungs-
unfähigkeit des Schadenersatzpflichtigen alle Umstände 
des Versicherungsfalles ausführlich, wahrheitsgemäß und 
unverzüglich gemeldet werden und der Versicherer die 
gesetzliche Haftpflicht des Schadenersatzpflichtigen aner-
kennt;

6.3.1.5	� an den Versicherer die Ansprüche gegen den Schadener-
satzpflichtigen in Höhe der Versicherungsleistung abge-
treten werden, die vollstreckbare Ausfertigung des Urteils 
ausgehändigt und an deren erforderlichen Umschreibung 
auf den Versicherer mitgewirkt wird. 

6.3.2	� Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die Leistungs-
voraussetzungen dem Versicherer zu belegen und nach-
zuweisen.

6.4	 Nicht versicherte Tatbestände 

Der Versicherer leistet keine Entschädigung, wenn

6.4.1	� der Schadenersatzbetrag, der sich aus dem rechtskräftigen 
vollstreckbaren Titel ergibt, unter 2.500 EUR liegt;

6.4.2	� der Mieter seinen ständigen Wohnsitz nicht in einem Mit-
gliedsland der Europäischen Union (EU), der Schweiz oder 
Norwegen hat;

6.4.3	� der Schaden durch Leistungen aus anderen Versicherungs-
verträgen (z. B. aus einer Hausratversicherung), die der 
Versicherungsnehmer abgeschlossen hat, ersetzt werden 
kann. Reichen diese Beträge nicht aus, erstreckt sich der 
Versicherungsschutz über die Forderungsausfalldeckung 
auf den Restbetrag;

6.4.4	� für Ansprüche des Versicherungsnehmers ein Sozialversi-
cherungsträger oder Sozialhilfeträger leistungspflichtig ist;

6.4.5	� der Anspruch auf Verzugszinsen, Vertragsstrafen oder Kos-
ten der Rechtsverfolgung gerichtet ist;

6.4.6	� Forderungen auf Grund eines gesetzlichen oder vertragli-
chen Forderungsübergangs geltend gemacht werden;

6.4.7	� Ansprüche ganz oder teilweise darauf beruhen, dass be-
rechtigte Einwendungen oder begründete Rechtsmittel nicht 
oder nicht rechtzeitig vorgebracht oder eingelegt wurden.

7	 Umweltschadensversicherung

Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umweltscha-
densgesetz zur Sanierung von Umweltschäden.

Versicherungsschutz besteht im Umfang der Allgemeinen 
Bedingungen für die Umweltschadenversicherung (USV). 

C	 Private Tierhaltung
1	� Versichert ist – im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-

bedingungen für die Haftpflicht-Versicherung (AHB) und 
der nachfolgenden Bestimmungen – die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers als Halter von Hunden, 
Reit- und Zugtieren (Pferde, Kleinpferde, Ponys, Maultiere, 
Esel, usw.) zu privaten (nicht gewerblichen) Zwecken.

2	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Hüters, 
sofern er nicht gewerbsmäßig tätig ist.

3	 Auslandsschäden

3.1	� Bei vorübergehendem Auslandsaufenthalt: Eingeschlos-
sen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – die gesetzliche 
Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Versicherungs-
fällen bei vorübergehendem Auslandsaufenthalt bis zu 
einem Jahr. 

3.2	� Sofern die Privathaftpflichtversicherung für den Versi-
cherungsnehmer bei den Basler Versicherungen besteht, 
verlängert sich dieser Zeitraum auf die dort für vorüberge-
henden Auslandsaufenthalt versicherte Dauer.

3.3	� Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Eu-
ropäischen Währungsunion angehören, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

4	� Die Besonderen Bedingungen für Mietsachschäden durch 
die Haltung von Hunden gemäß Abschnitt A Ziffer 6 gelten 
entsprechend.

5	� Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Halter von 
Welpen bzw. Fohlen im Jahr der Geburt bis zur nächsten 
Hauptfälligkeit des Vertrages, wenn die Muttertiere über 
diesen Vertrag versichert sind. Die Versicherung über diese 
Zeit hinaus ist besonders zu vereinbaren.

6	� Nicht versichert ist die Haftpflicht aus der Teilnahme an 
Pferderennen (z. B. Galopper- oder Trabrennen) sowie 
Vorbereitungen hierzu (Training).

7	� Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Deck-
schäden.

8	� Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden 
an Figuranten (Scheinverbrechern).

9	� Kein Versicherungsschutz besteht als Hüter von Kampf-
hunden. Als solche gelten American Pit Bull Terrier bzw. Pit 
Bull Terrier, Akbas, American Stafford Terrier bzw. Ameri-
can Staffordshire Terrier, American Bulldog, Bandog, Bor-
deaux-Dogge, Dogue de Bordeaux, Bullmastiff, Bull Terri-
er, Carpatin, Chinesischer Kampfhund, Dobermann, Dogo 
Argentino, Estrela-Berghund, Fila Brasileiro, Kangal (Ka-
rabas), Karsthund, Kaukasischer Owtcharka, Komondor, 
Kraski Ovcar, Mastiff, Mastin de los Pirineos, Mastin Espa-
nol, Mastino Napoletano, Mioritic, Mittelasiat. Owtcharka, 
Staffordshire Bull Terrier, Perro de Presa Canario, Perro de 
Presa Mallorquin, Pit Bull, Podhalaner, Pyrenäenberghund, 
Römischer Kampfhund, Rottweiler, Sarplaninac, Südruss. 
Owtcharka, Tibetanischer Mastiff, Tornjak, Tosa-Inu sowie 
Kreuzungen mit diesen Rassen.

10	� Forderungsausfalldeckung für Kosten aus tierärztlicher 
Behandlung des versicherten Hundes

10.1	 Gegenstand des Versicherungsschutzes

10.1.1	� Der Versicherer gewährt Versicherungsschutz für den Fall, 
dass der versicherte Hund des Versicherungsnehmers

10.1.1.1	� von einem fremden Hund, der nicht vom Versicherungs-
nehmer selbst oder mit ihm in häuslicher Gemeinschaft le-
benden Personen gehalten wird, verletzt oder getötet wird

10.1.1.2	� und der versicherte Hund aufgrund der hierdurch erlittenen 
Verletzungen bei einem Tierarzt oder auch in einer Tier- 
klinik behandelt oder notgetötet werden muss



12 von 18

10.1.1.3	� und der Versicherungsnehmer diese berechtigte Forderung 
(Kosten der tierärztlichen Behandlung bzw. Nottötung) 
gegen den Schadenersatzpflichtigen nicht oder nicht voll 
durchsetzen kann (Forderungsausfall).

10.1.2	� Der Versicherer stellt den Versicherungsnehmer so, als 
hätte der Schadenersatzpflichtige dieselbe Tierhalter-Haft-
pflichtversicherung einschließlich Kampfhunde wie der 
Versicherungsnehmer abgeschlossen.

10.2	 Umfang des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Schadener-
eignisse in Deutschland. Versicherungsfall ist das Scha-
denereignis, das Haftpflichtansprüche gemäß Ziffer 1 zur 
Folge haben könnte. Bei Tod des Hundes sind neben den 
tierärztlichen Behandlungskosten auch die Bestattungs-
kosten Gegenstand der Versicherung. Versicherungsschutz 
besteht für den Ausfall berechtigter Forderungen bis max. 
1.500 EUR je Versicherungsfall und Versicherungsjahr.

10.3	 Leistungsvoraussetzungen

Voraussetzung für eine Versicherungsleistung ist, dass

10.3.1	� der Hundehalter oder –hüter des schädigenden Hundes 
über keinen Versicherungsschutz aus einer Hundehalter-
Haftpflichtversicherung verfügt, noch Versicherungsschutz 
aus anderweitigen Versicherungen (z. B. einer Privat-Haft-
pflichtversicherung) erlangen kann;

10.3.2	� ein Hundehalter oder –hüter des schädigenden Hundes 
nicht ermittelt werden kann;

10.3.3	� dem Versicherer alle Umstände des Versicherungsfalles 
ausführlich, wahrheitsgemäß und unverzüglich gemeldet 
werden und der Versicherer die gesetzliche Haftpflicht des 
Schadenersatzpflichtigen anerkennt;

10.3.4	� an den Versicherer die Ansprüche gegen den Schadener-
satzpflichtigen in Höhe der Versicherungsleistung abgetre-
ten werden.

10.4	� Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die Leistungsvor-
aussetzungen dem Versicherer zu belegen und nachzuwei-
sen (z. B. Zeitpunkt, Ursache, Hergang des Schadens, Höhe 
des Forderungsausfalls). Insbesondere muss nachgewie-
sen werden, dass die Verletzungen des Hundes von einem 
fremden Hund beigebracht wurden (z. B. durch Bestätigung 
des behandelnden Tierarztes oder der Tierklinik).

10.5	 Ausschlüsse

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf 

10.5.1	� alle Arten von Nebenkosten wie z. B. Aufwendungen für 
Wege-, Verweilgeld und Reisekosten des behandelnden 
Tierarztes oder des Versicherungsnehmers sowie etwaige 
Rehabilitationsmaßnahmen, Ergänzungs- und Diätfutter-
mittel für den versicherten Hund;

10.5.2	� Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten einer Rechtsverfol-
gung;

10.5.3	� Schäden, zu deren Ersatz bei einem Dritten Leistungen 
beantragt werden können oder ein Dritter Leistungen zu 
erbringen hat (z. B. Tierunfall-, Tierkranken- oder Tierle-
bensversicherung);

10.5.4	� aus im Ausland vorkommenden Schadenereignissen. 

11	 Umweltschadensversicherung

�Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umweltscha-
densgesetz zur Sanierung von Umweltschäden.

Versicherungsschutz besteht im Umfang der Allgemeinen 
Bedingungen für die Umweltschadenversicherung (USV). 

D	 Bauherr für private Bauvorhaben
1	 Versicherungsumfang

1.1	� Versichert ist – im Rahmen der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflicht-Versicherung (AHB) 
und der nachfolgenden Bestimmungen – die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers als privater Bauherr 
für das im Versicherungsschein und seinen Nachträgen be-
schriebene Bauvorhaben.

1.2	� Versicherungsschutz wird nur gewährt, wenn Planung, 
Bauleitung und Bauausführung an einen Dritten vergeben 
sind.

1.3	� Die Versicherung endet mit Beendigung der Bauarbeiten, 
spätestens zwei Jahre nach Versicherungsbeginn.

1.4	 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 

1.4.1	� als Haus- und Grundstücksbesitzer für das zu bebauende 
Grundstück und für das zu errichtende Bauwerk gemäß Ab-
schnitt B. Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche aus 
dem Verändern der Grundwasserverhältnisse;

1.4.2	� aus dem Gebrauch von nur auf dem Versicherungsgrund-
stück verkehrenden Kraftfahrzeugen und Anhängern ohne 
Rücksicht auf eine Höchstgeschwindigkeit.

Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in 
Ziffern 3.1 (2) und 4.3 (1) AHB.

Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür 
zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtig-
ten Fahrer gebraucht wird.

2	 Sachschäden durch Abwässer

2.1	� Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.14 (1) AHB 
– Haftpflichtansprüche aus Sachschäden durch Abwässer 
und Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden, die durch 
Abwässer aus dem Rückstau des Straßenkanals auftreten.

2.2	� Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an Entwässe-
rungsleitungen durch Verschmutzungen und Verstopfun-
gen und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

2.3	 Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberührt. 

3	 Umweltschadensversicherung

�Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umweltscha-
densgesetz zur Sanierung von Umweltschäden.

Versicherungsschutz besteht im Umfang der Allgemeinen 
Bedingungen für die Umweltschadenversicherung (USV).

4	 Bauen in Eigenleistung/Nachbarschaftshilfe

4.1	� Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
vereinbart, ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers aus der Ausführung der Bauar-
beiten oder eines Teiles dieser Arbeiten in Eigenleistung/
Nachbarschaftshilfe. 

4.2	� Eigene Bauausführung bis 25.000 EUR Eigenleistung ist 
mitversichert. Wird dieser Wert der Eigenleistung über-
schritten, ist Versicherungsschutz für eigene Bauausfüh-
rung zu beantragen.
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4.3	� Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
sämtlicher mit den Bauarbeiten beschäftigter Personen für 
Schäden, die sie in Ausführung der Baueigenleistung ver-
ursachen. 

4.4	� Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß 
Sozialgesetzbuch VII handelt. Das gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehöri-
gen derselben Dienststelle zugefügt werden.

5	� Einsatz eigener oder geliehener/gemieteter Baumaschi-
nen/Kräne – ohne fremdes Bedienungspersonal 

5.1	� Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
vereinbart, ist versichert die gesetzliche Haftpflicht aus 
dem Einsatz eigener oder geliehener/gemieteter selbst-
fahrender Baumaschinen (Arbeitsmaschinen) bis 20 km/h, 
Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h (z. B. Hub- und 
Gabelstapler) und nichtselbstfahrender Baumaschinen/
Geräte (z. B. Hochbaukran).

5.2	� Für diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die Ausschlüsse in 
Ziffern 3.1 (2) 4.3 (1) AHB.

5.3	� Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür 
zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberech-
tigten Fahrer gebraucht wird. Der Fahrer des Fahrzeugs darf 
das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen oder Plätzen nur mit 
der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das 
Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die 
erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

5.4	� Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht des fremden 
angemieteten Bedienungspersonals. Ferner sind nicht ver-
sichert Schäden an den geliehenen/gemieteten Maschi-
nen/Geräten.

5.5	 Leitungsschäden

5.5.1	� Eingeschlossen sind gesetzliche Haftpflichtansprüche aus 
Schäden an Erdleitungen (Kabel, unterirdische Kanäle, 
Wasserleitungen, Gasrohre und andere Leitungen) sowie 
an elektrischen Frei- und Oberleitungen einschließlich der 
sich daraus ergebenden Folgeschäden.

5.5.2	� Abweichend von Ziffern 7.7 AHB und 7.10 b) AHB schließt 
der Versicherungsschutz auch die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Bearbeitungsschäden an solchen Leitungen ein.

5.5.3	� Die Höchstentschädigung des Versicherers beträgt im Rah-
men der für Sachschäden vereinbarten Versicherungssum-
me für Sach- und Vermögensschäden zusammen 100.000 
EUR. Die Gesamtleistung des Versicherers für alle Versiche-
rungsfälle während der vereinbarten Vertragsdauer ist auf 
das Zweifache dieser Summe begrenzt.

5.6	 Be- und Entladeschäden

5.6.1	� Eingeschlossen ist abweichend von Ziffern 7.7 AHB und 
7.10 (b) AHB die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschä-
digung von Land- und Wasserfahrzeugen sowie Contai-
nern beim und/oder durch Be- und Entladen und infolge 
des Be- und Entladens und alle sich daraus ergebenden 
Folgeschäden.

5.6.2	� Für Schäden an Containern besteht auch dann Versiche-
rungsschutz, wenn diese entstehen beim Abheben von 
oder Heben auf Landfahrzeuge durch Kräne oder Winden 
zum Zwecke des Be- oder Entladens. 

5.6.3	� Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleibt gemäß Zif-
fer 7.7 AHB die Beschädigung der Ladung von Fahrzeugen. 

5.7	 Planung und/oder Bauleitung

�Sofern im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
vereinbart, ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers aus der Übernahme der Planung 
und/oder Bauleitung. Schäden am geplanten Bauobjekt 
bleiben ausgeschlossen.

E	� Wassersportfahrzeuge zu Privat- und 
Sportzwecken

1	� Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus Halten, Besitz und Gebrauch des im Versi-
cherungsvertrag bezeichneten Wassersportfahrzeugs, das 
ausschließlich zu privaten Zwecken und/oder zur gelegent-
lichen Vermietung ohne Berufsbesatzung verwendet wird 
und dessen Standort im Inland ist.

2	 Mitversichert ist

2.1	� die persönliche gesetzliche Haftpflicht des Schiffsführers 
in dieser Eigenschaft;

2.2	� der Schiffsmannschaft und sonstigen Angestellten und Arbei-
tern aus der Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für 
den Versicherungsnehmer. Ausgeschlossen sind Haftpflicht-
ansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Ar-
beitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. 

Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beam-
tenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge 
des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt 
werden;

2.3	� die gesetzliche Haftpflicht aus dem Ziehen von Wasserski-
läufern und Schirmdrachenfliegern;

2.4	� die gesetzliche Haftpflicht aus dem Halten, Besitz und Ge-
brauch eines Beibootes. Der Versicherungsschutz erstreckt 
sich auch auf Beiboote mit Motorantrieb bis 18 kW/25 PS.

3	 Nicht versichert ist

3.1	� die persönliche Haftpflicht des Wasserskiläufers und des 
Schirmdrachenfliegers; 

3.2	� die Haftpflicht wegen Schäden, die sich bei der Beteiligung 
an Motorbootrennen oder bei den damit im Zusammen-
hang stehenden Übungsfahrten ereignen. 

4	� Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Per-
sonen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), 
die den Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder 
sonst pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explo-
siblen Stoffen verursachen.

5	 Führen ohne vorgeschriebene behördliche Erlaubnis 

5.1	� Das Wassersportfahrzeug darf nur von einem berechtig-
ten Führer gebraucht werden. Berechtigter Führer ist, wer 
das Wassersportfahrzeug mit Wissen und Willen des Ver-
fügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungs-
nehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Was-
sersportfahrzeug nicht von einem unberechtigten Führer 
gebraucht wird.
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5.2	� Der Führer des Wassersportfahrzeugs darf das Wasser-
sportfahrzeug nur mit der erforderlichen behördlichen Er-
laubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflich-
tet, dafür zu sorgen, dass das Wassersportfahrzeug nicht 
von einem Führer benutzt wird, der nicht die erforderliche 
behördliche Erlaubnis hat. 

6	 Auslandsschäden

6.1	� Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
im Ausland vorkommender Versicherungsfälle;

6.2	 Ausgeschlossen sind Ansprüche

6.2.1	� aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Personen, 
die vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt oder 
dort mit der Durchführung von Arbeiten betraut worden 
sind. 

Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtansprüche 
gegen den Versicherungsnehmer und den in Ziffer 2.1 
genannten Schiffsführer aus Arbeitsunfällen und Berufs-
krankheiten, die den Bestimmungen des Sozialgesetzbuch 
VII unterliegen (siehe Ziffer 7.9 AHB);

6.2.2	� auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere puni-
tive und exemplary damages;

6.2.3	� nach den Artikeln 1792 ff und den damit in Zusammen-
hang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des 
französischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen 
anderer Länder.

6.3	� Bei Versicherungsfällen in den USA und Kanada werden 
Aufwendungen des Versicherers für Kosten – abweichend 
von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versicherungs-
summe angerechnet. 

Kosten sind:

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem 
Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, 
wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden 
sind. 

6.4	� Die Leistungen des Versicherers erfolgen in EUR. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Euro-
päischen Währungsunion angehören, gelten die Verpflich-
tungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in 
dem der EUR-Betrag bei einem in der Europäischen Wäh-
rungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

6.5	� Im Falle der vorläufigen Beschlagnahme eines Wasser-
sportfahrzeuges in einem ausländischen Hafen ist die 
etwa erforderliche Sicherheitsleistung oder Hinterlegung 
ausschließlich Sache des Versicherungsnehmers.

7	� Inländische Versicherungsfälle, die im Ausland geltend 
gemacht werden 

7.1	� Für Ansprüche, die im Ausland geltend gemacht werden, 
gilt:

7.1.1	� Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben An-
sprüche

7.1.1.1	� auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere puni-
tive und exemplary damages;

7.1.1.2	� nach den Artikeln 1792 ff und den damit in Zusammen-
hang stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des 
französischen Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen 
anderer Länder.

7.2	� Bei Versicherungsfällen in den USA und Kanada werden 
Aufwendungen des Versicherers für Kosten – abweichend 
von Ziffer 6.5 AHB – als Leistungen auf die Versicherungs-
summe angerechnet.

Kosten sind:

Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 
Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Scha-
dens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie 
Schadenermittlungskosten, auch Reisekosten, die dem Ver-
sicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch dann, wenn 
die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

7.3	� Die Leistungen des Versicherers erfolgen in EUR. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Euro-
päischen Währungsunion angehören, gelten die Verpflich-
tungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in 
dem der EUR-Betrag bei einem in der Europäischen Wäh-
rungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

8	 Gewässerschäden

8.1	� Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögens-
schäden wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers für unmittelbare 
oder mittelbare Folgen von Veränderungen der physikali-
schen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit ei-
nes Gewässers einschließlich des Grundwassers (Gewäs-
serschäden), mit Ausnahme von Gewässerschäden

8.1.1	� durch Einleiten oder Einbringen von gewässerschädlichen 
Stoffen in Gewässer oder durch sonstiges bewusstes Ein-
wirken auf Gewässer.

Dies gilt auch, wenn die Einleitung oder Einwirkung zur Ret-
tung anderer Rechtsgüter geboten ist.

8.1.2	� durch betriebsbedingtes Abtropfen oder Ablaufen von Öl 
oder anderen Flüssigkeiten aus Tankverschlüssen, Betan-
kungsanlagen oder aus maschinellen Einrichtungen des 
Schiffes.

8.2	� Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die Per-
sonen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), 
die den Schaden durch bewusstes Abweichen von dem 
Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an 
den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen An-
ordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben. 

8.3	� Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen 
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Generalstreik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfü-
gungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das 
gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich 
elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

9	� Ansprüche mitversicherter Personen untereinander 

	� Eingeschlossen sind – in teilweiser Abänderung von Zif-
fer 7.4 AHB – auch Haftpflichtansprüche mitversicherter 
Personen untereinander wegen

9.1	� Personenschäden, bei denen es sich nicht um Arbeits
unfälle und Berufskrankheiten in dem Betrieb handelt, in 
dem die schadenverursachende Person beschäftigt ist;
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9.2	� Sachschäden, sofern diese mehr als 150 EUR je Scha-
denereignis betragen.

10	 Mietsachschäden

10.1	� Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die 
gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung oder Zerstö-
rung von zu privaten Zwecken gemieteten Einstellräumen 
(ohne Inhalt) und Steganlagen zur Unterbringung des Was-
sersportfahrzeuges. 

10.2	� Die Höchstersatzleistung beträgt im Rahmen der Sach-
schadenversicherungssumme 100.000 EUR je Versiche-
rungsfall und Versicherungsjahr.

10.3	� Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 100 EUR 
selbst zu tragen.

11	 Kfz und Kfz-Anhänger

11.1	� Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von 
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Kfz oder Kfz-Anhängers verursachen. 

11.2	� Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen Schäden, die 
verursacht werden durch den Gebrauch eines nicht zulas-
sungs- und versicherungspflichtigen Bootsanhängers.

11.3	� Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versi-
cherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten. 

11.4	� Eine Tätigkeit der in a) genannten Personen an einem Kfz 
und Kfz-Anhänger ist kein Gebrauch im Sinne dieser Be-
stimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besit-
zer des Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht 
in Betrieb gesetzt wird.

12	 Luft-/Raumfahrzeuge

Auf Abschnitt H Ziffer 4 wird verwiesen.

13	 Umweltschadensversicherung

Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umweltscha-
densgesetz zur Sanierung von Umweltschäden.

Versicherungsschutz besteht im Umfang der Allgemeinen 
Bedingungen für die Umweltschadenversicherung (USV). 

F	� Die folgenden Besonderen Bedingungen 
gelten für die Abschnitte A bis E

1	� Gewässerschäden 

	  – außer Anlagenrisiko –

1.1	 Gegenstand der Versicherung

Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögens-
schäden wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers für unmittelbare 
oder mittelbare Folgen von Veränderungen der physikali-
schen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit ei-
nes Gewässers einschließlich des Grundwassers (Gewäs-
serschäden) mit Ausnahme der Haftpflicht als Inhaber von 
Anlagen zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen 
und aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe. (Versi-
cherungsschutz hierfür wird ausschließlich durch beson-
deren Vertrag gewährt.)

1.2	 Rettungskosten

1.2.1	� Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens für geboten halten durfte (Rettungskos-
ten), sowie außergerichtliche Gutachterkosten werden vom 
Versicherer insoweit übernommen, als sie zusammen mit 
der Entschädigungsleistung die Versicherungssumme für 
Sachschäden nicht übersteigen. Für Gerichts- und Anwalts-
kosten bleibt es bei der Regelung der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung.

1.2.2	� Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und 
außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu 
ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädigung die 
Versicherungssumme für Sachschäden übersteigen. Eine 
Billigung des Versicherers von Maßnahmen des Versiche-
rungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder Minderung 
des Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers. 

1.3	 Ausschlüsse

1.3.1	� Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten), die den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von 
dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, 
an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen 
Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben.

1.3.2	� Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die mittelbar oder unmittelbar auf Kriegsereignis-
sen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren 
Unruhen, Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in ei-
nem Bundesland) oder unmittelbar auf Verfügungen oder 
Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt 
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare 
Naturkräfte ausgewirkt haben.

2	� Vermögensschäden

2.1	� Im Rahmen des Vertrages ist die gesetzliche Haftpflicht 
wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziffer 2.1 AHB 
wegen Versicherungsfällen mitversichert, die während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind.

2.2	 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden

2.2.1	� durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrage 
oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelie-
ferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen;

2.2.2	� aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, 
prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit;

2.2.3	� aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, 
Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus 
Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung sowie aus 
Untreue und Unterschlagung;

2.2.4	� aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und 
Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbs-
rechts;

2.2.5	� aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und 
Kostenanschlägen;

2.2.6	� aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an 
wirtschaftlich verbundene Unternehmen;

2.2.7	 aus Vermittlungsgeschäften aller Art;

2.2.8	� aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveran-
staltung;

2.2.9	 aus Rationalisierung und Automatisierung;
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2.2.10	� aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige 
oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäftsfüh-
rung, Aufsichtsrat oder Beirat oder anderer vergleichbarer 
Leitungs- oder Aufsichtsgremien/Organe im Zusammen-
hang stehen;

2.2.11	� aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behörd-
lichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen 
des Auftraggebers oder aus sonstiger bewusster Pflichtver-
letzung;

2.2.12	� aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von 
Geld, Wertpapieren und Wertsachen;

2.2.13	� aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. Geräusche, 
Gerüche, Erschütterungen).

G	 Private Heizöltankanlagen
Zusatzbedingungen zur Privat- sowie Haus- und Grund-
besitzer-Haftpflichtversicherung für die Versicherung der 
Haftpflicht aus Gewässerschäden – Anlagenrisiko –

1	 Gegenstand der Versicherung

1.1	� Versichert ist die Haftpflicht des Versicherungsnehmers als 
Eigentümer oder Mieter der im Versicherungsschein oder 
seinen Nachträgen angegebenen Anlagen zur Lagerung 
von gewässerschädlichen Stoffen und aus der Verwendung 
dieser gelagerten Stoffe für unmittelbare oder mittelbare 
Folgen (Personen-, Sach- und Vermögensschäden) von Ver-
änderungen der physikalischen, chemischen oder biologi-
schen Beschaffenheit eines Gewässers einschließlich des 
Grundwassers (Gewässerschaden).

1.2	� Soweit im Versicherungsschein und seinen Nachträgen 
sowie im Folgenden nichts anderes bestimmt ist, finden 
die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haft-
pflichtversicherung (AHB) Anwendung.

1.3	� Mitversichert sind die Personen, die der Versicherungsneh-
mer durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, 
Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grundstücke 
beauftragt hat für den Fall, dass sie aus Anlass dieser Ver-
richtungen in Anspruch genommen werden.

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle im Betrieb des 
Versicherungsnehmers gemäß Sozialgesetzbuch VII handelt.

2	 Rettungskosten

2.1	� Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsneh-
mer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minderung 
des Schadens für geboten halten durfte (Rettungskosten), 
sowie außergerichtliche Gutachterkosten werden vom Ver-
sicherer insoweit übernommen, als sie zusammen mit der 
Entschädigungsleistung die Einheitsversicherungssumme 
nicht übersteigen.

Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung 
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haft-
pflichtversicherung.

2.2	� Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und 
außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu 
ersetzen, als sie zusammen mit der Entschädigung die Ein-
heitsversicherungssumme übersteigen.

Eine Billigung des Versicherers von Maßnahmen des Versi-
cherungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers.

3	 Vorsätzliche Verstöße

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicher-
ten), die den Schaden durch vorsätzliches Abweichen von 
dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, 
an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen 
Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt haben.

4	 Vorsorgeversicherung

Die Bestimmungen der Ziffern 3.1 (3) und 4 AHB – Vorsor-
geversicherung – finden keine Anwendung. 

5	 Gemeingefahren

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schä-
den, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, 
anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unru-
hen, Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in einem 
Bundesland) oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maß-
nahmen von hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt für 
Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare 
Naturkräfte ausgewirkt haben. 

6	 Eingeschlossene Schäden

6.1	� Eingeschlossen sind abweichend von Ziffer 1 AHB – auch 
ohne dass ein Gewässerschaden droht oder eintritt Schä-
den an unbeweglichen Sachen des Versicherungsnehmers, 
die dadurch verursacht werden, dass die gewässerschädli-
chen Stoffe bestimmungswidrig aus der Anlage (gemäß Zif-
fer 1.1 der Zusatzbedingungen) ausgetreten sind. Der Ver-
sicherer ersetzt die Aufwendungen zur Wiederherstellung 
des Zustands, wie er vor Eintritt des Schadens bestand. 
Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen. 

6.2	� Ausgeschlossen bleiben Schäden an der Anlage (gemäß 
§ 1 Abs. 1. der Zusatzbedingungen) selbst.

6.3	� Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 500 EUR 
selbst zu tragen.

7	 Umweltschadensversicherung

Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlich-rechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers gemäß Umweltscha-
densgesetz zur Sanierung von Umweltschäden.

Versicherungsschutz besteht im Umfang der Allgemeinen 
Bedingungen für die Umweltschadenversicherung (USV). 

8	 Erläuterungen zu den Zusatzbedingungen

8.1	� Die Gewässerschadenversicherung im Umfang der Zusatz-
bedingungen bezieht sich nicht nur auf die Haftpflicht aus 
§ 22 des Wasserhaushaltsgesetzes, sondern auch auf alle 
anderen gesetzlichen Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts.

8.2	� Nicht zum versicherten Risiko gehört, was nicht nach dem 
Antrag ausdrücklich in Versicherung gegeben oder nach 
Besonderen Bedingungen beitragsfrei eingeschlossen ist. 

8.3	 Insbesondere gilt für:

8.3.1	 Kraft- und Wasserfahrzeuge

8.3.1.1	� Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die 
der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhän-
gers verursachen.
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8.3.1.2	� Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die 
der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftrage Person durch den 
Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für 
die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in 
Anspruch genommen werden.

8.3.1.3	� Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicher-
ten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein 
Versicherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Ver-
sicherten.

8.3.1.4	� Eine Tätigkeit der in 8.3.1.1 und 8.3.1.2 genannten Perso-
nen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und 
Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestim-
mung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer 
des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in 
Betrieb gesetzt wird. 

8.3.2	 Luft-/Raumfahrzeuge

8.3.2.1	� Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von 
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Luft- oder Raumfahrzeuges verursachen oder 
für die sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raum-
fahrzeuges in Anspruch genommen werden.

8.3.2.2	� Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versi-
cherungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versi-
cherten.

8.3.2.3	 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 

8.3.2.3.1	�der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen von Luft- oder 
Raumfahrzeugen, soweit die Teile ersichtlich für den Bau 
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- 
oder Raumfahrzeuge bestimmt waren;

8.3.2.3.2	�Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Über-
holung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahr-
zeugen oder deren Teilen, und zwar wegen Schäden an 
Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit diesen beförderten 
Sachen, der Insassen und allen sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden sowie wegen sonstiger Schäden durch 
Luft- oder Raumfahrzeuge.

8.4	� Nach den Zusatzbedingungen ist auch die Haftpflicht aus 
Gewässerschäden mitversichert, die dadurch entstehen, 
dass aus den versicherten Behältern gewässerschädliche 
Stoffe in Abwässer und mit diesen in Gewässer gelangen.

8.5	� Rettungskosten im Sinne von Ziffer 2 der Zusatzbedingun-
gen entstehen bereits dann, wenn der Eintritt des Scha-
denereignisses ohne Einleitung von Rettungsmaßnahmen 
als unvermeidbar angesehen werden durfte. Für die Erstat-
tung von Rettungskosten ist es unerheblich, aus welchem 
Rechtsgrund (öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich) der 
Versicherungsnehmer zur Zahlung dieser Kosten verpflich-
tet ist.

Rettungskosten sind auch Aufwendungen zur Wiederher-
stellung des Zustands von Grundstücksund Gebäudeteilen 
– auch des Versicherungsnehmers –, wie er vor Beginn der 
Rettungsmaßnahmen bestand. Eintretende Wertverbes-
serungen oder Kosten, die zur Erhaltung, Reparatur oder 
Erneuerung der Anlage selbst ohnehin entstanden wären, 
sind abzuziehen.

H	� Allgemeine Risikobegrenzungen
1	 �Von der Versicherung ausgenommen ist, was nicht nach 

dem Antrag ausdrücklich in Versicherung gegeben oder 
nach den Besonderen Bedingungen prämienfrei mitversi-
chert ist, insbesondere die Haftpflicht:

1.1	� aus Tätigkeiten, die weder dem versicherten Betrieb oder 
Beruf eigen noch sonst dem versicherten Risiko zuzurech-
nen sind;

1.2	� aus Überlassen von selbstfahrenden Arbeitsmaschinen 
und Abgabe von Kraft an Betriebsfremde; 

1.3	� aus Herstellung, Verarbeitung und Beförderung von 
Sprengstoffen oder aus ihrer Lagerung zu Großhandels-
zwecken sowie aus Veranstaltung oder Abbrennen von 
Feuerwerken; 

1.4	� aus Besitz oder Betrieb von Bahnen zur Beförderung von 
Personen oder Sachen;

1.5	 aus dem Verändern der Grundwasserverhältnisse. 

2	 Brand- und Explosionsschäden

Nicht versichert sind Ansprüche gegen die Personen (Ver-
sicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den 
Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder sonst 
pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen 
Stoffen verursachen.

3	� Kraft- und Wasserfahrzeuge (für Privat-Haftpflicht gilt 
Abschnitt A Ziffer 3)

3.1	� Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von 
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Ge-
brauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeuganhängers 
verursachen.

3.2	� Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die 
der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine 
von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den 
Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder für 
die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeugs in 
Anspruch genommen werden.

3.3	� Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherter) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

3.4	� Eine Tätigkeit der in Absatz 1. und 2. genannten Perso-
nen an einem Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und 
Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestim-
mung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer 
des Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in 
Betrieb gesetzt wird.

4	� Luft-/Raumfahrzeuge (für Privat-Haftpflicht gilt Abschnitt 
A Ziffer 3)

4.1	� Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ih-
nen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch 
eines Luft- oder Raumfahrzeugs verursachen oder für die 
sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeugs 
in Anspruch genommen werden.

4.2	� Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten 
(Versicherungsnehmer oder Mitversicherter) kein Versiche-
rungsschutz, so gilt das auch für alle anderen Versicherten.

4.3	 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus
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4.3.1	� der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung 
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen von Luft- oder 
Raumfahrzeugen, soweit die Teile ersichtlich für den Bau 
von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- 
oder Raumfahrzeuge bestimmt waren;

4.3.2	� Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Über-
holung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahr-
zeugen oder deren Teilen, und zwar wegen Schäden an 
Luft- oder Raumfahrzeugen, der mit diesen beförderten 
Sachen, der Insassen und allen sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden sowie wegen sonstiger Schäden durch 
Luft- oder Raumfahrzeuge.

5	 Kriegsausschluss 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die 
nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen 
Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, 
illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder 
Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das gleiche gilt 
für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich elementare 
Naturkräfte ausgewirkt haben.


	AHB BAS 8221 07.19
	Pferdebetriebe - Besondere Bedingungen Land- und Forstwirtschaftliche Betriebe BAS 8206 07.19
	Umweltrisiken BAS 8219 07.19
	Umweltschadenversicherung BAS 8218 07.19
	BBR Comfort 8220 07.19

